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A. Problem 

Am 29. März 1979 hatte der Bundestag die Einsetzung einer 
Enquete-Kommission „Zukünftige Kernenergie-Politik" be-
schlossen, die die umfassende Aufgabe erhielt, die zukünftigen 
Entscheidungsmöglichkeiten und Entscheidungsnotwendig-
keiten unter ökologischen, ökonomischen, gesellschaftlichen 
und Sicherheitsgesichtspunkten national wie international 
darzustellen und Empfehlungen für entsprechende Entschei-
dungen zu erarbeiten. 

Die Enquete-Kommission hat dem Bundestag unter dem 
27. Juni 1980 ihren Bericht vorgelegt, den sie angesichts des 
umfassenden Auftrags und der relativen Kürze der zur Verfü-
gung stehenden Zeit nur als ein Zwischenergebnis verstanden 
wissen wollte. 

In diesem Bericht hat eine Mehrheit der Enquete-Kommission 
die Ansicht vertreten, daß nicht derzeit, sondern erst 1990 ent-
schieden werden muß, ob eine langfristige Nutzung der Kern-
energie unerläßlich ist oder nicht. Sie hat daher empfohlen, in 
den 80er Jahren eine Energiepolitik zu verwirklichen, die eine 
sachlich begründbare und eine von breiter Zustimmung der 
Bevölkerung getragene politische Entscheidung für oder gegen 
die langfristige Nutzung der Kernenergie etwa im Jahre 1990 
ermöglicht. Nach ihrer Auffassung ist es dafür erforderlich, 
daß in den 80er Jahren sowohl die rationelle Energienutzung 
und die Nutzung erneuerbarer Energiequellen so stark wie 
möglich gefördert wird als auch die Kernenergienutzung ent-
sprechend dem Bedarf weiter ermöglicht wird und fortge-
schrittene Nukleartechnologien weiter fortentwickelt werden. 
Zur Verwirklichung dieser Energiepolitik hat die Kommission 
mehrheitlich eine große Anzahl von Maßnahmenempfehlun- 
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gen verabschiedet, wobei die meisten Empfehlungen bewußt 
nicht in abgeschlossener Form oder gesetzestechnisch detail-
liert vorgelegt wurden, da sie davon ausging, daß die Empfeh-
lungen bei der Diskussion im parlamentarischen Raum kon-
kretisiert werden. 

Die Minderheit war dagegen der Ansicht, daß bereits heute 
deutlich ist, daß auf die Nutzung der Kernenergie nicht mehr 
verzichtet werden kann. Ihre Empfehlungen richten sich des-
halb konkret auf den Ausbau der Kernenergie und die konse-
quente Fortsetzung der Arbeiten zur Entsorgung mit Wieder-
aufarbeitung — gemäß dem von der Bundesregierung verfolg-
ten Konzept — und der Arbeiten zum Schnellen Brüter. Auch 
sie befürwortet die Nutzung erneuerbarer Energiequellen, die 
Ausschöpfung aller marktkonformen Einsparmöglichkeiten 
und eine rationelle Energieverwendung. Die Empfehlungen 
haben zum Ziel, die Einfuhr von Energierohstoffen, insbeson-
dere von Öl, so schnell wie möglich zu reduzieren. Dazu bedarf 
es des Einsatzes von Kohle und Kernenergie. 

B. Lösung 

Auf der Grundlage der von der Enquete-Kommission „Zukünf-
tige Kernenergie-Politik" ausgesprochenen Empfehlungen 
wird dem Bundestag nunmehr ein Maßnahmenkatalog zur 
Entscheidung vorgelegt, der es ermöglichen soll, die Energiepo-
litik der 80er Jahre so zu gestalten, daß Energieeinsparungen 
sowie die Nutzung erneuerbarer Energieträger verstärkt ver-
wirklicht, die, Nutzung der Kernenergie versorgungs- und indu-
striepolitisch weiter ermöglicht und fortgeschrittene Nuklear-
technologien weiterentwickelt werden. 

C. Alternativen 

Der dem Bundestag vorgelegte Maßnahmenkatalog ist teils 
einstimmig, teils mit Mehrheit beschlossen worden. Soweit er 
von der Fraktion der CDU/CSU nicht mitgetragen wurde, wer-
den im Bericht Ablehnungen und gegenlautende Voten im ein-
zelnen dargelegt. 

D. Kosten 

Die Enquete-Kommission des 8. Bundestages hat sich aus Zeit-
gründen mit den volkswirtschaftlichen und Kostengesichts-
punkten nicht befassen können. Über die finanziellen Auswir-
kungen der Beschlußempfehlungen wurden deshalb keine 
Feststellungen getroffen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. 

Der Bundestag nimmt den vorgelegten Zwischenbericht der 
Enquete-Kommission „Zukünftige Kernenergie-Politik" als 
Grundlage für parlamentarische Entscheidungen und als wich-
tigen Schritt auf dem Wege zur Versachlichung der Diskussion 
um die künftige Energiepolitik, insbesondere die künftige 
Nutzung der Kernenergie, zustimmend zu Kenntnis. Politiker 
und Wissenschaftler mit unterschiedlicher Haltung zur zu-
künftigen Nutzung der Kernenergie haben sich gemeinsam be-
müht, Voraussetzungen für die Akzeptanz der Energiepolitik 
der 80er Jahre zu schaffen und konsensfähige Vorschläge zu 
machen, die an nachvollziehbaren Kriterien orientiert werden. 
Der Zwischenbericht der Enquete-Kommission ist eine wich-
tige Grundlage für eine rationale öffentliche Diskussion um die 
zukünftige Energiepolitik in unserem Lande. 

Der Bundestag unterstreicht die Aussage des Enquete-Be-
richts, daß Unsicherheiten über wesentliche Bestimmungsgrö-
ßen und die Entwicklung des künftigen Energiebedarfs beste-
hen. Der Bundestag befürwortet daher vor dem Hintergrund 
der Empfehlungen des Enquete-Berichts zur Energiepolitik in 
den 80er Jahren eine Politik, die 

— einerseits auf eine größtmögliche Intensivierung von ener-
giepolitischen Maßnahmen zur Förderung von Energieein-
sparungen, insbesondere beim Ölverbrauch, und zur Ent-
wicklung und Nutzung erneuerbarer Energiequellen hin-
wirkt. Nur das Ausschöpfen aller technisch möglichen, wirt-
schaftlich vertretbaren und sozial akzeptablen Energieein-
sparungspotentiale und die gezielte Entwicklung neuer 
Energietechnologien wird eine rationale Entscheidung dar-
über ermöglichen, ob eine energiepolitische Zukunft ohne 
Kernenergie bzw. ohne den Übergang zur Nutzung der 
Kernenergie mit Wiederaufarbeitung und Schnellbrütern 
verwirklicht werden kann. Für derartige Entscheidungen 
über Energiesysteme hat die Enquete-Kommission die Krit-
rien 
— Wirtschaftlichkeit, 
— internationale Verträglichkeit, 
— Umweltverträglichkeit, 
— Sozialverträglichkeit 

entwickelt, die ein verantwortliches Abwägen von Vor- und 
Nachteilen verschiedener Energiesysteme ermöglichen; 

— andererseits die vorhandene Flexibilität in den Energiever

-

sorgungsstrukturen erhält, damit im Interesse einer siche-
ren Versorgung zu wettbewerbsfähigen Bedingungen auch 
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bei ungünstigeren Entwicklungen der Bedarf bei industriel-
len und privaten Verbrauchern gedeckt werden kann. Des-
halb müssen in den 80er Jahren alle Chancen zur Nutzung 
von leistungsfähigen und verantwortbaren Energiequellen 
— insbesondere die heimische Stein- und Braunkohle — 
ausgeschöpft und die hierfür benötigten Technologien wei-
terentwickelt werden. Dabei ist es-erforderlich, die nukleare 
Option in den 80er Jahren forschungs-, versorgungs- und in-
dustriepolitisch zu erhalten. Dies bedeutet, daß über die vor-
handenen Kernkraftwerke hinaus neue Kernkraftwerke im 
Rahmen des Bedarfs zugebaut werden müssen unter der 
Voraussetzung, daß in dem erforderlichen Zeitrahmen die 
Entsorgung gesichert ist. Der Einsatz der Kernenergie muß, 
um nicht in erneute einseitige Abhängigkeiten zu geraten, 
auch in den 80er Jahren auf das. zur Sicherung unserer 
Energieversorgung notwendige Maß beschränkt bleiben. 

Dabei wird nicht verkannt, daß die Kernenergie bereits 
heute in Industrie- und einigen Schwellenländern eine 
wichtige Versorgungsfunktion wahrnimmt. 

Energiepolitische Pfade 

Die Erarbeitung von vier unterschiedlichen energiepolitischen 
Pfaden mit der systemanalytischen Methode der Modellbil-
dung ist ein wichtiges Mittel, um einige quantitative Zusam-
menhänge langfristig denkbarer alternativer Entwicklungen 
zu verdeutlichen. 

Sie können jedoch kein vollständiges Bild von den Bedingun-
gen und Konsequenzen der Verwirklichung der vier unter-
schiedlichen Zielprojektionen geben. Stärker berücksichtigt 
werden müssen insbesondere: 

— die volkswirtschaftlichen Zusammenhänge bei den Annah-
men (z. B. Konsequenzen des Strukturwandels; Beschäfti-
gungsprobleme; Finanzierbarkeit der jeweiligen Energiein-
vestitionen) 

— die wirtschaftlichen Auswirkungen der unterschiedlichen 
Szenarien über die Deckung des Energiebedarfs auf Kosten 
und Energiepreise und damit auch die Wettbewerbssitua-
tion der deutschen Industrieproduktion. 

Dabei wird nicht verkannt, daß Wirtschaftlichkeitskriterien 
nicht die alleinige Leitgröße sein können, wenn man Energie-
politik gestaltet. Ebenso wichtig ist eine Analyse des aus der 
Sicht gesellschaftlicher Zielsetzung Wünschbaren und Not-
wendigen. 

II. 

Die Bundesregierung wird ersucht, die nachfolgend aufgeführ-
ten Empfehlungen zur Förderung von Energiequellen, zur Re-
aktorsicherheit und zur Entsorgung umzusetzen, 
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zur Förderung der Energieeinsparungen und zur verstärkten 
Nutzung erneuerbarer Energiequellen 

1.1 ein umfangreiches Schwerpunktprogramm zur Erforschung 
der bauphysikalischen, bauwirtschaftlichen und wohnphysio-
logischen Aspekte energieeinsparender Bauweisen zu verab-
schieden. 

Ein solches Schwerpunktprogramm sollte die Bauwissenschaf-
ten in den Stand setzen, die folgenden Aufgaben sachgerecht 
zu erfüllen: 
— Entwicklung und Erprobung verschiedener Konzepte ener-

gieeinsparender Bauweisen für die verschiedensten Ver-
wendungszwecke, die außerdem bedarfsgerecht und kosten-
günstig sein sollen; 

— Vermittlung des bauphysikalisch aktuellen Wissens an Ar-
chitekten und andere am Bauplanungs- und -erstellungsvor-
gang Beteiligte; 

— Intensive Erforschung der bauwirtschaftlichen und bau

-

stoffwirtschaftlichen Implikationen energieeinsparender 
Bauweisen; 

- Erforschung des menschlichen Wohlbehagens unter ver

-

schiedenen Arten der je nach Gebäudeform unterschiedli-
chen Klimaführung; 

— Erforschung und Erprobung verschiedener Konzepte der 
wärmetechnischen Sanierung des Altbaubestandes. Dabei 
ist insbesondere die bisher ungelöste — weil nur bei der Be-
trachtung des Gesamtsystems zu lösende — Frage zu beant-
worten, welche technischen Einsparmaßnahmen in welcher 
Reihenfolge, in welcher Verbindung und in welchem Aus-
maß unter verschiedenen Bedingungen wirtschaftlich sind 
und also durchgeführt werden sollten; 

— Erforschung der Möglichkeit, die Energieökonomie eines 
Gebäudes durch ein objektivierbares Maß („Energiekenn

-

zahl") zu beschreiben. Ein solches Maß wäre für die justi

-

tiable Regelung verschiedener Aspekte der energieökono

-

mischen Gebäudegestaltung von großer Bedeutung. Sobald 
es gelingt, die energetischen Gebäudeeigenschaften zu ob

-

jektivieren, sollte diese Eigenschaft Gegenstand der Ge

-

währleistung durch den Gebäudehersteller werden. 
Diese Aufgaben sind finanziell und in zeitlicher Perspektive 
schwerlich von wesentlich geringerer Dimension als sie bei 
Großforschungsprogrammen üblich sind. Die Förderung der 
Gebäudetechnologie ist deshalb auf eine Stufe zu stellen mit 
der Förderung anderer Energietechnologien (Kohle, Kernener-
gie) sowie anderer Zukunftstechnologien (Datenverarbeitung). 
Im Interesse der Nutzung bestehender Kapazitäten sollten je-
doch keine weiteren Großforschungsinstitute gegründet wer-
den, sondern das Programm auf zahlreiche kleine Institute, 
insbesondere Hochschulinstitute, verteilt werden, soweit eine 
gute Koordinierung gewährleistet ist. Die administrativen Vor-
schriften sollten dementsprechend einfach sein, so daß sich für 
kleine Institute keine Behinderungen aus überzogenen forma-
len Forderungen ergeben; 
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1.2 bis Ende 1982 einen Überblick über die Entwicklung des Ener-
giebedarfs im Verkehrsbereich vorzulegen; 

1.3 in ihren künftigen Gesprächen mit der Automobilindustrie 
darauf hinzuwirken, daß sie im Rahmen ihrer Selbstverpflich-
tung ein noch ehrgeizigeres Einsparziel anstrebt; 

1.4 obgleich die kürzlich festgelegte Dreiteilung der Verbrauchs

-

angaben (bei 90 km/h, 120 km/h und im Stadtverkehr) einen 
wichtigen Schritt in Richtung realitätsgerechter Angaben be-
deutet, darauf hinzuwirken, daß im Hinblick auf den stark aus-
geprägten Einsparwillen der Autofahrer, diese mit exakteren 
realitätsnahen Angaben versorgt werden; 

1.5 obwohl bereits sogenannte Ökonometer auf einem technisch 
hohen Standard lieferbar sind, die Entwicklung besserer und 
vor allem preisgünstigerer Geräte zu fördern; 

1.6 darauf hinzuwirken, daß bei Dienstfahrzeugen die Einhaltung 
der Richtgeschwindigkeit sichergestellt wird und entspre-
chende Empfehlungen an die Länder weitergegeben werden; 

1.7 in Zusammenarbeit mit den Ländern auf die Weiterentwick-
lung des öffentlichen Personennahverkehrs, besonders in den 
ländlichen Räumen, hinzuwirken, wobei auf ausreichende 
Parkmöglichkeiten an den Haltestellen geachtet werden soll-
te; 

1.8 die Kilometerpauschale in eine allgemeine Entfernungspau-
schale umzuwandeln, sobald dies die finanzielle Lage der öf-
fentlichen Haushalte zuläßt; 

1.9 zu überprüfen, inwieweit sowohl finanzpolitisch als auch be-
grifflich die Zuwendungen an die und die Verschuldung der 
Deutschen Bundesbahn künftig so dargestellt werden können, 
daß die besondere Qualität dieser Leistung für die Allgemein-
heit stärker hervorgehoben wird; 

1.10 zu überprüfen, inwieweit ihre Empfehlungen an die Länder 
(Einsparmöglichkeiten durch verbesserte Ampelsteuerung, 
Maßnahmen zur Erhöhung der Attraktivität des öffentlichen 
Personennahverkehrs) zu entsprechenden Maßnahmen auf 
Gemeinde- und Länderebene geführt haben; 

1.11 im Zusammenwirken mit den Ländern die eingeleiteten Initia-
tiven des Bundes zum Bundesradwegeprogramm zügig umzu-
setzen; 

1.12 die bisherige finanzielle Förderung der Entwicklung des Elek

-

troantriebs und des Hybrid-Antriebs aufrechtzuerhalten; 

1.13 die noch ungenutzten Möglichkeiten der Treibstoffersparnis 
im Flugverkehr — wenn mehr als bisher Umwegflüge und 
Wartezeiten im Linienluftverkehr vermieden werden —, zu un-
tersuchen und auf eine stärkere Kooperation Luftverkehr/ 
Schiene hinzuwirken; 

1.14 die geplanten Neu- und Ausbaumaßnahmen der Bundesbahn 
im Schienennetz mit hoher Priorität zu realisieren, um die 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen, besonders auf dem 
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Güterverkehrsmarkt, zu stärken sowie den grenzüberschrei-
tenden Güterverkehr auf der Schiene mehr als bisher zu för-
dern; 

1.15 auf eine verstärkte Nutzung der Kraft-Wärme-Kopplung und 
Nutzung der Abwärme hinzuwirken. Dabei sollen die Marktsi-
tuation und die Belange der Wärmeverbraucher berücksichtigt 
werden. Mit den Ländern sollen Gespräche zur Schaffung bun-
deseinheitlicher Kriterien für die Standortvoraussetzungen 
für Kraftwerke, insbesondere zur Fernwärmeerzeugung, auf-
genommen werden. Die Finanzierungsprogramme für Fern-
wärme sind unter Einführung einer „Sanierungsklausel", d. h. 
Gegenrechnung von Immissionen aus Einzelfeuerung, fortzu-
führen; 

1.16 Maßnahmen mit dem Ziel zu prüfen, daß die Gemeinden die 
Energieeinsparung als ein Ziel der Städteplanung berücksich-
tigen und in Zusammenarbeit mit den Energieversorgungsun-
ternehmen Energieversorgungskonzepte (mit Wärmebedarfs-
plänen) erstellen; 

1.17 die weitere Entwicklung von Techniken für den industriellen 
Kohleeinsatz in kleinen und mittleren Anlagen für den Einsatz 
in der Industrie zu fördern und deren Markteinführung zu un-
terstützen; 

1.18 darauf hinzuwirken, daß insbesondere die öffentlichen Stellen 
verstärkt Geräte, Anlagen und Zusatzeinrichtungen, die zur 
Energieeinsparung beitragen, einführen, um ein Vorbild für 
die privaten Investoren zu geben; 

1.19 mit den Ländern darauf hinzuwirken, 
daß die Empfehlungen der Enquete-Kommission zur Auf-
nahme eines Faches Bauphysik/Energieökonomie in das Stu-
dienangebot und die Prüfungsordnung für Architekten und In-
genieure sowie Schaffung neuer Studien- (Energie-Ingenieur 
als Entwicklungs-Ingenieur sowie Energieberater) und Ausbil-
dungsgänge (z. B. Energie-Installateur) zunächst im Lehrange-
bot ihren Niederschlag finden sollten, wobei nach Vorliegen 
hinreichender Erfahrungen zu entscheiden sein wird, ob neue 
Berufsbilder (Energie-Ingenieur, Energie-Installateur) ge-
schaffen werden müssen, 
daß aus Gründen der Ressourcenschonung in den allgemein- 
und berufsbildenden Schulen sowie Weiterbildungseinrichtun-
gen Grundkenntnisse über Einsparmöglichkeiten vermittelt 
werden; 
daß die Mittel für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und Um- 
schulungen so umgeschichtet werden, daß für Qualifizierungs-
und Umschulungsmaßnahmen im Energieeinsparungssektor 
mehr aufgewendet werden kann, so daß der Engpaß von quali-
fizierten und geschulten Arbeitskräften überwunden wird; 

1.20 die Aktivitäten zur Verbraucherberatung und Information für 
Energieeinsparung zu verstärken; in den Verbraucherbera-
tungsstellen sollen regelmäßig Marktübersichten zu allen 
Energiespartechniken bereitgestellt werden. Bei den energie-
verbrauchenden Geräten, insbesondere bei Haushaltsgeräten, 
muß der Normverbrauch in der Weise angegeben werden, daß 
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er einen Vergleich mit dem Normverbrauch entsprechender 
Geräte anderer Hersteller zuläßt. Die Beratung über Energie-
einsparungsmaßnahmen sollte auch Informationen über die 
Nutzung erneuerbarer Energiequellen einschließen und neben 
den Haushalten auch an kleinere und mittlere Unternehmen 
gerichtet sein. Im Wohnbereich ist eine weitere Aufklärung 
über alle Energieeinsparmöglichkeiten für Neu- und Altbauten 
notwendig; 

1.21 in einer Studie detailliert aufzuzeigen, welche gesellschaftli-
chen und wirtschaftlichen Folgewirkungen bei einem sehr 
starken Energieeinsparen zu erwarten sind, wobei davon aus-
gegangen wird, daß der von der Enquete-Kommission vorge-
legte Katalog von Maßnahmen zur Energieeinsparung einbe-
zogen wird. An dieser Studie sollten sowohl Befürworter als 
auch Skeptiker des sehr starken Energieeinsparens und einer 
verstärkten Nutzung erneuerbarer Energieträger beteiligt 
werden; 

1.22 zusammen mit den Ländern dafür einzutreten, daß die institu-
tionellen Hemmnisse, die der Errichtung alternativer Energie-
anlagen entgegenstehen, abgebaut werden; 

1.23 da zur optimalen und kostengünstigen Nutzung von erneuerba-
ren Energiequellen und zur Speicherung dieser Energie es 
auch weiterhin erheblicher Forschungs- und Enwicklungsar-
beiten bedarf, die sowohl im Bereich der Grundlagenfor-
schung, beispielsweise bei der photochemischen Umwandlung 
von Sonnenenergie als auch im Bereich von Demonstrations-
anlagen liegen, folgende Untersuchungen durchzuführen: 

— Eine Systemstudie zur Ermittlung der Voraussetzungen 
und der Konsequenzen einer weiterreichenden Nutzung di-
rekter und indirekter Sonnenenergie. Besonderes Gewicht 
sollte dabei auf die Möglichkeiten der Verbindung verschie-
denartiger politischer Ziele gelegt werden („Kuppelproduk-
tion"). Zu denken wäre dabei an die Umweltpolitik, die Er-
nährungs- und Agrarpolitik, die Energiepolitik sowie die 
Entwicklungshilfepolitik. 

— Eine Untersuchung entwicklungspolitischer und außenwirt-
schaftlicher Perspektiven der Nutzung der Sonnenenergie 
mit dem Ziel des Imports von aus Sonnenenergie erzeugten 
Energieträgern (z. B. Wasserstoff) aus Entwicklungslän-
dern. 

— Eine Studie zur Untersuchung der Möglichkeiten, Voraus-
setzungen und Konsequenzen der Substitution von Mineral-
ölprodukten durch land- und forstwirtschaftliche Pro-
dukte. 

— Untersuchungen über die verschiedenen Möglichkeiten zur 
Nutzung regenerativer Energiequellen in der praktischen 
Anwendung. 

— Eine Untersuchung der ökologischen Konsequenzen von 
Systemen zur Nutzung der Sonnenenergie. 

Diese Forschungs- und Entwicklungsarbeiten sollten im Rah-
men der staatlichen Forschungsförderung weiter mit hoher 
Rangigkeit gefördert werden; 
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124 da die Frage nach dem möglichen Beitrag der erneuerbaren 
Energiequellen zur Energieversorgung der Bundesrepublik 
Deutschland umstritten ist, im Rahmen einer Studie die lang-
fristigen Möglichkeiten, Voraussetzungen und Konsequenzen 
der Nutzung erneuerbarer Energieträger (einschließlich der 
Importmöglichkeiten) für die Bundesrepublik Deutschland in 
ihrer Gesamtheit untersuchen zu lassen, wobei insbesondere 
der damit verbundene Aufwand an Kapital, an Rohstoffen 
nach Art und Menge sowie der kumulierte Energieaufwand un-
tersucht werden sollten; 

2 	zur Reaktorsicherheit 

2.1 für eine angemessene Vertretung von Arbeitnehmerinteressen 
im Kerntechnischen Ausschuß Sorge zu tragen; 

2.2 das Auswahlverfahren für die Reaktorsicherheitskommission 
und die Strahlenschutzkommission so zu gestalten, daß qualifi-
zierte Fachleute unabhängig von ihrer Einstellung zur Kern-
energienutzung berufen werden, wobei über die fachliche Qua-
lifikation zu Berufender ausschließlich die Bundesregierung 
zu entscheiden hat; 

2.3 die Einführung eines Beauftragten für nukleare Sicherheit zu 
prüfen, wobei insbesondere geklärt werden sollte, ob die Ver-
antwortung für Strahlenschutz und die für nukleare Sicherheit 
sinnvoll getrennt werden kann und ob nicht nach den Erfah-
rungen mit Brunsbüttel zusätzlich eine Kontrolle der Maßnah-
men zur nuklearen Sicherheit von außen erfolgen müßte; 

2.4 darauf hinzuwirken, daß spezifische Unfallverhütungsvor-
schriften zum Schutz der Beschäftigten in Kernkraftwerken 
unverzüglich erarbeitet werden; 

2.5 sicherzustellen, daß die Kontrolle und Überwachung der Be-
schäftigten in kerntechnischen Anlagen, die für den sicheren 
Betrieb und zum Schutz gegen Einwirkungen Dritter notwen-
dig sind, auf das Notwendige beschränkt wird und alle recht-
lich zulässigen Möglichkeiten der Beteiligung von Betriebsrä-
ten dabei gewährleistet werden; 

2.6 die Möglichkeit, eine differenzierende Gesundheitsstatistik 
vor allem über Krebsneuerkrankungen aufzustellen, auch un-
ter dem Gesichtspunkt der Finanzierbarkeit und Realisierbar-
keit zu prüfen, wobei davon ausgegangen wird, daß die Bundes-
regierung auch ihre Erfahrungen mit Krebsregistern einbrin-
gen wird, um gemeinsam mit den Ländern die Vorarbeiten zu 
einem Krebsregister-Mustergesetz unter Berücksichtigung 
des Datenschutzes zügig fortzuführen. Die für diese Statistik 
erforderlichen Untersuchungen sollten das gesamte Bundesge-
biet erfassen; 

2.7 auf der Grundlage der vorliegenden Ergebnisse der Deutschen 
Risikostudie, die Auswirkungen von Kompaktlagern auf das 
Schadenspotential und das Risiko zu untersuchen sowie die 
Möglichkeit zu überprüfen, den Risikobeitrag von Sabotage 
oder Gewalthandlungen im Falle von Krieg zu quantifizieren 
und schließlich das Risiko beim Versagen von geplanten Kata- 
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strophenschutzmaßnahmen in die probabilistischen Überle-
gungen einzubeziehen. 

2.8 ihre Aktivitäten im Bereich der Untersuchung der Möglichkei-
ten zur weiteren Reduktion und zur Begrenzung des Schadens-
ausmaßes bei Unfällen konsequent fortzusetzen; 

2.9 bei der Erarbeitung von Akzeptanzkriterien für die Kernener-
gie Risiken anderer Energieträger vergleichend mit einzube-
ziehen. Da hierfür noch wesentliche Grundlagen fehlen, sollen 
folgende Ausgangsfragen untersucht werden: . 

— Welche Konsequenzen des Einsatzes der verschiedenen 
Energiesysteme werden als Risiken empfunden? 
— Lassen sich 

— Landschaftsveränderungen in der Folge des Baues 
von Stauseen, 

— globale Änderungen des Klimas, die durch das bei der 
Verbrennung entstehende Kohlendioxid zu befürch-
ten sind (sog. CO2-Problem), 

— Genschädigungen durch radioaktive Strahlung, 
— energiepolitisch bedingte soziale oder militärische 

Konflikte 
miteinander vergleichen? Welcher Vergleichsmaßstab ist 
hierfür ggf. geeignet? 

— Bis zu welchem Grad kann oder soll quantifiziert wer-
den? 

— Sind häufige kleine Schäden mit seltenen großen Schä-
den direkt über Erwartungswerte vergleichbar? 

— Welches sind die gesellschaftlichen Risiken der unter-
schiedlichen Energiesysteme und wie sind sie relativ zu 
den anderen Risiken des Lebens zu bewerten? 

3 zur Entsorgung von Kernkraftwerken 

3.1 die Möglichkeit einer rückholbaren Untertage-Lagerung zu 
prüfen; 

32 im Rahmen des Forschungs- und Entwicklungsschwerpunkts 
„Andere Entsorgungstechniken (FESAE)" bis 1984 die erfor-
derlichen Entscheidungsgrundlagen vorzulegen; 

3.3 bereits jetzt alle notwendigen Maßnahmen vorzubereiten, um 
erforderlichenfalls noch andere Standorte für das Endlager 
durch oberirdische Erkundungsmaßnahmen zu untersuchen 
und auf die dafür in Frage kommenden Länder einzuwirken, 
ihre Bereitschaft zu einem solchen Vorgehen zu erklären; 

3.4 denkbare Alternativen der Beseitigung radioaktiver Abfälle 
weiterhin theoretisch und experimentell untersuchen zu las-
sen; 

3.5 den parallelen Ansatz zur Entsorgung konsequent weiter zu 
verfolgen. 
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III. 

Der Bundestag hält das auf Anforderung des Ausschusses für 
Forschung und Technologie von Professor Dr. Häfele vorge-
legte Gutachten zur Größe einer Demonstrations-Wiederaufar-
beitungsanlage im Kontext des Kommissionsberichts für ei-
nen weiteren wichtigen Beitrag zur politischen Diskussion. 

Der Bundestag ist der Auffassung, daß dieses Gutachten sei-
nen Erwartungen entspricht und fundierte Aussagen dazu 
macht, welche Anlagengröße nötig und vertretbar ist, um Si-
cherheit und Funktionstüchtigkeit aller für eine großtechni-
sche Anlage notwendigen Komponenten demonstrieren zu 
können. Er sieht auch in Kenntnis des Häfele-Gutachtens in 
den Planungen der Deutschen Gesellschaft für Wiederaufar-
beitung von Kernbrennstoffen (DWK), eine Demonstrations-
Wiederaufarbeitungsanlage zu errichten, eine Zielsetzung, die 
von den Aussagen und Kriterien des Enquete-Berichts abge-
deckt wird. 

Die Regierungschefs von Bund und Ländern haben am 28. Sep-
tember 1979 beschlossen, daß eine Wiederaufarbeitungsanlage 
unter anderem mit dem Ziel einer sicherheitstechnischen Opti-
mierung so zügig errichtet werden soll, wie dies unter Beach-
tung aller in Betracht kommenden Gesichtspunkte möglich 
ist. 

Der Bundestag ist hinsichtlich der Größe dieser Wiederaufar-
beitungsanlage der Auffassung, daß neben den Kriterien und 
Überlegungen der Enquete-Kommission folgende Gesichts-
punkte berücksichtigt werden müssen: 

— Volkswirtschaftliche Vertretbarkeit, 

— Beitrag zur Sicherstellung der Entsorgung und Schließung 
der Entsorgungskette, 

— Verpflichtung der Industrie zur Beseitigung radioaktiver 
Abfälle gemäß Verursacher-Prinzip sowie 

- international erreichter Stand der Wiederaufarbeitungs-
Technologie. 

Der Bundestag erwartet daher, daß Anträge auf Errichtung ei-
ner Wiederaufarbeitungsanlage in einer Größenordnung, wie 
sie im Land Hessen verfolgt wird, von den zuständigen Behör-
den zügig auf ihre Genehmigungsfähigkeit geprüft werden. 
Insbesondere geht er davon aus, daß die Bundesregierung ent-
sprechend dem Beschluß der Regierungschefs von Bund und 
Ländern und der Empfehlung der Enquete-Kommission unter 
Berücksichtigung der Gesichtspunkte der volkswirtschaftli-
chen Vertretbarkeit, des Beitrags zur Sicherstellung der Ent-
sorgung und Schließung der Entsorgungskette, der Verpflich-
tung der Industrie zur Beseitigung radioaktiver Abfälle gemäß 
Verursacher-Prinzip sowie des international erreichten Stan-
des der Wiederaufarbeitungs-Technologie, der jeweiligen 
Landesregierung jede notwendige Unterstützung bei der zügi-
gen Verwirklichung einer derartigen Wiederaufarbeitungsan-
lage gewährt. 
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IV. 

Die Bundesregierung wird ersucht, bei den Auftragnehmern 
der beiden Studien „Auswertung der wissenschaftlichen Lite-
ratur zu den Auswirkungen von Bethe-Tait-Störfällen mit ho-
hem mechanischen Energiefreisetzungspotential beim Schnel-
len Brüter SNR 300" und „Risikoorientierte Studie zum Ver-
gleich des SNR 300 mit einem Druckwasserreaktor moderner 
Bauart" darauf hinzuwirken, daß der vom Ausschuß für For-
schung und Technologie beschlossene Vorlagetermin 15. Ja-
nuar 1982 bzw. der durch die Bundesregierung festgesetzte 
Termin 30. April 1982 eingehalten wird und dafür zu sorgen, 
daß die für die Erarbeitung der Studien erforderlichen Unterla-
gen umgehend bereitgestellt werden. Außerdem sind diese Stu-
dien unverzüglich nach Abgabe der Enquete-Kommission „Zu-
künftige Kernenergie-Politik" zuzuleiten, damit diese noch 
rechtzeitig vor der parlamentarischen Sommerpause 1982 ihre 
Empfehlung zur Inbetriebnahme des SNR 300 dem Bundestag 
gegenüber abgeben kann. 

Die Enquete-Kommission wird aufgefordert, diesen Termin 
einzuhalten. 

Bonn, den 25. November 1981 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie 

Dr. Probst 

Vorsitzender 

Gerstein 

Berichterstatter 

Catenhusen Dr. Laermann 
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L Der Gang des parlamentarischen 
Beratungsverfahrens 

In der 19. Sitzung des Bundestages am 30. Januar 
1981 wurde auf gemeinsamen Antrag der in ihm ver-
tretenen Fraktionen der von der Enquete-Kommis-
sion „Zukünftige Kernenergie-Politik" unter dem 
27. Juni 1980 vorgelegte Bericht an den Ausschuß für 
Forschung und Technologie federführend, dem In-
nenausschuß, dem Ausschuß für Wirtschaft, dem Fi-
nanzausschuß, dem Ausschuß für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau, dem Ausschuß für Ver-
kehr, dem Ausschuß für das Post- und Fernmeldewe-
sen und dem Ausschuß für Bildung und Wissen-
schaft zur Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß für das Post- und Fernmeldewesen hat 
mit Schreiben vom 16. Februar 1981 mitgeteilt, daß 
die Empfehlungen der Enquete-Kommission seinen 
Geschäftsbereich nicht berühren und er daher von 
einer Beratung der Kommissionsempfehlungen ab-
sehe. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat mit Schreiben vom 17. Februar 1981 mitgeteilt, 
daß er zwar zur Mitberatung durch den Bundestag 
nicht aufgefordert sei, er sich gleichwohl zu einigen 
in seinen Arbeitsbereich fallenden Empfehlungen 
der Enquete-Kommission gutachtlich äußern werde. 
In seiner Sitzung am 27. Mai 1981 hat er zu einer 
Empfehlung der Enquete-Kommission Stellung und 
im übrigen den Bericht zur Kenntnis genommen. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat die Kommissionsempfehlungen 
seiner Sitzung am. 16. Juni 1981 abschließend bera-
ten und ist zu dem Ergebnis gekommen, diese, so-
weit sie seinen Geschäftsbereich betreffen, im we-
sentlichen als erledigt anzusehen. 

Der Finanzausschuß hat sich in seiner Sitzung am 
24. Juni 1981 abschließend mit den steuerrechtlichen 
Aspekten des Kommissionsberichts befaßt, es je-
doch für zweckmäßig gehalten, von einer Stellung-
nahme abzusehen. 

Der Wirtschaftsausschuß hat seine Beratung am 
16. September 1981 abgeschlossen und insbesondere 
zu den Bereichen Energiepolitik und weitere Nutz-
ung der Kernenergie, energiepolitische Pfade, Ener-
gieeinsparung sowie zum Häfele-Gutachten eine 
Reihe von Empfehlungen ausgesprochen. 

Der Verkehrsausschuß hat die Kommissionsempfeh-
lungen in seiner Sitzung am 30. September 1981 ab-
schließend beraten und sich zu den Vorschlägen zur 
Einsparung von Energie im Verkehrssektor geäu-
ßert. 

Der Innenausschuß hat seine Beratungen am 
30. September 1981 abgeschlossen und zu den Berei-
chen Entsorgung und Reaktorsicherheit zahlreiche 
Empfehlungen ausgesprochen. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat 
seine Beratung am 7. Oktober 1981 abgeschlossen 
und sich zu den von der Enquete-Kommission vorge-
schlagenen Ausbildungsmaßnahmen im Bereich der 
Förderung von Energieeinsparungen und zur ver-
stärkten Nutzung erneuerbarer Energiequellen ge-
äußert. 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie hat 
seine Beratungen am 11. Februar 1981 aufgenom-
men und in der Sitzung am 25. November 1981 mit ei-
ner teils einstimmig, teils mehrheitlich beschlosse-
nen Beschlußempfehlung beendet. 

II. Die Stellungnahmen der 
mitberatenden Ausschüsse 

1 Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Um detaillierte Informationen über zivilisatorisch 
bedingte Schädigungen erhalten zu können, hatte 
die Enquete-Kommission dem Bundestag empfoh-
len (Drucksache 8/4341 S. 146, 3.3.4), die rechtlichen 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß eine diffe-
renzierende Gesundheitsstatistik vor allem über 
Krebsneuerkrankungen aufgestellt werden kann, 
wobei die für diese Statistik erforderlichen Untersu-
chungen sich auf das gesamte Bundesgebiet erstrek-
ken sollten. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat in seiner Stellungnahme vom 27. Mai 1981 be-
schlossen, die Forderung nach detaillierten Informa-
tionen über zivilisatorisch bedingte Schädigungen 
zu unterstützen. Die Anregung, eine differenzie-
rende Gesundheitsstatistik vor allem über Krebs

-

neuerkrankungen aufzustellen, sollte sorgfältig ge-
prüft werden, allerdings auch unter dem Gesichts-
punkt der Finanzierbarkeit und Realisierbarkeit. 
Dabei geht der Ausschuß davon aus, daß die Bundes-
regierung in derartige Beratungen auch ihre Erfah-
rungen mit den Krebsregistern einbringen wird, um 
gemeinsam mit den Ländern die Vorarbeiten zu ei-
nem Krebsregister-Mustergesetz unter Berücksich-
tigung des Datenschutzes zügig fortzuführen. 

2 Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 

In ihrem Bericht hatte die Enquete-Kommission 
auch eine Reihe von Maßnahmen zur Verringerung 
des Heizenergiebedarfs in Gebäuden und Mietwoh-
nungen sowie zur Raum- und Verkehrsplanung 
empfohlen (Abschnitt C der Kommissionsempfeh-
lungen — Drucksache 8/4341 — S. 110 ff.). 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat zu den in seinen Zuständigkeitsbe

-

reich fallenden Empfehlungen eine Stellungnahme 
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des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau eingeholt und sich in seiner abschlie-
ßenden Beratung am 16. Juni 1981 dieser vollinhalt-
lich angeschlossen. Er betrachtet nach Maßgabe die-
ser Stellungnahme die Empfehlungen der Enquete-
Kommission im Grunde für erledigt, da ihnen entwe-
der bereits weitestgehend Rechnung getragen ist 
bzw. entsprechende Maßnahmen in die Wege gelei-
tet sind oder vorgeschlagene Maßnahmen nicht 
möglich oder auch nicht sinnvoll erscheinen. Der 
Ausschuß wird im übrigen innerhalb seines Zustän-
digkeitsbereichs den Fragen der Energieeinsparung 
und rationellen Energieverwendung auch weiterhin 
besondere Aufmerksamkeit beimessen und bei der 
Beratung entsprechender Vorlagen die Empfehlun-
gen der Enquete-Kommission mit berücksichtigen. 
In diesem Zusammenhang weist er ergänzend dar-
auf hin, daß er sich in einer Empfehlung vom 
18. März 1981 an den Haushaltsausschuß für die Ent-
wicklung kommunaler und regionaler Energiever-
sorgungskonzepte (Kommissionsempfehlung Ab-
schnitt C 1., Ziffer 41), für die Fortsetzung des Ener-
gieeinsparprogramms (4,35 Mrd.-DM-Programm, 
Kommissionsempfehlung Abschnitt C 1., Ziffer 11 
und 2.1.7) sowie für ein Energieeinsparprogramm 
für bundeseigene Gebäude (Kommissionsempfeh-
lung Abschnitt C 1., Ziffer 3 und 2.1.3) ausgesprochen 
hat. Ferner hat der Ausschuß in seiner Sitzung am 
6. Mai 1981 einen Bericht des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau über die 
Durchführung des Programms zur Förderung heiz-
energiesparender Maßnahmen in Gebäuden (4,35 
Mrd.-DM-Programm) in Verbindung mit einer Anhö-
rung von Sachverständigen und Vertretern der Woh-
nungswirtschaft zu den Auswirkungen dieses Pro-
gramms entgegengenommen und behandelt. 
Schließlich hat die Fraktikon der CDU/CSU am 
8. April 1981 einen Antrag zur Umstrukturierung 
dieses Programms im Bundestag eingebracht (BT-
Drucksache 9/319), bei dessen federführenden Bera-
tungen die diesbezüglichen Kommissionsempfeh-
lungen einbezogen werden. Der Ausschuß macht da-
bei darauf aufmerksam, daß er nicht nur für Vermie-
ter, sondern auch für Mieter Anreize zur Vornahme 
energiesparender Investitionen für wünschenswert 
hält. Zu den Empfehlungen der Enquete-Kommis-
sion bezüglich der Entwicklung örtlicher und regio-
naler Konzepte für die Energieversorgung (Ab-
schnitt C 1., Ziffer 41) sind vom Ausschuß Bedenken 
und Vorbehalte gegenüber den Überlegungen des 
Bundesministeriums für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau geltend gemacht worden, den Ge-
meinden gegebenenfalls auch die baurechtliche 
Möglichkeit zur Festsetzung eines Verwendungsver-
bots für die Benutzung bestimmter Energieträger 
für die Gebäudeheizung einzuräumen. 

3 Ausschuß für Wirtschaft 

Der Wirtschaftsausschuß fordert in seiner Stellung-
nahme vom 16. September 1981 eine Energiepolitik, 
die in den nächsten Jahren keine Versorgungsmög-
lichkeit grundsätzlich ausschließt. Alle Chancen zur 
Nutzung von leistungsfähigen und verantwortbaren 
Energiequellen, — insbesondere der heimischen 

Stein- und Braunkohle, — müssen ausgeschöpft und 
die hierfür benötigten Technologien weiterentwik-
kelt werden. Nach Auffassung des Ausschusses ist 
auch eine längerfristige Nutzung der Kernenergie 
energiepolitisch geboten. Die notwendigen Entschei-
dungen, insbesondere im Entsorgungsbereich, las-
sen keinen weiteren Aufschub zu, da die weitere 
Nutzung der Kernenergie untrennbar mit der Reali-
sierung von Fortschritten bei der Entsorgung ver-
bunden ist. 

Die neu eingesetzte Enquete-Kommission „Zukünf-
tige Kernenergie-Politik" wird aufgefordert, bei den 
energiepolitischen Pfaden den volkswirtschaftli-
chen und Kostengesichtspunkten, den gesellschaftli-
chen und internationalen Gesichtspunkten beson-
dere Aufmerksamkeit zu widmen. Außerdem 
schlägt der Ausschuß eine Reihe von Maßnahmen 
auf dem Gebiet „Energieeinsparung" vor. Der Aus-
schuß beurteilt das Gutachten von Professor Dr. Hä-
fele zur Größenordnung einer Wiederaufarbeitungs-
anlage positiv und stellt fest, daß die Kapazität der 
in Hessen geplanten Anlage noch innerhalb der im 
Gutachten entwickelten Marge liegt und damit die 
von der Enquete-Kommission gesetzten Kriterien 
erfüllt. Er erwartet, daß die Bundesregierung der 
Landesregierung in Hessen jede Unterstützung zur 
zeitgerechten Umsetzung der Wiederaufarbeitungs-
anlage in Hessen zur Verfügung stellt. 

Mit Nachdruck wird die wieder eingesetzte Enquete-
Kommission aufgefordert, dafür zu sorgen, daß der 
für Juli 1982 vorgesehene Zeitpunkt einer Stellung-
nahme zum SNR 300. eingehalten wird. 

4 Ausschuß für Verkehr 

In seiner Stellungnahme vom 30. September 1981 
appelliert der Verkehrsausschuß an die Bundesre-
gierung, die Bundesländer, Industrie und Verbrau-
cher, alle, auch die kleinsten Einsparmöglichkeiten 
zu nutzen. Die Bundesregierung soll unter Beach-
tung der tatsächlichen Verkehrs- und Energiespar-
entwicklungen des laufenden Jahres 1981 im Früh

-

jahr 1982 eine „Energie-Einspar-Bilanz im Verkehrs-
bereich" vorlegen, in der die in Bund, Ländern und 
Gemeinden erkennbaren Verkehrsdaten entspre-
chend ausgewertet werden. Nach Vorlage dieser Bi-
lanz sollte geprüft werden, ob sie nicht Teil eines all

-

jährlich fortzuschreibenden energiepolitischen In-
strumentariums werden könnte. Im einzelnen wird 
empfohlen, die erkennbaren Bemühungen der Indu-
strie hinsichtlich einer Senkung des durchschnittli-
chen Normverbrauchs am Ende des Jahres 1981 
durch die Bundesregierung überprüfen zu lassen 
und darüber zu berichten. Des weiteren werden die 
Behörden bei Bund, Ländern, Kommunen und die 
öffentliche Einrichtungen aufgefordert, bei Dienst-
fahrzeugen dafür zu sorgen, daß die Richtgeschwin-
digkeit eingehalten wird. Der Ausschuß befürwortet 
die Weiterentwicklung des öffentlichen Personen-
nahverkehrs besonders in den ländlichen Räumen 
und setzt sich einmütig für die Umwandlung der Ki-
lometerpauschale in eine allgemeine Entfernungs-
pauschale ein, sobald dies die finanzielle Lage der 
öffentlichen Haushalte zulasse. Hinsichtlich der 
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Umlage der Kfz-Steuer auf die Mineralölsteuer bei 
Pkw vertritt der Ausschuß die Ansicht, daß eine Sen-
kung der gesamten Grundkosten und eine Erhö-
hung der Nutzungskosten bei Privatfahrzeugen ver-
kehrs- und energiepolitisch sinnvoll sei. Unterstützt 
werden die Empfehlungen der Enquete-Kommis-
sion zum Bau neuer Radwege. Ober die Empfehlun-
gen der Enquete-Kommission hinaus bestehen nach 
Auffassung des Ausschusses im Flugverkehr noch 
ungenutzte Möglichkeiten der Treibstoffersparnis, 
wenn Umwegflüge und Wartezeiten vermieden wer-
den. Die geplanten Neu- und Ausbaumaßnahmen 
der Bundesbahn im Schienennetz müssen mit hoher 
Priorität behandelt werden. 

5 Innenausschuß 

Der Innenausschuß begrüßt in seiner Stellung-
nahme vom 30. September 1981 die Empfehlungen 
der Enquete-Kommission als einen wichtigen Bei-
trag für eine rationale Energiepolitik. Gerade ange-
sichts der entsorgungspolitischen Schwierigkeiten 
soll die Bundesregierung in ihrem Festhalten an den 
Grundsätzen zur Entsorgungsvorsorge unterstützt 
werden. Der sogenannte parallele Ansatz zur Ent-
sorgung muß auf jeden Fall weiterverfolgt und der 
Bau einer Demonstrationsanlage zur Behandlung 
abgebrannter Brennelemente ohne Wiederaufarbei-
tung entschieden werden. Entsprechend den Kom-
missionsempfehlungen wird der Bau einer Demon-
strationsanlage zur Wiederaufarbeitung empfohlen, 
um die technologische, sicherheitstechnische und 
arbeitssicherheitsbezogene Weiterentwicklung aus 
entsorgungs- und versorgungspolitischen Gründen 
zu ermöglichen. Ob das „Häfele-Gutachten" zur 
Größe einer solchen Wiederaufarbeitung den Krite-
rien der Enquete-Kommission entspricht, könne ab-
schließend erst nach Vorlage weiterer Stellungnah-
men beurteilt werden; es sollte eine weitere Studie 
oder eine entsprechende Anhörung durchgeführt 
werden. Angesichts der noch nicht beantworteten 
Frage, ob der Salzstock in Gorleben für eine Endla-
gerung geeignet ist, und der Notwendigkeit, eine 
Endlagerstätte für radioaktiven Abfall in absehba-
rer Zeit zur Verfügung zu haben, sollen verschiedene 
Standorte sowohl mit Salzstöcken als auch mit ande-
ren geologischen Formationen auf ihre Eignung 
überprüft werden. Die dafür in Frage kommenden 
Bundesländer werden aufgefordert, ihre Bereit-
schaft zu einem solchen Vorgehen zu erklären. Die 
Bundesregierung soll die Möglichkeiten einer inte-
grierten Entsorgung unter internationaler Kontrolle 
weiterhin sorgfältig prüfen. Des weiteren soll die 
Bundesregierung bei der Fortschreibung des Ener-
gieprogramms einen Netzplan zur Entsorgung er-
stellen, der die verschiedenen Auswirkungen einer 
optimalen, einer wahrscheinlichen und der ungün-
stigsten Entsorgungsentwicklung berücksichtigt. 

Der Innenausschuß unterstreicht die Auffassung 
der Enquete-Kommission, daß in der Phase Kern-
energie I unter Sicherheitsgesichtspunkten die 
Nutzung der Kernenergie verantwortbar ist. Für die 
mögliche Phase Kernenergie II hält er unter dem 
Gesichtspunkt der Reaktorsicherheit fest, daß die 
Sicherheit neuer Anlagen der Sicherheit der bisheri-
gen Leichtwassereaktor-Technologie entsprechen 
muß. Vor einer kommerziellen Brüter- und Wieder-
aufarbeitungsnutzung sind daher Risikostudien, 
vergleichbar der Leichtwasserreaktor-Technologie-
Analyse, z. B. in der deutschen Risikostudie, unab-
dingbar. Im einzelnen wird gefordert, daß im Kern-
technischen Ausschuß Gewerkschaften angemessen 
vertreten sind, daß bei der Besetzung der die Bun-
desregierung beratenden Sachverständigenkom-
missionen qualifizierte Fachleute mit unterschiedli-
cher Einstellung zur Kernenergie berufen werden, 
daß die Einführung eines Beauftragten für nukleare 
Sicherheit geprüft wird, daß spezifische Unfallver-
hütungsvorschriften zum Schutz der Beschäftigten 
in Kernkraftwerken unverzüglich erarbeitet wer-
den. Schließlich soll die Bundesregierung bis zum 
Sommer 1982 dem Innenausschuß die Sicherheits- 
und Standortvorteile verschiedener Reaktorlinien 
(LWR, SNR, HTR) in einer vergleichenden Studie 
vorlegen. 

6 Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft ist nach 
seiner Stellungnahme vom 7. Oktober 1981 der An-
sicht, daß die Empfehlungen zur Aufnahme eines 
Faches Bauphysik/Energieökonomie in das Stu-
dienangebot und die Prüfungsordnung für Architek-
ten und Ingenieure sowie Schaffung neuer Studien-
(Energie-Ingenieur als Entwicklungs-Ingenieur so-
wie Energieberater) und Ausbildungsgänge (z. B. 
Energie-Installateur) zunächst nur im Lehrangebot 
ihren Niederschlag finden sollten. Erst nach Vorlie-
gen hinreichender Erfahrungen sollte entschieden 
werden, ob neue Berufsbilder (Energie-Ingenieur, 
Energie-Installateur) geschaffen werden müssen. 
Als vordringlich werden Weiterbildungsangebote so-
wohl im Bereich der beruflichen Fortbildung als 
auch im Hochschulbereich angesehen. Die Empfeh-
lung der Enquete-Kommission, Grundkenntnisse 
über Einsparmöglichkeiten in den allgemein- und 
berufsbildenden Schulen sowie Weiterbildungsein-
richtungen zu vermitteln, sollte aus Gründen der 
Ressourcenschonung zum allgemeinen Erziehungs-
ziel „Sparen lernen" führen. Die Bundesregierung 
sollte ersucht werden, bei den Ländern darauf hin-
zuwirken, daß als Konsequenz aus dem Bericht der 
Enquete-Kommission bei der Standortwahl für öf-
fentliche Gebäude weitaus stärker als bisher die 
Auswirkungen auf den Energieverbrauch durch die 
notwendig werdende Personenbeförderung zu be-
rücksichtigen sind. 
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III. Stellungnahme des Ausschusses für 
Forschung und Technologie zu den 
Empfehlungen der Enquete-Kommis-
sion im einzelnen 

A. Vorbemerkung 

1 Zum Auftrag 

Die Enquete-Kommission „Zukünftige Kernener-
gie-Politik" hatte in ihrem Bericht — Drucksache 
8/4341 — dem Bundestag Empfehlungen zur Kern-
energie-Politik der 80er Jahre auf der Basis entspre-
chender umfangreicher Empfehlungen zur 
— Förderung von Energieeinsparungen und zur 

verstärkten Nutzung erneuerbarer Energiequel-
len, 

— Reaktorsicherheit, 
— Entsorgung von Kernkraftwerken, 
— Brutreaktortechnologie, speziell zum SNR 300 

vorgelegt. 

Der umfangreiche Katalog der empfohlenen Maß-
nahmen bedingte, daß entsprechend dem Überwei-
sungsbeschluß vom 30. Januar 1981 zunächst eine 
arbeitsteilige Bewertung dieser Maßnahmen durch 
die betroffenen Ausschüsse vorgenommen wurde. 

2 Zum Bewertungsverfahren 

2.1 
Der Technologieausschuß beschloß in seiner Sit-
zung am 18. März 1981 einstimmig, im Zusammen-
hang mit der Entschließung des Bundestages vom 
14. Dezember 1978 — Drucksache 8/2370 — die Emp-
fehlungen der Enquete-Kommission aufzunehmen, 
im Kontext des Kommissionsberichts folgende Stu-
dien bzw. Gutachten zu vergeben: 
1. Gutachterliche Untersuchungen darüber, welche 

Anlagengröße eine Wiederaufarbeitungsanlage 
haben muß, um die Funktionstüchtigkeit aller für 
eine großtechnische Anlage erforderlichen Kom-
ponenten demonstrieren zu können: 

2. Auswertung der wissenschaftlichen Literatur zu 
den Auswirkungen von Bethe-Tait-Störfällen mit 
hohem mechanischen Energiefreisetzungspoten-
tial beim Schnellen Brüter SNR 300; 

3. Risikoorientierte Studie zum Vergleich des 
SNR 300 mit einem Druckwasserreaktor moder-
ner Bauart. 

Dabei ging der Technologieausschuß von der Erwar-
tung aus, daß das Ergebnis der Untersuchungen zu 
Punkt 1) bis Ende April 1981, die Ergebnisse der Stu-
dien zu den Punkten 2) und 3) ihm bis zum 15. Ja-
nuar 1982 vorgelegt werden. Im übrigen begrüßte 
der Ausschuß einstimmig, daß die Bundesregierung 
die Empfehlung der Enquete-Kommission aufgegrif-
fen hat und die Untersuchungen in Auftrag gegeben 
werden sollen. 

Um eine zügige und konzentrierte Beratung der 
Kommissionsempfehlungen zu gewährleisten, be

-

schloß der Technologieausschuß, einen vom Sekre-
tariat der Enquete-Kommission erstellten Auszug 
der Maßnahmenempfehlungen einschließlich der 
Minderheitsvoten, gegliedert nach den Geschäftsbe-
reichen der betro ffenen Ausschüsse des Bundesta-
ges, zur Grundiage seiner eigenen Beratung zu neh-
men und den mitberatenden Ausschüssen ein ähnli-
ches Verfahren zu empfehlen. 

Auf ein entsprechendes Ersuchen des Technologie-
ausschusses hat der Bundesminister für Forschung 
und Technologie zu den in den Tätigkeitsbereich des 
Ausschusses fallenden Empfehlungen der Enquete-
Kommission eine Stellungnahme zum Sachstand 
der empfohlenen Maßnahmen abgegeben. 

2.2 
Die mitberatenden Ausschüsse haben vor dem Hin-
tergrund der von den jeweiligen Ressorts eingehol-
ten Stellungnahmen entsprechend dem vom Tech-
nologieausschuß vorgeschlagenen Verfahren ihre 
Voten abgegeben. 

Der Technologieausschuß hat sich zwar in zahlrei-
chen Fällen den von den mitberatenden Ausschüs-
sen vertretenen Auffassungen angeschlossen, die 
Empfehlungen der Kommission im Grunde als erle-
digt anzusehen, da sie bereits weitestgehend berück-
sichtigt bzw. entsprechende Maßnahmen in die 
Wege geleitet wurden oder vorgeschlagene Maßnah-
men nicht möglich oder nicht sinnvoll erschienen. 
Gleichwohl hatte er sich jedoch verpflichtet gese-
hen, die abgegebenen Stellungnahmen auch wegen 
ihrer teils unterschiedlichen Bewertungen im Kon-
text der Kommissionsempfehlungen noch einmal zu 
überprüfen. 

3 Zur Berichtsstruktur 

Aus Gründen der Lesbarkeit und damit der Ver-
ständlichkeit des Ausschußberichts entspricht die-
ser der Struktur des Enquete-Berichts. Die aufge-
führten Hinweise beziehen sich auf die Gliederung 
des Enquete-Berichts, um so ein Nachvollziehen der 
parlamentarischen Willensbildung und Entschei-
dungsfindung besser zu ermöglichen. 

B. Energiepolitische Handlungsempfehlungen 

1. Zur Förderung von Energieeinsparungen und zur 
verstärkten Nutzung erneuerbarer Energiequellen 
(Abschnitt C 1) 

1.1 Maßnahmen zur Verringerung des Heizenergiebedarfs 
(Abschnitt C 1., 2.1) 

Hinsichtlich der von der Enquete-Kommission aus-
gesprochenen Empfehlung zur Erhöhung der Wär-
meschutzanforderungen an neu zu errichtende Ge-
bäude (Ziffer 1) schloß sich der Technologieaus-
schuß der vom Ausschuß für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau vertretenen Auffassung an, daß 
angesichts des vorliegenden Referentenentwurfs 
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des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau, der ein um ca. 25 % erhöhtes Anfor-
derungsniveau setzt und bereits mit den Ländern 
und betroffenen Verbänden besprochen wurde, 
diese Empfehlung nicht mehr aufgegriffen werden 
sollte. 
Der Technologieausschuß geht jedoch davon aus, 
daß das vom Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau verfolgte Zweistufenpro-
gramm, in dem in einer zweiten Stufe nach einer er-
forderlichen Anpassungsphase der Bau- und Bau-
stoffwirtschaft die bautechnischen Möglichkeiten 
neu ausgeschöpft werden, zügig umgesetzt wird. 
Die Enquete-Kommission hatte die Festlegung be-
grenzter Anforderungen an den Wärmeschutz in be-
stehenden Gebäuden und an bestehende heiztechni-
sche Anlagen gefordert (Ziffer 2). 
Nach dem Sachstandsbericht der Bundesregierung 
ist die Erhöhung des Wärmeschutzes in bestehen-
den Gebäuden durch eine Novelle zur Wärmeschutz-
verordnung in Vorbereitung. Ob der Weg über die 
Einteilung des Gebäudebestandes in Wärmebedarfs-
klassen sinnvoll ist, müssen die Ergebnisse eines 
Gutachtens zeigen, das auch insbesondere Erkennt-
nisse über eine Klassifizierung des Gebäudebestan-
des erbringen soll, zu dessen Vergabe der Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
durch Kabinettsbeschluß aufgefordert worden ist. 
Der Technologieausschuß hielt daher das Wieder

-

aufgreifen dieser Empfehlung der Enquete-Kom-
mission nicht mehr für geboten. Er geht jedoch da-
von aus, daß die Ergebnisse dieses Gutachtens als-
bald den parlamentarischen Gremien zur Verfügung 
stehen. 
Die Enquete-Kommission war davon ausgegangen, 
daß für die wärmetechnische Sanierung von Gebäu-
den die öffentlichen Träger zusätzlich ein Vorbild 
geben sollten und hatte deshalb die unverzügliche 
Auflegung eines Programms zur beschleunigten 
wärmetechnischen Sanierung öffentlicher Gebäude 
gefordert (Ziffer 3). 
Der Technologieausschuß teilt die Auffassung des 
Bauausschusses, daß ein solches Programm sinnvol-
lerweise zunächst unter Berücksichtigung der finan-
ziellen Möglichkeiten nur für den Gebäudebestand 
des Bundes durchgeführt werden kann, in dessen 
Rahmen bereits für alle bundeseigenen Verwal-
tungs- und Nichtwohngebäude im zivilen Bereich 
die Energieverbräuche erfaßt wurden, wobei Liegen-
schaften mit besonders hohen Verbräuchen heraus-
gefiltert und den Ressorts zur vorrangigen Durch-
führung von energiesparenden Maßnahmen emp-
fohlen werden. Auf Grund dieses Sachverhalts sah 
der Technologieausschuß von einer Aufnahme der 
Kommissionsempfehlung in seine Beschlußfassung 
ab. 
Die Enquete-Kommission hatte eine Änderung des 
Konzepts der Anforderungen in den Rechtsverord-
nungen zum Energieeinsparungsgesetz in Richtung 
auf eine „Energiekennzahl" mit den Zielen empfoh-
len, die Freiheit der Gebäudegestaltung zu erhöhen 
und den . Verwaltungsaufwand zu verringern (Zif-
fer 4). 
Der Technologieausschuß teilt die Bedenken des 
Bauausschusses gegen die Zweckmäßigkeit, Prakti

-

kabilität und Durchführbarkeit einer solchen Maß-
nahme. Da die Absicht besteht, über eine „Energie-
kennzahl" Anforderungen zu formulieren, werden 
Anforderungen auf bauliche und heizungstechni-
sche Maßnahmen zusammengefaßt. Dieses Vorge-
hen erscheint jedoch grundsätzlich bedenklich, da 
im Hinblick auf die unterschiedliche Lebensdauer 
von baulichen und heizungstechnischen Bauteilen 
eines Gebäudes eine Zusammenfassung nicht ver-
tretbar ist und die Planung und Ausführung statt der 
unterstellten Vereinfachung erheblich erschwert 
wird. 
Die von der Enquete-Kommission vorgeschlagene 
gesetzestechnische Maßnahme zum Einbau jeweils 
geeigneter Regelungsanlagen auch bei bestehenden 
Anlagen (Ziffer 5), sah der Technologieausschuß 
durch den vorliegenden Referentenentwurf zur No-
vellierung der Heizungsanlagenverordnung, der die-
sen Intentionen Rechnung trägt, als erledigt an. Auf 
Grund der zwischenzeitlich stattgefundenen Anhö

-

rungen der Länder und Verbände geht der Technolo-
gieausschuß davon aus, daß die neue Verordnung 
alsbald in Kraft tritt. 
Da eine unmittelbare kurzfristige Selbstkontrolle 
der Auswirkungen des persönlichen Verhaltens auf 
den Heizenergiebedarf heute praktisch nicht mög-
lich ist, hatte die Enquete-Kommission empfohlen, 
die Entwicklung von Geräten zu fördern, an denen 
der jeweilige Verbrauch der Heizanlage ablesbar 
und mit dem jeweiligen Referenzwert (z. B. in Ab-
hängigkeit von den Witterungsbedingungen) ver-
gleichbar ist (Ziffer 6). 
Ein Nutzungsgrad-Meßgerät und -anzeiger ist be-
reits auf dem Markt und wurde im März 1981 auf der 
Internationalen Fachmesse Sanitär Heizung Klima 
(ISH) vorgestellt. Die Bundesregierung prüft die 
Einbeziehung in Anforderungstatbestände der Hei-
zungsanlagenverordnung. Voraussetzung nach § 5 
Energieeinsparungsgesetz (EnEG) ist jedoch, daß 
die Geräte wirtschaftlich sind. 
Auf Grund dieses Sachstands ist der Technologie

-

ausschuß einmütig zu dem Ergebnis gelangt, diese 
Kommissionsempfehlung als erledigt anzusehen. 

Das Bundesministerium für Forschung und Techno-
logie hat zu den Empfehlungen der Enquete-Kom-
mission bezüglich eines umfangreichen Schwer-
punktprogramms zur Erforschung der bauphysikali-
schen, bauwirtschaftlichen und wohnphysiologi-
schen Aspekte energieeinsparender Bauweisen (Zif-
fer 7) eine umfangreiche Liste über die Forschungs-
vorhaben vorgelegt, die von ihm und vom Bundesmi-
nisterium für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau durchgeführt werden. Der Technologieausschuß 
begrüßte die genannten Forschungsprojekte, war je-
doch übereinstimmend der Auffassung, daß mit die-
sen Projekten den Kommissionsempfehlungen' 
nicht ausreichend Rechnung getragen wird. Auf An-
trag der Fraktionen der SPD und FDP beschloß der 
Ausschuß mit Mehrheit, die zu diesem Punkt vorlie-
genden Kommissionsempfehlungen in die Be-
schlußfassung des Ausschusses aufzunehmen. Die 
Fraktion der CDU/CSU lehnte diesen Antrag ab, da 
sie der Meinung war, daß der Ausschuß das Minder-
heitsvotum des Kommissionsberichts (BT-Drucksa-
che 8/4341, S. 129 (2.1.6)) aufnehmen sollte. 
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In Übereinstimmung mit dem Bauausschuß konnte 
sich der Technologieausschuß nicht dazu entschlie-
ßen, die Empfehlung der Enquete-Kommission hin-
sichtlich der Änderung der Honorar- und Gebühren-
ordnung für Architekten und Ingenieure mit dem 
Ziel einer fachübergreifenden Planung und der Ver-
ringerung der Energiefolgekosten (Ziffer 8) aufzu-
greifen. Auf Grund des ökonomischen Interesses der 
Bauherren kann davon ausgegangen werden, daß 
Untersuchungen der Energiefolgekosten künftig 
verstärkt an entsprechende Institutionen bzw. quali-
fizierte Berater, auch gegen entsprechende finan-
zielle Vergütung, in Auftrag gegeben werden. Die 
auf der Grundlage des EnEG erlassenen Vorschrif-
ten können nur Mindeststandards setzen. Es steht 
den Bauherren und Architekten frei, darüber hin-
ausgehende Optimierungen durchzuführen; eine 
zwangsweise Berechnung mehrerer Bauvarianten 
ist für Bauherren unzumutbar. Außerdem ist es 
rechtlich unzulässig, in einer Gebührenordnung vor-
zuschreiben, welche Leistungen von einem Bau-
herrn an einen Planer vergeben werden müßten. In 
einer Gebührenordnung kann nur Preisrecht, nicht 
aber ein Zwang zur Vergabe von Planungsleistun-
gen vorgeschrieben werden. 

Die Enquete-Kommission hatte weiterhin die Schaf-
fung eines Anreizes für Vermieter zur Vornahme 
energiesparender Investitionen vorgeschlagen (Zif-
fer 9). 

Der Technologieausschuß hat sich einmütig der Auf-
fassung des Bauausschusses angeschlossen, diese 
Empfehlung nicht mehr aufzugreifen. Anreize sind 
im Rahmen der Förderung des 4,35-Mrd.-DM-Pro-
gramms gegeben. Der Vermieter wird auch dadurch 
begünstigt, daß er im Zusammenhang mit Instand-
setzungsmaßnahmen energiesparende Maßnahmen 
durchführen und dabei in einem gewissen Ausmaß 
Instandsetzungsmaßnahmen mietwirksam durch 
energiesparende Maßnahmen ersetzen kann. Au-
ßerdem bietet die erhöhte Abschreibung von Her-
stellungskosten nach § 82 a Einkommensteuer-
durchführungsverordnung (EStDV) einen Anreiz 
für den Vermieter. Zustimmend hat der Technolo-
gieausschuß davon Kenntnis genommen, daß der 
Bauausschuß im Rahmen seiner federführenden Be-
ratung des Antrags zur Umstrukturierung des 4,35

-

Mrd.-DM-Programms (BT-Drucksache 9/319) diese 
Kommissionsempfehlung in seine Meinungsbildung 
einbeziehen will und daß er nicht nur für Vermieter, 
sondern auch für Mieter Anreize zur Vornahme 
energiesparender Investitionen für wünschenswert 
hält. 

Angesichts der Ankündigung des Bauausschusses, 
im Rahmen der Umstrukturierung und Fortentwick-
lung des 4,35 Mrd.-DM-Programms (BT-Drucksa-
che 9/319) die von der Enquete-Kommission vorge-
schlagenen Liquiditätshilfen zur Ermöglichung be-
sonders langlebiger energieeinsparender Investitio-
nen an Gebäuden (Ziffer 10) einer eingehenden 
Überprüfung zu unterziehen, sah der Technologie-
ausschuß davon ab, diese Empfehlung in seine Be-
schlußfassung aufzunehmen. 

Die Enquete-Kommission hatte eine Erweiterung 
und Verbesserung der Förderung energieeinsparen

-

der Investitionen nach dem Modernisierungs- und 
Energieeinsparungsgesetz (ModEnG) empfohlen 
(Ziffer 11). 
Die Bundesregierung hat am 8. April 1981 das Bun-
desministerium für Wirtschaft, das Bundesministe-
rium der Finanzen und das Bundesministerium für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau beauftragt, 
alsbald mit den Ländern über eine Anschlußrege-
lung der Förderung heizenergiesparender Investi-
tionen (4,35 Mrd.-DM-Programm) zu verhandeln. Die 
Anschlußregelung soll sich unter Berücksichtigung 
der knappen Haushaltsmittel und Energiepreisent-
wicklung auf die Förderung solcher Maßnahmen 
konzentrieren, die besonders energiesparend, für 
den Investor aber ohne Förderung noch nicht ausrei-
chend wirtschaftlich sind, den Mitnahmeeffekt ver-
meiden und insbesondere der Förderung neuer 
Energietechnologien (z. B. Wärmepumpen, Solarzel-
len, Anschluß von Altbauten an Fernwärmenetze) 
dienen. Da die Ressorts die entsprechenden Arbei-
ten aufgenommen haben, verzichtete der Technolo-
gieausschuß auf die Aufnahme dieser Empfehlung 
in seine Beschlußfassung. 

In ihrem Maßnahmenkatalog hatte die Enquete-
Kommission die gleichmäßige Förderung aller ener-
gieeinsparender Technologien, insbesondere Aufhe-
bung des Kumulationsverbots der Förderprogramme 
mit der Inanspruchnahme von § 82 a EStDV empfoh-
len (Ziffer 12). 
Der Technologieausschuß schloß sich insbesondere 
der Auffassung der Bundesregierung an, daß ein Ku-
mulationsverbot aus haushaltsmäßigen Gründen ge-
boten ist, um eine unbeabsichtigte Mehrfachförde-
rung zu verhindern. § 82 EStDV bedeutet in seiner 
geltenden Fassung eine wesentliche Verbesserung 
gegenüber der normalen steuerlichen Behandlung 
und ist daher als eine staatliche Fördermaßnahme 
zu betrachten. Die gleichzeitige Inanspruchnahme 
der anderen Fördermaßnahme „Zuschuß" kann zu 
einer doppelten Förderung führen. Bei den Zula-
gen nach § 4 a Investitionszulagengesetz (InvZulG) 
handelt es sich um ein eigenständiges Instrument 
des Steuerrechts: Die Zulage, die anstelle früherer 
Sonderabschreibungen getreten ist, ist kein Zu-
schuß im eigentlichen Sinne, sondern eine steuer-
rechtliche Vergünstigung. Die Zulage wird dabei 
nicht von den absetzbaren Aufwendungen abgezo-
gen. Auch zwischen den steuerlichen Sondermaß-
nahmen nach § 4 a InvZulG und § 82 a EStDV be-
steht ein Kumulationsverbot, das eine doppelte För-
derung verhindert. 

Auf Grund dessen sah der Technologieausschuß von 
einer Aufnahme dieser Empfehlung in seine Be-
schlußfassung ab, war jedoch der Meinung, daß die 
Frage der Beibehaltung des Kumulationsverbots je 
nach Ausgestaltung der zukünftigen Förderung ge-
prüft werden sollte. 

Zu den weiteren Empfehlungen der Enquete-Kom-
mission gehörte die Vergabe einer Untersuchung zur 
Prüfung von Kopplungsmöglichkeiten der Förde-
rung der Energieeinsparung mit anderen Förderun-
gen (Ziffer 13). 
Hier vertrat der Technologieausschuß die Meinung, 
daß der Grundgedanke der Harmonisierung von 
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Förderungsmaßnahmen unter Effektivitätsgesichts-
punkten im Prinzip akzeptabel ist, jedoch realisti-
scherweise nur im begrenzten Umfang durchgeführt 
werden kann. Da die Gefahr einer weiteren Kompli-
zierung der Verwaltung nicht auszuschließen ist, ob-
wohl gerade das Gegenteil beabsichtigt ist, sah der 
Technologieausschuß von einem Aufgreifen dieser 
Empfehlung ab. 

Die Enquete-Kommission hatte die Aufnahme eines 
Faches Bauphysik/Energieökonomie in das Stu-
dienangebot und die Prüfungsordnung von Archi-
tekten und Ingenieuren vorgeschlagen (Ziffer 14). 

Der Technologieausschuß beschloß einmütig, die 
Anregungen des Bildungs- und Wirtschaftsaus-
schusses in der Weise aufzugreifen, daß die Empfeh-
lungen der Enquete-Kommission zunächst nur im 
Lehrangebot Niederschlag finden sollten. Erst nach 
Vorliegen hinreichender Erfahrungen wird zu ent-
scheiden sein, ob neue Berufsbilder (Energie-Inge-
nieur, Energie-Installateur) geschaffen werden müs-
sen. Dabei wird der Bedarf an Energieberatern (mit 
eigenständigem Berufsbild) wesentlich von den Er-
gebnissen der Bemühungen zur Förderung der 
Energieberatung abhängen. Vordringlich sind Wei-
terbildungsangebote sowohl im Bereich der berufli-
chen Fortbildung als auch im Hochschulbereich. 

Da im Rahmen der Förderung der Beratung kleiner 
und mittlerer Unternehmen bereits jetzt Zuschüsse 
zu Referentenhonoraren, Reisekosten der Referen-
ten und Unterrichtshilfen gewährt werden, so daß 
der Veranstalter in der Lage ist, die Teilnehmerge-
bühr zu ermäßigen, beschloß der Technologieaus-
schuß, die Empfehlung der Enquete-Kommission zur 
Unterstützung von Schulungskursen für das Bauge-
werbe über energiesparende Technologien und Bau-
weisen (Ziffer 15) nicht wieder aufzugreifen. 

Im übrigen ist er der Auffassung der Bundesregie-
rung, daß die Teilnahme an den Schulungsveranstal-
tungen primär im Interesse der Unternehmen und 
der Handwerker selbst liegt, so daß eine weiterge-
hende Förderung nicht angebracht ist. 

Hinsichtlich der Empfehlung der Enquete-Kommis-
sion zum Erstellen und zur kostengünstigen Weiter-
gabe von qualifiziertem Schulungsmaterial über 
energiesparende Bauweisen sowie über den Einsatz 
und den Betrieb energiesparender Technologien 
(Ziffer 16) schloß sich der Technologieausschuß der 
Auffassung der Bundesregierung an, daß die Erstel-
lung und Weitergabe von Material für Fachleute pri-
mär Aufgabe der Fachverbände ist. Allerdings sollte 
die Notwendigkeit der Entwicklung von Schulungs-
material durch den Staat im Einzelfall geprüft wer-
den, wobei in diesem Zusammenhang auf das vom 
Bundesministerium für Forschung und Technologie 
herausgegebene Handbuch für Bauherren, Archi-
tekten und Ingenieure hinzuweisen ist. Andererseits 
ist der Technologieausschuß der Ansicht, daß der In-
formationsstand der Fach- und allgemeinen Öffent-
lichkeit zu wünschen übrig läßt. Daher sollte die 
Bundesregierung diese Empfehlung der Enquete-
Kommission zum Anlaß nehmen, eine Erhöhung des 
Mittelansatzes für eine diesbezügliche Öffentlich-
keitsarbeit zu prüfen. Der Technologieausschuß sah 

von einer Aufnahme dieser Empfehlung in seine Be-
schlußfassung ab. 

Der Technologieausschuß konnte sich nicht dazu 
entschließen, die Empfehlung der Enquete-Kommis-
sion hinsichtlich der Subventionierung des Einsat-
zes von Energieberatern (Ziffer 17) aufzugreifen. Er 
hält den Grundgedanken, die Informationen über 
energieeinsparende Techniken zu fördern, für ver-
nünftig, sieht ihn jedoch durch das Beratungspro-
gramm zur Förderung mittlerer und kleiner Unter-
nehmen als weitgehend abgedeckt an. Dem Vor-
schlag, der Staat sollte die Kosten für die Energiebe-
rater voll übernehmen, konnte er jedoch nicht fol-
gen, da dem Prinzip der „Hilfe zur Selbsthilfe" aus 
gründsätzlichen und haushaltspolitischen Erwägun-
gen nicht zuwider gehandelt werden sollte. 

Zur Empfehlung der Enquete-Kommission hinsicht-
lich der Einrichtung eines „Energiedienstes" zur 
Wärmeleckermittlung an Gebäuden sowie zur Ana-
lyse der Kosten der zu treffenden Maßnahmen (Zif-
fer 18) schloß sich der Technologieausschuß der Auf-
fassung des Bauausschusses an, der ein Aufgreifen 
dieser Empfehlung nicht für zweckmäßig hielt. 
Die vorgeschlagene Tätigkeit öffentlich finanzierter 
Energiedienste würde die gewünschte Entwicklung 
privater Energieberater konterkarieren. Im übrigen 
sind inzwischen entsprechende Aktivitäten interes-
sierter Firmen angelaufen. Notwendige Grundla-
genforschung wurde mit öffentlicher Hilfe gefördert. 
Die kommerzielle Umsetzung ist jedoch ausschließ-
lich Aufgabe privater Institutionen (z. B. Energiebe-
rater). 

1.2 Maßnahmen zur Verringerung des Energiebedarfs im Ver-
kehr 

Einer Anregung des Verkehrsausschusses folgend, 
beschloß der Technologieausschuß, die Bundesre-
gierung zu ersuchen, bis Ende 1982 einen Überblick 
über die Entwicklung des Energiebedarfs im Ver-
kehrsbereich vorzulegen. 

Der Technologieausschuß war der Auffassung, daß 
die von der Enquete-Kommission vorgeschlagene 
Einführung gesetzlicher Regelungen für Höchstver-
brauchswerte des spezifischen Kraftstoffverbrauchs 
von Kraftfahrzeugen (Ziffer 19) nicht erforderlich ist. 
Mit Befriedigung hat der Technologieausschuß da-
von Kenntnis genommen, daß die Automobilindu-
strie in ihren Gesprächen mit der Bundesregierung 
zugesagt hat, den spezifischen Kraftstoffverbrauch 
ihrer neuen Fahrzeuge bis 1985 um durchschnittlich 
10 bis 12 % gegenüber 1978 zu senken. Gleichwohl ist 
der Technologieausschuß mit dem Wirtschaftsaus-
schuß der Meinung, daß die Bundesregierung aufge-
fordert werden sollte, in ihren künftigen Gesprächen 
mit der Automobilindustrie darauf hinzuwirken, daß 
sie im Rahmen ihrer Selbstverpflichtung ein noch 
ehrgeizigeres Einsparziel anstrebt. 

Die von der Enquete-Kommission vorgeschlagene 
Senkung der Mineralölsteuer für Dieselkraftstoff bei 
gleichzeitiger Anhebung der Steuer für Vergaser-
kraftstoffe (Ziffer 20) hält der Technologieausschuß 
durch die stärkere Erhöhung der Steuer für Verga-
serkraftstoffe um 0,07 DM gegenüber derjenigen für 
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Dieselkraftstoff um 0,03 DM pro Liter ab 1. April 
1981 tendenziell für erfüllt. 

Einer Anregung des Verkehrsausschusses folgend, 
beschloß der Technologieausschuß, die Empfehlung 
der Enquete-Kommission zur Festlegung realitäts-
gerechter Angaben über den Kraftstoffverbrauch für 
neu zuzulassende Fahrzeuge (Ziffer 21) entspre-
chend aufzugreifen. Obwohl die kürzlich festgelegte 
Dreiteilung der Verbrauchsangaben (bei 90 km/h, 
120 km/h und im Stadtverkehr) einen wichtigen 
Schritt in Richtung realitätsgerechter Angaben be-
deutet, erscheint es im Interesse des stark ausge-
prägten Einsparwillens der Autofahrer geboten, 
diese mit exakteren realitätsnahen Angaben zu ver-
sorgen, wobei diese Maßnahme nicht durch das EG-
Recht behindert werden darf. 

Der Technologieausschuß vermochte der Empfeh-
lung der Enquete-Kommission, gesetzliche Vor-
schriften zum Einbau geeigneter Geräte in neu zu-
zulassende Fahrzeuge zur Anzeige des momentanen 
spezifischen Verbrauchs (Ziffer 22) zu erlassen, nicht 
zu folgen. Die Automobilindustrie sieht ab Herbst 
1980 in allen neuen Modellen die Möglichkeit für den 
Einbau verbrauchsanzeigender Geräte vor; teilweise 
werden solche Geräte bereits serienmäßig einge-
baut. Da bisher noch nicht nachgewiesen ist, ob die 
Geräte zu einer nennenswerten Energieeinsparung 
führen, scheinen gesetzliche Vorschriften zum Ein-
bau von verbrauchsanzeigenden Geräten nicht 
zweckmäßig. Allerdings beschloß der Technologie-
ausschuß, die Anregung des Verkehrsausschusses 
aufzugreifen, die Bundesregierung zur Förderung 
der Entwicklung besserer und vor allem preisgünsti-
gerer Geräte zu ersuchen. 

Die Enquete-Kommission hatte die Meinung vertre-
ten, daß die Einführung einer Geschwindigkeitsbe-
grenzung 'auch auf Autobahnen zu einer internatio

-

nalen Harmonisierung führen und gleichzeitig zur 
Energieeinsparung beitragen würde (Ziffer 23). 

Nach dem Kabinettsbeschluß vom 12. September 
1979 werden Geschwindigkeitsbeschränkungen zur 
Zeit nicht angestrebt. Allerdings sollten für den Fall, 
daß sich eine Änderung der Situation im Hinblick 
auf die Versorgungslage oder das Fahrverhalten er-
gibt, entsprechende rechtliche Möglichkeiten ge-
prüft werden. Hinsichtlich des Fahrverhaltens 
schloß sich der Technologieausschuß der Meinung 
des Verkehrsausschusses an, daß die Verbraucher 
zwar einsparbewußter geworden sind, dieses Be-
wußtsein jedoch nicht alle Verkehrsteilnehmer, z. B. 
auf fremde Rechnung Fahrende, erfaßt. Er griff da-
her die Anregung des Verkehrsausschusses auf, die 
Bundesregierung zu ersuchen, darauf hinzuwirken, 
daß bei Dienstfahrzeugen die Einhaltung der Richt-
geschwindigkeit sichergestellt wird und entspre-
chende Empfehlungen an die Länder weitergegeben 
werden. 

Die Enquete-Kommission hatte die Verbesserung 
und den Ausbau des Nahverkehrsverbundsystems in 
Ballungsgebieten vorgeschlagen (Ziffer 24). 
Auf Grund des Kabinettsbeschlusses vom 12. Sep-
tember 1979 hatte das Bundesministerium für Ver-
kehr im Gemeinsamen Ausschuß Bund/Länder/. 

Kommunale Spitzenverbände Maßnahmen vorge-
schlagen, die geeignet sind, den öffentlichen Perso-
nennahverkehr attraktiver zu gestalten (z. B. Tarif-
verbund, Fahrplanabstimmung, Park and Ride-Sy-
stem). Ungeachtet des vom Bundesministerium für 
Verkehr dem Kabinett in Aussicht gestellten Erfah-
rungsberichts über das bisher Erreichte, schloß sich 
der Technologieausschuß dem Vorschlag des Ver-
kehrsausschusses an, die Bundesregierung zu ersu-
chen, in Zusammenarbeit mit den Ländern auf die 
Weiterentwicklung des öffentlichen Personennah-
verkehrs besonders in den ländlichen Räumen hin-
zuwirken, wobei auf ausreichende Parkmöglichkei-
ten an den Haltestellen geachtet werden sollte. 

Die Enquete-Kommission hatte die Einschränkung 
des Fernstraßen-Neubauprogramms zugunsten ei-
ner Verbesserung des Verkehsangebots der Deut-
schen Bundesbahn, vor allem im Fernreise- und Ur-
laubsverkehr sowie im Güterfernverkehr empfohlen 
(Ziffer 25). 

Durch Kabinettsbeschluß vom 12. September 1979 
war das Bundesministerium für Verkehr beauftragt 
worden, bei der Fortschreibung des „koordinierten 
Investitionsprogramms für die Bundesverkehrs-
wege bis 1990" die zukünftigen investiven Maßnah-
men verstärkt unter energiewirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten zu sehen. Dies ist durch die Vorlage 
des Bundesverkehrswegeplans `80 zwischenzeitlich 
geschehen. Dieser Plan sieht unter anderem vor, die 
Investitionen für den Schienenverkehr absolut und 
. relativ im Vergleich zu den übrigen Verkehrsträgern 
zu erhöhen. Aus diesen Gründen sah der Technolo-
gieausschuß von einer Aufnahme dieser Empfeh-
lung der Enquete-Kommission ab. 

Zur Empfehlung der Enquete-Kommission hinsicht-
lich der Abschaffung der Absetzungsmöglichkeiten 
der Fahrtkosten zum Arbeitsplatz (Kilometerpau

-

schale) von der Lohn- bzw. Einkommensteuer oder 
Umwandlung in eine allgemeine Entfernungspau-
schale (Ziffer 26) beschloß der Technologieausschuß, 
sich entsprechend dem Vorschlag des Verkehrsaus-
schusses dafür einzusetzen, die Kilometerpauschale 
in eine allgemeine Entfernungspauschale umzu-
wandeln, sobald dies die finanzielle Lage der öffent-
lichen Haushalte zuläßt. 

Ebenso wie der Verkehrsausschuß teilt der Techno-
logieausschuß die Ansicht der Enquete-Kommis-
sion, daß eine Senkung der gesamten Grundkosten 
und eine Erhöhung der Nutzungskosten bei Privat-
fahrzeugen verkehrs- und energiepolitisch sinnvoll 
ist (Ziffer 27). 
Daher wird die Absicht der Bundesregierung be-
grüßt, eine entsprechende Maßnahme zu ergreifen. 
Die Enquete-Kommission hatte darauf hingewiesen, 
daß in der öffentlichen Diskussion die bisherigen 
Subventionen für öffentliche Verkehrsmittel oft als 
Stützung unrentabeler Unternehmen angesehen 
werden. 

In Übereinstimmung mit dem Verkehrsausschuß be-
schloß der Technologieausschuß mit Mehrheit, die 
Bundesregierung zu ersuchen, zu überprüfen, inwie-
weit sowohl finanzpolitisch als auch begrifflich die 
Zuwendungen an die und die Verschuldung der 
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Deutschen Bundesbahn künftig so dargestellt wer-
den können, daß die besondere Qualität dieser Lei-
stung für die Allgemeinheit stärker hervorgehoben 
wird. Die Fraktion der CDU/CSU vermochte diesen 
Beschluß nicht mitzutragen. Sie war der Meinung, 
daß auf Grund der bisherigen Diskussion über die 
Situation der Deutschen Bundesbahn der Vollzug ei-
ner derartigen Empfehlung zu einer Dauerentschul-
digung führen könnte. 

Hinsichtlich der Empfehlung der Enquete-Kommis-
sion für eine verkehrsgünstigere Siedlungs- und 
Raumplanung (Ziffer 28) war der Technologieaus-
schuß der Auffassung, daß zunächst die Ergebnisse 
der vom Bundesministerium für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau in Auftrag gegebenen bzw. 
vorgesehenen Forschungsvorhaben „siedlungs-
strukturelle Maßnahmen zur Energieeinsparung im 
Verkehr" sowie des Forschungsvorhabens „flächen-
hafte Verkehrsberuhigung" abgewartet werden soll-
ten, um ggf. daraus weitere Folgen ziehen zu kön-
nen. Der Technologieausschuß geht von der Erwar-
tung aus, daß diese Ergebnisse in nächster Zeit den 
parlamentarischen Gremien zur Verfügung stehen 
werden. 

Die in der Empfehlung der Enquete-Kommission zur 
Verbesserung des innerstädtischen Verkehrsflusses 
(Ziffer 29) enthaltenen Maßnahmen liegen nicht aus-
schließlich in der Zuständigkeit des Bundes. Auf 
Grund der Kabinettsbeschlüsse vom 16. Mai und 
12. September 1979 hat das Bundesministerium für 
Verkehr die Länder auf die Einsparmöglichkeiten 
durch verbesserte Ampelsteuerung hingewiesen 
und im Gemeinsamen Ausschuß Bund/Länder/ 
Kommunale Spitzenverbände Maßnahmen zur Er-
höhung der Attraktivität des öffentlichen Personen-
nahverkehrs vorgeschlagen. Gleichwohl beschloß 
der Technologieausschuß, Anregungen des Wirt-
schafts- und Verkehrsausschusses aufgreifend, die 
Bundesregierung zu ersuchen, zu überprüfen, inwie-
weit ihre Empfehlungen an die Länder zu entspre-
chenden Maßnahmen auf Gemeinde- und Ländere-
bene geführt haben. 

Die Empfehlung der Enquete-Kommission zum Bau 
neuer Radwege (Ziffer 30) fand sowohl die Unterstüt-
zung des Verkehrsausschusses wie auch die des 
Technologieausschusses. Die Einbeziehung des 
Fahrrades in die allgemeine Verkehrspolitik des 
Bundes, der Länder und Kommunen findet äußerst 
schleppend statt. Das Fahrrad wird bisher in zu gro-
ßem Maße als additives Freizeitgerät und nicht als 
integriertes Verkehrsmittel angesehen. Mit Besorg-
nis wird festgestellt, daß dem Verkehrsmittel Fahr-
rad sehr viel Deklamationen gewidmet werden, es 
jedoch bei der Mittelvergabe nach wie vor stiefmüt-
terlich behandelt wird. Die Verkehrsteilnehmer 
Fahrradfahrer und Fußgänger sind die wirksamsten 
Energiesparer im Verkehr. Die bisherige Verkehrs-
entwicklung hat häufig gerade den Fußgänger an 
den Rand gedrängt und ihm zugunsten der Autofah-
rer Umwege zugemutet. Fußgänger und Radfahrer 
müssen nicht nur vor Gefahren geschützt werden, 
ihnen sollte auch beim Wegebau eine bevorzugte 
Stellung eingeräumt werden. Der Technologieaus-
schuß schloß sich dem Vorschlag des Verkehrsaus

-

schusses an, die Bundesregierung zu ersuchen, im 
Zusammenwirken mit den Ländern die eingeleite-
ten Initiativen des Bundes zum Bundesradwegepro-
gramm zügig umzusetzen. 

Hinsichtlich der Kommissionsempfehlung zur För-
derung von Telekommunikationseinrichtungen zur 
Substitution von Personentransporten (Ziffer 31) 
waren der Technologieausschuß wie auch der Wirt-
schaftsausschuß der Meinung, daß in der längerfri-
stigen Perspektive das Telekommunikationssystem 
eine erhebliche Rationalisierung des Geschäftsrei-
severkehrs und der Wirtschaftslogistik ermöglichen 
kann. Außer Kosteneinsparungen im Verkehrswe-
genetz erwachsen daraus auch Möglichkeiten zur 
Energieeinsparung. 
Insbesondere unter Berücksichtigung der Tatsache, 
daß die vom Bundestag eingesetzte Enquete-Kom-
mission „Neue Informations- und Kommunikations-
techniken" sich auch mit diesem Problem befassen 
wird, beschloß der Technologieausschuß, von einem 
Aufgreifen dieser Kommissionsempfehlung abzuse-
hen. 

Mit dem Verkehrsausschuß und dem Wirtschafts-
ausschuß war der Technologieausschuß der Mei-
nung, die Empfehlung der Enquete-Kommission zur 
Förderung von Elektroautos und Bussen mit Hybrid-
Antrieb im Nahverkehr (Ziffer 32) zu unterstützen. 
Einer Anregung beider Ausschüsse folgend, be-
schloß er, die Bundesregierung zu ersuchen, die bis-
herige.  Förderung der Entwicklung des Elektroan-
triebes und des Hybrid-Antriebes aufrechtzuerhal-
ten. 

Im Zusammenhang mit der Verringerung des Ener-
giebedarfs im Verkehr war der Technologieaus-
schuß mit dem Verkehrsausschuß der Meinung, daß 
im Flugverkehr noch ungenutzte Möglichkeiten der 
Treibstoffersparnis bestehen, wenn mehr als bisher 
Umwegflüge und Wartezeiten im Linienluftverkehr 
vermieden werden. Ebenso wie der Verkehrsaus-
schuß hält der Technologieausschuß auch eine stär-
kere Kooperation Luftverkehr/Schiene für erforder-
lich. Aus diesen Gründen hielt er eine Untersuchung 
der vorhandenen Möglichkeiten durch die Bundes-
regierung für unerläßlich und beschloß, eine ent-
sprechende Empfehlung in seiner Beschlußfassung 
aufzunehmen. 

Hinsichtlich der Investitionen im Schienenverkehr 
war der Technologieausschuß mit dem Verkehrsaus-
schuß der Meinung, daß die geplanten Neu- und Aus-
baumaßnahmen der Deutschen Bundesbahn im 
Schienennetz mit hoher Priorität realisiert werden 
sollten, um die Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh-
men, besonders auf dem Güterverkehrsmarkt, zu 
stärken, wobei der grenzüberschreitende Güterver-
kehr auf der Schiene mehr als bisher gefördert wer-
den sollte. Der Technologieausschuß beschloß, ein 
entsprechendes Ersuchen an die Bundesregierung 
in seine Beschlußempfehlung aufzunehmen. 

1.3 Maßnahmen zur Energieeinsparung im Bereich der lei-
tungsgebundenen Energieversorgung 

Zur Empfehlung der Enquete-Kommission betref

-

fend die Veränderung der Tarifstruktur leitungsge- 
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bundener Energieträger (Ziffer 33) nahm der Tech-
nologieausschuß den Bericht der Bundesregierung 
zur Kenntnis, daß eine Prüfung entsprechend der 
Regierungserklärung erfolgen soll, ob über die No-
vellierung der Bundestarifordnung Elektrizität hin-
aus weitere tarifliche Maßnahmen notwendig sind. 

Er geht jedoch davon aus, daß dieses Prüfungsergeb-
nis alsbald den parlamentarischen Gremien zur Ver-
fügung steht. 

O Zur Kraft-Wärme-Kopplung 

Der Technologieausschuß beschloß einstimmig, ei-
nem Vorschlag des Wirtschaftsausschusses zu fol-
gen, die Bundesregierung zu ersuchen, auf eine ver-
stärkte Nutzung der Kraft-Wärme-Kopplung und 
Nutzung der Abwärme hinzuwirken. Dabei sollen 
die Marktsituation und die Belange der Wärmever-
braucher berücksichtigt werden. Mit den Ländern 
sollen Gespräche zur Schaffung bundeseinheitlicher 
Kriterien für die Standortvoraussetzungen für 
Kraftwerke, insbesondere zur Fernwärmeerzeu-
gung, aufgenommen werden. Die Finanzierungs-
programme für Fernwärme sind unter Einführung 
einer „Sanierungsklausel", d. h. Gegenrechnung von 
Immissionen aus Einzelfeuerungen, fortzuführen. 

Zu den Empfehlungen der Enquete-Kommission be-
züglich der Erleichterung der industriellen Eigener-
zeugung von Elektrizität in Kraft-Wärme-Kopplung 
und der Einspeisung von Industriestrom in das öf-
fentliche Netz (Ziffer 34) hat das Bundesministerium 
für Forschung und Technologie in seiner Stellung-
nahme ausgeführt, daß die Vereinbarung über 
stromwirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
dem Verband Deutscher Elektrizitätswerke (VDEW) 
und der Vereinigung industrieller Kraftwirtschaft 
(VIK) ergänzt wird durch die 4. Kartellgesetznovelle, 
die eine Verschärfung 'der Mißbrauchsaufsicht 
durch schärfer gefaßte Kriterien vorsieht. Dazu ge-
hört die Schaffung eines Mißbrauchstatbestandes 
der unbilligen Verhinderung der Verwertung von in 
eigenen Anlagen erzeugtem Strom oder der unbilli-
gen Behinderung der Durchleitung. Nach Auffas-
sung der Bundesregierung wurden dadurch die Rah-
menbedingungen für eine Erleichterung der indu-
striellen Eigenerzeugung von Elektrizität in Kraft-
Wärme-Kopplung und der Einsparung von Indu-
striestrom in das öffentliche Netz geschaffen. Außer-
dem wurde vom Bundesministerium für Forschung 
und Technologie eine Untersuchung zur Ermittlung 
des Kraft-Wärme-Kopplungs-Potentials in der Indu-
strie in Auftrag gegeben. 

Auf Grund dieses Sachstandsberichts war die Mehr-
heit des Technologieausschusses der Ansicht, daß 
dadurch den Kommissionsempfehlungen Rechnung 
getragen worden ist und sich daher ein Aufgreifen 
der Empfehlungen erübrige. Die Fraktion der CDU/ 
CSU stellte den Antrag, die Bundesregierung zu er-
suchen, eine Studie zu vergeben, in der unter Beteili-
gung der Elektrizitätswirtschaft, der betroffenen In-
dustriezweige und der Fernwärmewirtschaft ge-
prüft wird, ob das Potential für die industrielle Ei-
generzeugung von Elektrizität in Wärme-Kraft-
Kopplung und die Einspeisemöglichkeit von Indu-
striestrom in das öffentliche Netz noch weiter ausge

-

schöpft und auf welche Weise die Nutzung des Po-
tentials der industriellen Stromerzeugung weiter ge-
fördert werden kann. Zur Begründung führte sie 
aus, daß überall dort, wo ein größerer Wärmebe-
darf auf niedrigem Temperaturniveau (bis etwa 
300° C) anfällt, die Kraft-Wärme-Kopplung mit der 
gleichzeitigen Erzeugung von Wärme und Strom, die 
Möglichkeit einer rationellen Ausnutzung von Pri-
märenergie biete. Obgleich dieses Verfahren in der 
Bundesrepublik Deutschland stärker genutzt wird 
als in anderen Industrieländern, wurden viele Indu-
strieunternehmen bis vor kurzem hiervon abgehal-
ten, weil die Energieversorgungsunternehmen 
(EVU) nicht bereit waren, entweder einen angemes-
senen Preis für den so erzeugten Strom zu bezahlen 
oder die Durchleitung an einen anderen Abnehmer 
zu gewähren. Die freiwilligen Vereinbarungen der 
VIK und des VDEW von 1979 haben hier zwar einen 
entscheidenden Fortschritt gebracht, scheinen je-
doch noch nicht das vorhandene Potential voll aus-
geschöpft zu haben. 

Dieser Antrag fand jedoch nicht die erforderliche 
Mehrheit. 

Die in der Kommissionsempfehlung zur Prüfung 
rechtlicher Änderungen zum Abbau von Hemmnis-
sen bei der Erzeugung von Elektrizität in Kraft-Wär-
me-Kopplung (Ziffer 35) angesprochenen Probleme 
bestehen nach Aufnahme von Gesprächen zwischen 
dem Verband Kommunaler Unternehmen (VKU) 
und der Deutschen Verbands-Gesellschaft (DVG) 
über eine Verbesserung der Zusammenarbeit bei 
der Stromerzeugung nach Auffassung der Bundes-
regierung in der Praxis nicht mehr. Es bestehen 
aber nach der 4. Kartellgesetznovelle Eingriffsmög-
lichkeiten, wenn die Weigerung des Liefer-EVU, den 
Vertragspartner zur Eigenstromerzeugung überge-
hen zu lassen, mißbräuchlich sein sollte. Der Tech-
nologieausschuß schloß sich dieser Auffassung an 
und sah daher von einer Aufnahme der Kommis-
sionsempfehlung in seinem Beschlußvorschlag ab. 

Die Enquete-Kommission hatte die Förderung eines 
verstärkten Einsatzes von dezentralen Blockheiz
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kraftwerken mit Kraft-Wärme-Kopplung empfohlen 
(Ziffer 36). 
Der Technologieausschuß nahm zustimmend zur 
Kenntnis, daß die Bundesregierung nach ihrem 
Sachstandsbericht für die Fernwärmeerzeugung 
vornehmlich auf den Einsatz von Kohle setzt, wobei 
für kleinere Anlagen sich dabei künftig die Wirbel-
schichttechnologie anbietet, deren Entwicklung vom 
Bundesministerium für Forschung und Technologie 
gefördert wird. Da nach Auffassung der Bundesre-
gierung die bisherigen Ergebnisse bei Demonstra-
tionsprojekten für kleinere Anlagen einen wirt-
schaftlichen Einsatz erwarten lassen, geht der Tech-
nologieausschuß davon aus, daß bei Folgeprojekten 
auf den Einsatz kleinerer Anlagen gedrängt wird. 

Zu der von der Enquete-Kommission empfohlenen 
Förderung der Abwärmenutzung durch die Erhö-
hung der Investitionszulage für Abwärmenutzung, 
Ausfallbürgschaften für die Fernwärmeversorgung 
mit industrieller Abwärme (Ziffer 37) hatte die Bun-
desregierung ausgeführt, daß die industrielle Ab-
wärmenutzung — insbesondere für Fernwärme- 
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zwecke — bereits jetzt massiv gefördert wird und 
zwar über Investitionszulagen in Höhe von 7,5% 
nach § 4 a InvZulG; kumulativ hierzu erfolgt ein Zu-
schuß bis zu 35% der Investitionskosten nach dem 
Zukunftsinvestitionsprogramm (ZIP). Da die Bun-
desregierung außerdem ihr Angebot für ein An-
schlußprogramm an die auslaufende Fernwärmeför-
derung nach dem ZIP aufrechterhält, beschloß der 
Technologieausschuß, von einem Aufgreifen dieser 
Kommissionsempfehlung abzusehen. 

Die Enquete-Kommission hatte den Abbau von 
Wettbewerbsnachteilen der Fernwärmeversorgung 
durch Aufnahme des Prinzips der Gegenrechnung in 
die Verwaltungsvorschriften des Bundesimmis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG) empfohlen (Ziffer 
38). 

Dieser Empfehlung lag die Feststellung zugrunde, 
daß die Fernwärmeversorgung aus Kraft-Wärme-
Kopplung gegenüber energieaufwendigeren Techni-
ken benachteiligt wird. Nach Auffassung des Bun-
desministeriums für Wirtschaft ist nach § 6 in Ver-
bindung mit § 5 Nr. 1 BImSchG jede Verminderung 
der Immissionen im Einwirkungsbereich einer An-
lage, die bis zu deren Inbetriebnahme eintritt, zu be-
rücksichtigen. Dabei genügt es nach Nr. 2.2.1.4 TA-
Luft 1974, daß die durch bestehende Anlagen ande-
rer Betreiber, hierzu gehören auch Einzelfeuerstät-
ten, verursachten Immissionen auf Grund eines 
Luft-Reinhalte-Plans nach § 47 Satz 3 Nr. 3 
BImSchG soweit zu senken sind, daß die Einhaltung 
der Immissionswerte im Einwirkungsbereich der 
neuen Anlage (hier: Kraft-Wärme-Kopplung) künf-
tig erreicht wird (so auch der Entwurf der TA-Luft 
1978, wonach Veränderungen der Immissionsver-
hältnisse im Meßgebiet einer einzelnen Anlage an-
zurechnen sind). Auf Grund dieser Stellungnahme 
beschloß der Technologieausschuß, von einem Auf-
greifen der Kommissionsempfehlung abzusehen. 

Die Prüfung dezentraler Alternativen bei der Pla-
nung von Großkraftwerken (Ziffer 39) sowie die Un-
terbreitung entsprechender Vorschläge ist der Ener-
gieaufsicht der Länder bereits nach geltendem 
Recht möglich. Das Bundesministerium für Wirt-
schaft hat dargelegt, daß die Versorgungsunterneh-
men in der Praxis schon von sich aus entsprechende 
Vorhaben anstreben, wenn die technisch-wirtschaft 
lichen Voraussetzungen für Kraft-Wärme-Kopplung 
vorliegen und die Länder bei der Aufstellung von 
fachlichen Entwicklungsplänen für geeignete Stand-
orte sorgen. 

Auf Grund dieses Sachverhalts beschloß der Tech-
nologieausschuß, von einer Aufnahme dieser Kom-
missionsempfehlung in seinen Beschlußvorschlag 
abzusehen. 

Die Enquete-Kommission hatte die Erweiterung der 
Aufgaben der Energieversorgungsunternehmen 
empfohlen (Ziffer 40). 

Der Technologieausschuß vermochte sich nicht der 
Auffassung der Enquete-Kommission anzuschlie-
ßen, daß diese ihren Kunden auch Kapital für Ener-
gieeinsparungsinvestitionen zur Verfügung stellen 
sollten, das dann über monatliche Raten mit der 
Rechnung getilgt werden könnte, da die Energiever
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sorgungsunternehmen in diesem Fall Bankaufga-
ben übernehmen würden. Außerdem werden bei 
kommunalen Energieversorgungsunternehmen aus 
den Erträgen häufig Defizite des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs abgedeckt. Andererseits hielt der 
Technologieausschuß eine Erweiterung und Ver-
stärkung der jetzt schon üblichen beratenden Tätig-
keit der EVU, insbesondere unter dem Gesichts-
punkt der Energieeinsparung auf freiwilliger Basis 
für wünschenswert. Er ging von der Erwartung aus, 
daß die Bundesregierung bei ihren künftigen Ge-
sprächen mit der Elektrizitätswirtschaft auch die-
sen Punkt aufgreifen wird. Eine Anderung des Ener-
giewirtschaftsgesetzes hielt der Ausschuß für For-
schung und Technologie nicht für erforderlich. 
Die von der Enquete-Kommission empfohlene Ent-
wicklung von örtlichen und regionalen Energiever-
sorgungskonzepten (Ziffer 41) hält auch der Techno-
logieausschuß für vordringlich, weil sich der weitere 
Ausbau energiesparender leitungsgebundener 
Energiesysteme — wie der Fernwärme in Kraft-
Wärme-Kopplung — und anderer energiesparender 
Maßnahmen am wirkungsvollsten in enger Abstim-
mung mit der übrigen gemeindlichen Planung unter 
Berücksichtigung der jeweiligen Siedlungs- und 
Versorgungsstruktur vollziehen kann. In seinem 
Sachstandsbericht hat das Bundesministerium für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau dazu fol-
gendes ausgeführt: Die kommunalen Spitzenver-
bände haben sich bereit erklärt, dafür Sorge zu tra-
gen, daß in den Gemeinden Konzepte für die Ener-
gieversorgung aufgestellt werden. Eine gesetzliche 
Verpflichtung der Gemeinden zur Aufstellung sol-
cher Versorgungskonzepte hat die Bundesregierung 
aus diesen Gründen nicht für erforderlich gehalten. 
Energieversorgungskonzepte sind, soweit sie von 
städtebaulicher Bedeutung sind, bei der Bauleitpla-
nung zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 5 BBauG). Da-
durch ist eine weitgehende Abstimmung von Ener-
gieversorgung und Bauleitplanung gewährleistet. 
Nach geltendem Recht (Gemeinderecht, Baurecht) 
sind Anschluß- und Benutzungszwang sowie Ver-
wendungsverbote nur möglich, wenn sie aus Grün-
den des Umweltschutzes, insbesondere zur Vermei-
dung von Luftverschmutzungen erforderlich sind. 
Allein aus Gründen einer rationellen Energiever-
wendung können Anschluß- und Benutzungszwang 
und Verwendungsverbote nicht erlassen werden. Im 
BBauG wäre denkbar, der Gemeinde mit der Auf-
stellung eines Bebauungsplans nicht nur die Mög-
lichkeit zu geben, ein Verwendungsverbot für die 
Luft erheblich verunreinigenden Stoffe festsetzen 
zu können (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 BBauG), sondern auch 
ein Verwendungsverbot für die Benutzung bestimm-
ter Energieträger für die Gebäudeheizung. Für ei-
nen Anschluß- und Benutzungszwang aus Gründen 
der rationellen Energieverwendung wäre das Ge-
meinderecht bzw. Bundesrecht (Energiewirtschafts-
gesetz) entsprechend zu ergänzen. Die Bundesregie-
rung hat diese Fragen 1979/80 geprüft, eine Ände-
rung des Rechts mit Rücksicht auf die gegenwärti-
gen Bemühungen der Gemeinden allerdings nicht 
für erforderlich gehalten. Sie hat aber beschlossen, 
die Entwicklung aufmerksam zu verfolgen und ggf. 
mit den Beteiligten in eine Erörterung über gesetz-
geberische Maßnahmen einzutreten. In der Dritten 
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Fortschreibung des Energieprogramms der Bundes-
regierung (BT-Drucksache 9/983, TZ 92) wird darauf 
hingewiesen, daß die Planung und Verwirklichung 
optimaler Versorgungsstrukturen durch örtliche 
und regionale Versorgungskonzepte unterstützt 
werden. Teilweise bestehen bereits Versorgungs-
konzepte. Für zahlreiche Städte, Gemeinden und Re-
gionen arbeiten Versorgungsunternehmen und Ver-
waltungen gemeinsam an ihrer Ausgestaltung. Auf 
Veranlassung der Bundesregierung haben die Ver-
bände der kommunalen Unternehmen sowie der lei-
tungsgebundenen Energiewirtschaft Grundsätze 
und Orientierungshilfe für Versorgungskonzepte be-
schlossen. Im Hinblick auf diese Kooperationslö-
sung werden zusätzliche administrative Instru-
mente derzeit nicht für erforderlich gehalten. 
Wenngleich der Technologieausschuß diesen Sach-
verhalt positiv würdigte, sollte nach seiner einhelli-
gen Ansicht die Bundesregierung ersucht werden, 
Maßnahmen mit dem Ziel zu prüfen, daß die Ge-
meinden die Energieeinsparung als ein Ziel der 
Städteplanung berücksichtigen und in Zusammen-
arbeit mit den Energieversorgungsunternehmen 
Energieversorgungskonzepte (mit Wärmebedarfs-
plänen) erstellen. 

Die Enquete-Kommission hatte die Erhebung einer 
generellen Energiesteuer bzw. einer Abwärmeab-
gabe für Großemittenten empfohlen (Ziffer 42). 

Der Technologieausschuß hat sich der Stellung-
nahme des Bundesministeriums für Wirtschaft an-
geschlossen, daß die Erhebung einer generellen 
Energiesteuer, vor allem wegen der damit verbunde-
nen Belastungen im internationalen Wettbewerb, 
für die deutsche Industrie abzulehnen ist. Da die 
Einführung einer Wärmeabgabe aus wirtschaftli-
chen, rechtlichen und technischen Gründen sehr 
problematisch ist und einer eingehenden Prüfung 
bedarf, hat das Bundeskabinett am 7. Mai 1980 zur 
weiteren Aufklärung des Sachverhalts beschlossen, 
daß durch ein Gutachten geklärt werden soll, wie 
hoch der Betrag der wirtschaftlich zu verwertenden 
Abwärme ist und wie und mit welchen Mitteln si-
chergestellt werden kann, daß dieses Abwärmepo-
tential besser genutzt wird. Da dieses Gutachten 
zwischenzeitlich vom Bundesministerium für For-
schung und Technologie vergeben worden ist, ver-
tritt der Technologieausschuß die Auffassung, daß 
zunächst das Ergebnis dieses Gutachtens abgewar-
tet werden sollte, von dem er erwartet, daß dieses 
alsbald den parlamentarischen Gremien zur Verfü-
gung gestellt wird. 

1.4 Maßnahmen im Bereich der Industrie 

Die von der Enquete-Kommission empfohlenen ge-
setzlichen Anforderungen an den Wärmeschutz in-
dustrieller Anlagen (Ziffer 43) erschienen dem Tech-
nologieausschuß nicht zuletzt auch wegen der Viel-
falt industrieller Prozesse und des erforderlichen ad-
ministrativen Aufwands unzweckmäßig. Er schloß 
sich der Auffassung des Bundesministeriums für 
Wirtschaft an, daß das eigene Interesse der Indu-
strie an Wärmeschutzmaßnahmen im übrigen durch 
Zinsverbilligungen im Rahmen des von der Bundes-
regierung am 8. April 1980 beschlossenen Sonder-
programms für Investitionskredite flankiert wird. 

Eine von der Enquete-Kommission empfohlene ge-
setzliche Einbaupflicht von Wärmerückgewin-
nungsanlagen (Ziffer 44) hielt der Technologieaus-
schuß wegen der Vielfalt industrieller Prozesse 
nicht für zweckmäßig. 

Hinsichtlich der Empfehlung der Enquete-Kommis-
sion zur Förderung der Entwicklung von Techniken 
für den industriellen Kohleeinsatz in kleinen und 
mittleren Anlagen (Ziffer 45) vertraten das Bundes-
ministerium für Forschung und Technologie sowie 
das Bundesministerium für Wirtschaft die Auffas-
sung, daß nach der umfangreichen Liste der geför-
derten Forschungsvorhaben im Bereich der Wirbel-
schichttechnologie diese abgedeckt sei. 
Im Gegensatz dazu war der Technologieausschuß 
einhellig der Ansicht, daß durch die Förderung die-
ser Forschungsvorhaben den Kommissionsempfeh-
lungen nur zu einem Teil entsprochen worden ist. 
Die Fraktion der CDU/CSU stellte den Antrag, die 
Bundesregierung zu ersuchen, die weitere Entwick-
lung von Techniken für den industriellen Kohleein-
satz in kleinen und mittleren Anlagen für den Ein-
satz in der Industrie zu fördern und deren Marktein-
führung zu unterstützen. Zur Begründung führte sie 
an, daß Kohle vor allem dann gute Chancen hat, ei-
nen Teil des Wärmemarktes zu gewinnen, wenn es 
gelingt, neue umweltfreundliche Technologien bis 
zur Marktreife zu entwicklen, die an verbrauchsna-
hen Standorten eingesetzt werden können. Der 
Technologieausschuß beschloß einstimmig, diesen 
Antrag in seine Beschlußempfehlung aufzuneh

-

men. 

Hinsichtlich der Kommissionsempfehlung zur Ver-
besserung der Auslegung von Antrieben (Ziffer 46) 
war der Technologieausschuß einhellig der Ansicht, 
daß diese Empfehlung, soweit Forschungsaktivitä-
ten angesprochen worden sind, durch die For-
schungsprogramme des Bundesministeriums für 
Forschung und Technologie (z. B. Entwicklung von 
Elektroantrieben) abgedeckt, im übrigen Aufgabe 
der Industrie ist. 

Die Enquete-Kommission hatte sich für ein For-
schungsprogramm zur Entwicklung von neuen Pro-
dukten und Produktionsverfahren, die den kumu-
lierten Energieaufwand verringern., ausgesprochen 
(Ziffer 47). 

Der Technologieausschuß nahm von dem im Sach-
standsbericht des Bundesministeriums für For-
schung und Technologie dargelegten umfangrei-
chen Forschungsprogramm zustimmend Kenntnis. 
Andererseits drückte der Ausschuß die Erwartung 
aus, daß die Bundesregierung die in den Kommis-
sionsempfehlungen zum Ausdruck kommenden 
Vorstellungen weiterverfolgen soll. 

1.5 Maßnahmen im Bereich der Hersteller und Betreiber ener-
gietechnischer Geräte 

Die Empfehlung der Enquete-Kommission zum Er-
laß einer Energieanlagenverordnung (Ziffer 48) be-
schloß der Technologieausschuß auf Grund der Stel-
lungnahme des Bundesministeriums für Wirtschaft 
nicht aufzugreifen. Die Bundesregierung geht nach 
dem Kabinettsbeschluß vom 7. Mai 1980 davon aus, 
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daß auf Grund der am 24. Januar 1980 abgegebenen 
Zusagen der Elektro- und Gashaushaltsgeräteindu-
strie über energietechnische Verbesserungen der 
wichtigsten Hausgeräte, über die Einführung eines 
regelmäßigen Berichtsverfahrens und weiterer 
Maßnahmen zur Energieeinsparung gesetzgeberi-
sche Maßnahmen auf diesem Gebiet nicht erforder-
lich sind. Der Technologieausschuß geht jedoch von 
der Erwartung aus, daß die Bundesregierung über 
die Verwirklichung dieser Zusage den parlamentari-
schen Gremien zu gegebener Zeit berichten wird. 

1.6 Sonstige Maßnahmen 

Zur von der Enquete-Kommission empfohlenen Ge-
währung von weiteren Markteinführungshilfen für 
alle Geräte, Anlagen und Zusatzeinrichtungen, die 
zur Energieeinsparung beitragen und sich noch im 
Entwicklungsstadium befinden (Ziffer 49) hatten 
das Bundesministerium für Forschung und Techno-
logie und das Bundesministerium für Wirtschaft 
ausgeführt, daß über das bestehende Förderinstru-
mentarium — vor allem Markteinführungspro-
gramm, 4,35-Mrd.-DM-Programm und § 4 a InvZulG 
— kleinere und mittlere Unternehmen indidrekt 
auch Markteinführungshilfen für derartige Geräte 
und Anlagen durch das von der Bundesregierung an-
gekündigte zinsgünstige Kreditprogramm erhalten. 
Nach ihrer Auffassung würde eine zu breite und un-
differenzierte Förderung aller Geräte, Anlagen und 
Einrichtungen, die zur Energieeinsparung beitra-
gen, zahlreiche ohnehin notwendige Rationalisie-
rungsmaßnahmen erfassen, mit der Folge eines un-
vertretbaren Finanz- und Verwaltungsaufwandes 
und erheblicher Wettbewerbsverzerrungen. 

Der Technologieausschuß war einstimmig der Auf-
fassung, daß der Sachstandsbericht weitgehend der 
Kommissionsempfehlung entspricht. Einvernehm-
lich wurde jedoch der Beschluß gefaßt, die Bundes-
regierung zu ersuchen, darauf hinzuwirken, daß ins-
besondere die öffentlichen Stellen verstärkt solche 
Geräte und Anlagen einführen, um ein Vorbild für 
die privaten Investoren zu geben. 

Hinsichtlich der Kommissionsempfehlungen zu 
Ausbildungsmaßnahmen auf allen Ebenen der Aus- 
und Weiterbildung (Ziffer 50) sowie zur Schaffung 
der Ausbildungsgänge „Energie-Ingenieur" und 
„Energie-Installateur" (Ziffer 51) hat der Technolo-
gieausschuß einmütig beschlossen, die Anregungen 
des Bildungsausschusses sowie des Wirtschaftsaus-
schusses aufzugreifen (s. Ausführungen zu Ziffer 14 
S.21). 

Zur Empfehlung der Enquete-Kommission zur För-
derung und Initiierung von Aufklärung und Bera-
tung des Verbrauchers (Ziffer 52) schloß sich der 
Technologieausschuß vollinhaltlich der Stellung-
nahme des Wirtschaftsausschusses an. Marktkon-
forme Maßnahmen zur Energieeinsparung setzen 
informierte Verbraucher voraus. Deshalb sind die 
Aktivitäten zur Verbraucherberatung und Informa-
tion für Energieeinsparung zu verstärken. In den 
Verbraucherberatungsstellen sollen regelmäßig 
Marktübersichten zu allen Energiespartechniken 
bereitgestellt werden. Bei den energieverbrauchen
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den Geräten, insbesondere bei Haushaltsgeräten, 
muß der Normverbrauch in der Weise angegeben 
werden, daß er einen Vergleich mit dem Normver-
brauch entsprechender Geräte anderer Hersteller 
zuläßt. Die Beratung über Energieeinsparmaßnah-
men sollte die Nutzung erneuerbarer Energiequel-
len einschließen und neben den Haushalten an 
kleine und mittlere Unternehmen gerichtet sein. Im 
Wohnbereich ist eine weitere Aufklärung über alle 
Energieeinsparmöglichkeiten für Neu- und Altbau-
ten notwendig. 

Die Empfehlung der Enquete-Kommission zur 
Kennzeichnung des Standardverbrauchs bzw. des 
Wirkungs- oder Nutzungsgrades für eine praxisnahe 
Betriebsweise aller energieverbrauchenden Geräte 
und Anlagen (Ziffer 53) beschloß der Technologie-
ausschuß nicht aufzunehmen, da dieser nach dem 
Sachstandsbericht der Bundesregierung bereits 
ausreichend entsprochen wurde. Danach erfolgt die 
Information über den Energieverbrauch von elektri-
schen Haushaltsgeräten für den Privatverbraucher 
durch das vom Bundesministerium für Wirtschaft 
mitfinanzierte Produktinformationssystem (z. B. 
Etiketten). Eine Harmonisierung im EG-Bereich ist 
auf Grund entsprechender EG-Richtlinien in Gang 
gesetzt. 

Die Enquete-Kommission hatte die Errichtung einer 
Institution empfohlen, die ständig aktuelle Markt-
übersichten über den Energieverbrauch von Geräten 
und Anlagen gibt und über die Möglichkeiten der 
rationellen Energieverwendung informiert (Zif-
fer 54). 

Der Technologieausschuß schloß sich der Auffas-
sung der Bundesregierung an, daß durch die Förde-
rung der Stiftung Warentest und die vorgesehene 
mittelfristige Steigerung der Mittelansätze für In-
formationstätigkeiten im Bereich der Energieein-
sparung diese Empfehlung abgedeckt ist. Er hielt 
auch die Neugründung einer Simultaninstitution 
nicht für erforderlich. 

Die Enquete-Kommission hatte empfohlen, Bund, 
Länder und Gemeinden aufzurufen, ständige Aktio-
nen zur Vermittlung der Möglichkeiten der rationel-
len Energieverwendung zu unternehmen (Zif-
fer 55). 

Nach dem Sachstandsbericht der Bundesregierung 
stehen den Verbraucherzentralen auf örtlicher 
Ebene bereits alle Informationsbroschüren des Bun-
des zur Verfügung. Im Rahmen der Förderung ener-
giesparender Investitionen durch das 4,35-Mrd.-DM-
Programm können sich ebenfalls Interessenten auf 
kommunaler Ebene bei den örtlich zutändigen Bau-
ämtern oder Finanzämtern informieren. Da der 
Technologieausschuß die in dieser Empfehlung der 
Enquete-Kommission zum Ausdruck kommende In-
tention unterstützt, geht er von der Erwartung aus, 
daß die Bundesregierung im Rahmen des finanziell 
Möglichen ihre Anstrengungen zur Informations-
vermittlung verstärkt. 

In dem Minderheitsvotum zu den Kommissions-
empfehlungen war die Forderung gestellt worden, 
die 1977 und 1978 abgeschlossenen Studien zu den 
Einsparmöglichkeiten zu den wirtschaftspolitischen 
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Steuerungsmöglichkeiten im Hinblick auf die wei-
terhin stark gestiegenen Energiepreise und die dro-
hende Ölverknappung zu überarbeiten und fortzu-
schreiben (Abschnitt C 1, 1.3; BT-Drucksache 8/4341, 
S. 126). 

In seiner Stellungnahme hatte das Bundesministe-
rium für Forschung und Technologie darauf hinge-
wiesen, daß die zweite der genannten Studien „Ener-
gieeinsparung als neue Energiequelle" Bestandteil 
der erstgenannten Studie ist. Die umfassende Studie 
„Technologien zur Einsparung von Energie" bestand 
aus zwei Hauptteilen. Im ersten Teil wurden die Da-
ten und anwendbaren Technologien erfaßt, im zwei-
ten Teil wurden daraus wirtschaftspolitische Steue-
rungsmöglickeiten abgeleitet. Aufgabe dieser Studie 
war es, einen ersten Überblick über Energieeinspar-
möglichkeiten in allen Verbrauchssektoren zu 
schaffen. Dabei zeigte es sich, daß für zuverlässige 
Vorausschätzungen vertiefte, branchenbezogene 
Untersuchungen notwendig sind. Solche speziellen 
Analysen einzelner, besonders energieintensiver 
Verbrauchssektoren werden vom Bundesministe-
rium für Forschung und Technologie gefördert. 
Während die Fraktionen der SPD und FDP auf 
Grund dieses Sachstandsberichts die Empfehlung 
im Minderheitsvotum als erledigt ansah, griff die 
Fraktion der CDU/CSU diese Empfehlung auf und 
erhob sie zum Antrag. Dieser Antrag fand jedoch 
nicht die erforderliche Mehrheit. 

Die Enquete-Kommission hatte empfohlen, eine 
Studie durchzuführen, die detailliert aufzeigen soll-
te, welche gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Folgewirkungen mit einem sehr starken Energieein-
sparen zu erwarten sind. (Abschnitt B Buchstabe b, 
Ziffer 5; BT-Drucksache 8/4341, S. 101). 
In seiner Stellungnahme hatte das Bundesministe-
rium für Forschung und Technologie seine Bereit-
schaft erklärt, eine derartige Studie zu fördern, je-
doch darauf hingewiesen, daß ihm für das Jahr 1981 
keine Mittel dafür zur Verfügung stehen. 
Auf Antrag der Fraktionen der SPD und FDP be-
schloß der Ausschuß mit Mehrheit, die Bundesregie-
rung zu ersuchen, eine solche Studie in Auftrag zu 
geben. 
Der Ausschuß ging dabei davon aus, daß der Katalog 
von Maßnahmen zur Energieeinsparung einbezogen 
wird und daß an dieser Stelle sowohl Befürworter 
als auch Skeptiker des sehr starken Energieeinspa-
rens und einer verstärkten Nutzung erneuerbarer 
Energieträger beteiligt werden. Die Fraktion der 
CDU/CSU lehnte diesen Antrag ab, da sie die Auf-
nahme dieser Kommissionsempfehlung in den Be-
schlußkatalog des Ausschusses für entbehrlich 
hielt. 

1.7 Maßnahmen zur verstärkten Nutzung erneuerbarer Ener-
glequellen 

Die Enquete-Kommission hatte den Abbau institu-
tioneller Hemmnisse für Sonnenenergie- und Wind-
energieanlagen empfohlen (Ziffer 56). 
Der Bauausschuß hatte sich in seiner Stellungnah

-

me der Auffassung des Bundesministeriums für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau ange

-

schlossen, daß planungsrechtliche Vorschriften der 
Errichtung alternativer Energieanlagen nicht entge-
genstünden und weitergehende Initiativen des Bun-
des gegenwärtig nicht erforderlich erscheinen. Im 
Gegensatz dazu vertrat der Technologieausschuß 
die Ansicht, daß der Errichtung alternativer Ener-
gieanlagen gleichwohl institutionelle Hemmnisse 
entgegenstehen, da die Installation von Sonnenener-
giekollektoren, Energiedächern und kleinen Winde-
nergiekonvertern von den kommunalen Baubehör-
den untersagt werden kann. Aus diesem Grund be-
schloß er daher einstimmig, die Bundesregierung zu 
ersuchen, mit den Ländern darauf hinzuwirken, daß 
diese Hemmnisse abgebaut werden. 

Der Empfehlung der Enquete-Kommission für steu-
erliche Anreize und Finanzierungshilfen erneuerba-
rer Energiequellen (Ziffer 57) stimmte der Technolo-
gieausschuß im Grundsatz zu. Wenngleich er auch 
nicht die Detailproblematik, z. B. notwendiges Aus-
maß der Förderung, Berücksichtigung der vorhan-
denen Kapazitäten, verkennt, so erwartet er von der 
Bundesregierung, daß sie mit Nachdruck die Fort-
entwicklung der Förderung energiesparender Maß-
nahmen behandelt. 

Die Empfehlung der Enquete-Kommission für Aus-
bildungs- und Weiterbildungsprogramme für Hand-
werker (Ziffer 58) sah der Technologieausschuß 
durch die Kabinettsentscheidung vom 7. Mai 1980 
über die verstärkte Einbeziehung der Energieein-
sparung in die Aus- und Fortbildung weitgehend als 
abgedeckt an. Ebenso wie die Enquete-Kommission 
vertrat er die Meinung, daß die Schulung der Hand-
werker zur Installation und Wartung der neuen 
Technologien primär Aufgabe von Fachverbänden 
und Handwerkskammern in Verbindung mit den 
Anlageproduzenten ist. 
Die Enquete-Kommission hatte zur optimalen und 
kostengünstigen Nutzung von erneuerbaren Ener-
giequellen und zur Speicherung dieser Energie wei-
tergehende Forschungs- und Entwicklungsarbeit 
empfohlen (Ziffer 59). 
Das Bundesministerium für Forschung und Techno-
logie hat in seiner Stellungnahme zu der Kommis-
sionsempfehlung darauf hingewiesen, daß die För-
derung der empfohlenen FuE-Arbeiten durch ent-
sprechende Vorhaben des Ministeriums im Rahmen 
des Programms „Energieforschung und Energie-
technologie" sowie des Programms „Technologien 
zur Nutzung der Sonnenenergie" erfolgt. Gleichwohl 
kam der Technologieausschuß einmütig zu dem Er-
gebnis, daß der Sachstandsbericht des Bundesmini-
steriums für Forschung und Technologie die Kom-
missionsempfehlung nicht vollständig abdeckt. Ein-
stimmig wurde beschlossen, die Kommissionsemp-
fehlung als gemeinsamen Antrag in die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses aufzunehmen. 

Zur Potentialabschätzung und zu Umweltaspekten 
erneuerbarer Energiequellen hatte die Enquete-
Kommission die Vergabe von weiteren Studien 
empfohlen (Ziffer 60). 
In seiner Stellungnahme hatte das Bundesministe-
rium für Forschung und Technologie ausgeführt, 
daß zur Einschätzung technischer bzw. technisch

-

wirtschaftlicher Einsparpotentiale für die Bundesre- 
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publik Deutschland der Bundesregierung eine Reihe 
von Studien vorliegt, die teilweise auch auf weitere 
Probleme eingehen. 

Alle drei Fraktionen im Technologieausschuß waren 
der Meinung, daß der Sachstandsbericht der Bun-
desregierung die Kommissionsempfehlung im 
Grunde abdeckt. Die Fraktionen der SPD und FDP 
waren der Ansicht, daß entsprechend der Kommis-
sionsempfehlung in einer Studie die langfristigen 
Möglichkeiten, Voraussetzungen und Konsequen-
zen der Nutzung erneuerbarer Energieträger — ein-
schließlich der Importmöglichkeit — für die Bundes-
republik Deutschland in ihrer Gesamtheit unter-
sucht werden sollten. Dabei sollte insbesondere der 
damit verbundene Aufwand an Kapital, an Rohstof-
fen nach Art und Menge sowie der kumulierte Ener-
gieaufwand untersucht werden. Einem entsprechen-
den Antrag stimmte der Technologieausschuß mit 
Mehrheit zu. 

Die Fraktion der CDU/CSU stellte dagegen den An-
trag, die Bundesregierung zu ersuchen, gemäß der 
einmütigen Empfehlung der Enquete-Kommission 
eine umfassende Untersuchung über das Potential 
der erneuerbaren Energiequellen, unter besonderer 
Berücksichtigung von Biomasse, in Abhängigkeit 
von den Kosten für ihre Erschließung und Nutzung 
sowie in Abhängigkeit von weiteren wichtigen 
Randbedingungen, wie z. B. dem Wärmedämmstan-
dard der Häuser und der Gebäudestruktur, in Auf-
trag zu geben, ferner die Umweltaspekte und die 
rechtlichen Aspekte bei der Nutzung erneuerbarer 
Energiequellen untersuchen zu lassen. In ihrer Be-
gründung wies sie darauf hin, daß die Frage nach 
dem möglichen Beitrag der erneuerbaren Energie

-

quellen an der Energieversorgung der Bundesrepu-
blik Deutschland umstritten ist. Sinnvoll wäre des-
halb eine umfassende Untersuchung über das Po-
tentialerneuerbarer Energiequellen. Bei der Nut-
zung erneuerbarer Energiequellen lägen nur unzu-
reichende Kenntnisse vor. Beispiele dafür seien Fra-
gen der ökologischen Auswirkungen bei einer groß-
technischen Nutzung von Windenergie und Meeres

-

wärme, Fragen des Platzbedarfs für Anlagen und 
Fragen potentieller Störfälle, wie Kühlmittelverlust 
einer Wärmepumpenanlage oder ähnliches. Aus 
rechtlicher Sicht stünden Probleme, wie die Ab-
schattung der Sonneneinstrahlung durch Gebäude 
oder die Umgebungswärmenutzung in Bereichen 
dichter Bebauung an. 

Dieser Antrag fand jedoch nicht die erforderliche 
Mehrheit. 

Die Enquete-Kommission hatte empfohlen, daß die 
Information der Öffentlichkeii, besonders die der 
zukünftigen Eigentümer von Anlagen zur Nutzung 
erneuerbarer 'Energiequellen beibehalten und ver-
stärkt werden sollte (Ziffer 61). 

Auch zu dieser Empfehlung schloß sich der Techno-
logieausschuß vollinhaltlich der Stellungnahme des 
Wirtschaftsausschusses an (s. Ausführungen zu Zif-
fer 52, S. 27) 

In ihren Empfehlungen hatte sich die Enquete-Kom-
mission für eine verstärkte Förderung der Erzeu-
gung von Treibstoffen aus Biomassen eingesetzt 
(Ziffer 62). 

In seiner Stellungnahme hatte das Bundesministe-
rium für Forschung und Technologie ausgeführt, 
daß in der Bundesrepublik Deutschland die Möglich-
keit besteht, Treibstoffe, wie z. B. Äthanol aus Agrar-
produkten, in nicht unerheblichem Umfang zu er-
zeugen, ohne die Importabhängigkeit von Nahrungs-
mitteln zu erhöhen. Allerdings übersteigen die Her-
stellungskosten dieser Agrartreibstoffe die üblichen 
Kraftstoffkosten auf Erdölbasis um ein Vielfaches. 
Die Bundesregierung fördert Pilotanlagen zur Atha-
nolgewinnung sowie Großversuche für die Anwen-
dung von Methanol im Verkehrsbereich. Ab Baujahr 
1980 rüstet die Automobilindustrie die neuen Mo-
delle methanolresistent für eine Beimischung bis zu 
15 % aus. Eine Beimischung bis zu 3 % ist derzeit 
schon möglich. Auf Grund dieses Sachstandsbe-
richts sah der Technologieausschuß von einer Auf-
nahme dieses Vorschlages der Enquete-Kommission 
in seine Beschlußempfehlung ab. 

2 Zur Reaktorsicherheit (Abschnitt C 2) 

Angesichts dessen, daß ein von Störfällen hinrei-
chend freier Betrieb von Kernkraftwerken eine 
wichtige Voraussetzung für die friedliche Nutzung 
der Kernenergie, für die kontinuierliche Wirt-
schaftsentwicklung und die Sicherung der Arbeits-
plätze in diesem Industriebereich ist, müssen nach 
Auffassung des Ausschusses für Forschung und 
Technologie die auf dem Gebiet der Reaktorsicher-
heit erzielten Erfolge durch eine Fortentwicklung 
der wissenschaftlichen, technischen und rechtlichen 
Grundlagen weiter verbessert werden. 

2.1 Zur Zusammensetzung des Kerntechnischen Ausschus-
ses (KTA) (Ziffer 3.1.2) 

Die Enquete-Kommission hatte empfohlen, die Bun-
desregierung aufzufordern, für eine bessere Vertre-
tung von Arbeitnehmerinteressen im Kerntechni-
schen Ausschuß Sorge zu tragen. 

In seinem Sachstandsbericht hatte das Bundesmini-
sterium des Innern ausgeführt, daß sich für die Be-
lange der Arbeitnehmer hinsichtlich des Arbeits-
schutzes im KTA der Vertreter der Gewerkschaften, 
der Vertreter der Gewerblichen Berufsgenossen-
schaften, der Vertreter des Bundesministers für Ar-
beit und Sozialordnung sowie die Vertreter der 
Atomrechtlichen Genehmigungs- und Aufsichtsbe-
hörden der Länder einsetzen, die in fünf Fällen zu-
gleich die Arbeits- und Sozialminister ihrer Länder 
vertreten. Die Gewerkschaften sind in 13 von 18 
KTA-Unterausschüssen vertreten und können dort 
— in mehreren Fällen gemeinsam mit den Gewerbli-
chen Berufsgenossenschaften oder. der Bundesan-
stalt für Arbeitsschutz . und Unfallforschung — die 
eigentliche Sacharbeit an KTA-Regeln direkt beein-
flussen. Der Innenausschuß war der Ansicht, daß 
trotz dieser Situation die Gewerkschaften im KTA 
nicht angemessen vertreten sind und hatte eine an-
gemessene Vertretung der Gewerkschaften gefor-
dert. Der Technologieausschuß hat sich im Prinzip 
dieser Auffassung angeschlossen und einstimmig 
den Beschluß gefaßt, die Bundesregierung zu ersu-
chen, für eine angemessene Vertretung von Arbeit- 
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nehmerinteressen im Kerntechnischen Ausschuß 
Sorge zu tragen. Die Fraktion der CDU/CSU vertrat 
dabei die Auffassung, daß angesichts des Sach-
standsberichts des Bundesministeriums des Innern 
die Arbeitnehmerinteressen angemessen vertreten 
sind. Mit der beschlossenen Empfehlung sollte die 
künftige Beibehaltung dieses Zustandes sicherge-
stellt werden.  

2.2 Zur Besetzung der Reaktorsicherheitskommission (RSK) 
und der Strahlenschutzkommission (SSK) (Ziffer 3.1.3) 

Die Enquete-Kommission hatte mit Mehrheit dem 
Bundestag empfohlen, die Bundesregierung aufzu-
fordern, das Auswahlverfahren für 'die Mitglieder 
der genannten Gremien so zu gestalten, daß qualifi-
zierte Leute mit unterschiedlicher Einstellung zur 
Nutzung der Kernenergie berufen werden. 
Das Bundesministerium des Innern hatte in seinem 
Sachstandsbericht darauf hingewiesen, daß die Auf-
gabenstellung der Beratungsgremien des Bundes-
ministers des Innern von den Mitgliedern wissen-
schaftliche Objektivität, kritische Distanz und her-
vorragende fachliche Qualifikation verlangt. Dies er-
fordert Fachleute mit langjähriger technisch-wis-
senschaftlicher Berufserfahrung auf den jeweiligen 
Fachgebieten. 

Der Innenausschuß vertrat die Auffassung, daß die 
Entscheidung über die fachliche Qualifikation der 
zu Berufenden ausschließlich die Bundesregierung 
zu treffen hat. Andererseits war er der Ansicht, daß 
die Besetzung der die Bundesregierung beratenden 
Sachverständigenkommissionen so erfolgen sollte, 
daß qualifizierte Fachleute mit unterschiedlicher 
Einstellung zur Nutzung der Kernenergie berufen 
werden. 

Der Technologieausschuß war einhellig der Auffas-
sung, daß es für die Berufung der Mitglieder der 
RSK und SSK allein auf die fachliche Qualifikation 
ankommt und die positive oder negative Einstellung 
zur Kernenergienutzung kein Kriterium für die  Be-
rufung ist. Er beschloß daher, die Bundesregierung 
zu ersuchen, das Auswahlverfahren für die Reaktor-
sicherheitskommission und die Strahlenschutzkom-
mission so zu gestalten, daß qualifizierte Fachleute 
unabhängig von ihrer Einstellung zur Kernenergie-
nutzung berufen werden, wobei über die fachliche 
Qualifikation zu Berufender ausschließlich die Bun-
desregierung zu entscheiden hat. 

2.3 Beratungskapazität für die Parlamente (Ziffer 3.1.4) 

Eine Minderheit der Enquete-Kommission hatte 
dem Bundestag empfohlen, zu prüfen, wie ein unab-
hängiges Fachgremium geschaffen werden kann, 
welches dauernd den Parlamenten zur fachlichen 
Beratung in kerntechnischen Fragen zur Verfügung 
steht. 
Demgegenüber hatte die Mehrheit der Kommission 
die Ansicht vertreten, daß es für die parlamentari-
sche Arbeit ausreichend sei; wenn bestehende Fach-
gremien, wie z. B. Reaktorsicherheitskommission 
und Strahlenschutzkommission, jederzeit für die Be

-

antworteng von Sachfragen aus parlamentarischen 
Kreisen zur Verfügung stünden. Die Unabhängig- 

keit der Mitglieder dieser Gremien garantiere eine 
objektive Beratung. 
Der Technologieausschuß schloß sich der von der 
Mehrheit der Enquete-Kommission vertretenen 
Auffassung an und verzichtete, die Empfehlung der 
Minderheit in seine Beschlußempfehlung aufzuneh-
men. 

2.4 Zur Gutachtertätlgkeit (Ziffer 3.1.5) 

Die Enquete-Kommission hat die Tatsache gewür-
digt daß die privaten Technischen Überwachungs-
vereine durch ihre Leitstelle ,Kerntechnik` bemüht 
sind, Vorgaben zur Harmonisierung der Gutachter-
tätigkeit zu schaffen. Sie war sich gleichwohl darin 
einig, daß Gutachtern mehr als bisher einheitliche 
und klare Vorgaben über die . zu erreichenden 
Schutzziele an die Hand gegeben werden müßten. 
Sie hatte deshalb empfohlen, die von den einzelnen 
Gutachtern zu berücksichtigenden Schutzvorgaben 
mehr als bisher in unmittelbarer politischer Verant-
wortung, d. h. durch Regierung oder Parlament fest-
zulegen. 
Die Bundesregierung hat dem Innenausschuß des 
Bundestages im September 1979 einen Bericht über 
Grundlagen und Praxis der Sachverständigen-Tätig-
keit im Rahmen atomrechtlicher Genehmigungs-
und Aufsichtsverfahren vorgelegt, in dem unter an- 
derem darauf hingewiesen wird, daß bei Vergabe 
von Aufträgen an die Sachverständigen neben der 
genauen Aufgabenstellung auch bestimmte Beurtei-
lungsmaßstäbe von den Behörden vorgegeben wer-
den. Um allen am atomrechtlichen Genehmigungs-
verfahren Beteiligten einen Überblick und leichte-
ren Zugriff zu den maßgeblichen Beurteilungs-
grundlagen auf dem Gebiet von Reaktorsicherheit 
und Strahlenschutz zu ermöglichen und zugleich 
diese Beurteilungsgrundlagen auch für die Öffent-
lichkeit transparent zu, machen, hat der Bundesmi-
nister des . Innern Mitte 1978 ein Handbuch „Reak-
torsicherheit und Strahlenschutz" herausgegeben, 
das entsprechend der sicherheitstechnischen Wei-
terentwicklung fortgeschrieben wird. Beispiele für 
die von den Behörden vorgegebenen, die unbe-
stimmten Rechtsbegriffe konkretisierender Beurtei-
lungsmaßstäbe sind die Sicherheitskriterien für 
Kernkraftwerke, die Leitlinien der Reaktorsicher-
heitskommission sowie die sicherheitstechnischen 
Regeln des beim Bundesminister des Innern. gebil-
deten Kerntechnischen Ausschusses. Die Arbeiten 
an der Vervollständigung des kerntechnischen Re-
gelwerks werden beim Bundesminister des Innern 
konsequent fortgesetzt. Zur weiteren Vereinheitli-
chung der Sachverständigentätigkeit wird derzeit 
unter Federführung des Bundesministers des In-
nern eine Richtlinie über Form und Inhalt der Be-
hördenaufträge an die Sachverständigen vorbereitet 
(„Musterbeauftragung"). 
Auf Grund dieses Sachstandsberichts beschloß der 
Technologieausschuß, von einem Aufgreifen der 
Kommissionsempfehlung abzusehen. 

2.5 Zur Auswertung von Betriebserfahrungen (Ziffer 3.2.1) 

Die Enquete-Kommission hatte dem Bundestag 
empfohlen, die Genehmigungsbehörden aufzufor- 
dern, einer konsequenten Auswertung von Betriebs- 
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erfahrungen weiterhin hohe Priorität einzuräumen 
und die Ergebnisse dieser Auswertungen in erfor-
derlichem Umfang der Öffentlichkeit zugänglich zu 
machen. 

Auf Grund der Stellungnahme des Bundesministeri-
ums des Innern kam der Technologieausschuß zu 
dem Ergebnis, daß der konsequenten Auswertung 
von Betriebserfahrungen hohe Priorität eingeräumt 
wird und die Erkenntnisse der Auswertungen von 
Betriebserfahrungen auch in der RSK und ihren 
Ausschüssen behandelt sowie bei der Erstellung von 
Regeln, Richtlinien und Verordnungen berücksich-
tigt werden. Verbesserungsmöglichkeiten werden 
durch Entscheidungen der zuständigen Behörden 
sowohl bei den in Betrieb als auch bei den in Errich-
tung und Planung befindlichen Kernkraftwerken 
umgesetzt. Der Technologieausschuß beschloß da-
her, von einem Aufgreifen dieser Kommissionsemp-
fehlung abzusehen. 

2.6 Zur Einführung eines Beauftragten für nukleare Sicherheit 
(Ziffer 3.2.2) 

Der Innenausschuß griff eine Empfehlung der Min-
derheit der Kommission auf und sprach sich dafür 
aus, die Bundesregierung aufzufordern, die Einfüh-
rung eines Beauftragten für nukleare Sicherheit zu 
prüfen. Dabei sollte insbesondere geklärt werden, ob 
die Verantwortung für Strahlenschutz und die für 
nukleare Sicherheit sinnvoll getrennt werden kann 
und ob nicht nach den Erfahrungen mit Brunsbüttel 
zusätzlich eine Kontrolle der Maßnahmen zur nu-
klearen Sicherheit von außen erfolgen müßte (Mo-
dell: Gewerbeaufsicht). Die Verantwortung für die 
nukleare Sicherheit muß jedoch beim Betreiber ver-
bleiben. 

Der Technologieausschuß schloß sich mehrheitlich 
diesem Vorschlag an und beschloß, einen entspre-
chenden Antrag in seine Beschlußempfehlung auf-
zunehmen. Die Fraktion der CDU/CSU lehnte die-
sen Antrag ab. Sie vertrat entsprechend der Mehr-
heit der Enquete-Kommission die Ansicht, daß die 
Einführung eines Beauftragten für nukleare Sicher-
heit nicht erforderlich sei. Überdies äußerte sie er-
hebliche Bedenken, mit einer derartigen Institutio-
nalisierung das Beauftragtenwesen zu verstärken. 

2.7 Unfallverhütungsvorschriften für Kernkraftwerke (Ziffer 
3.2.3) 

Nach Ansicht der Enquete-Kommission sollten bei 
einem weiteren Betrieb und Ausbau der Kernener-
gie die heute noch fehlenden Unfallverhütungsvor-
schriften zum Schutz der Beschäftigten vorhanden 
sein. Sie hatte daher dem Bundestag empfohlen, 
über den zuständigen Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung auf eine baldige Erarbeitung 
dieser Vorschriften hinzuwirken. 

Die Unfallverhütungsvorschriften werden nach 
§ 709 Reichsversicherungsordnung (RVO) von den 
Berufsgenossenschaften autonom erstellt und vom 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
genehmigt. Das Bundesministerium des Innern hat 
seine Bereitschaft erklärt, die Erarbeitung speziel-
ler Unfallverhütungsvorschriften zum Schutz der 
Beschäftigten in Kernkraftwerken zu unterstützen. 

Es trägt im Rahmen seiner Zuständigkeit dafür Sor-
ge, daß bei der Festlegung von Arbeitsschutzanfor-
derungen insbesondere die rechtlichen Vorgaben 
des Atom- und Strahlenschutzgesetzes angemessen 
berücksichtigt werden. 

Gleichwohl beschloß der Technologieausschuß, die 
Empfehlung des Innenausschusses aufzugreifen 
und die Bundesregierung zu ersuchen, darauf hinzu-
wirken, daß spezifische Unfallverhütungsvorschrif-
ten zum Schutz der Beschäftigten in Kernkraftwer-
ken unverzüglich erarbeitet werden. 

2.8 Zur Kontrolle und Überwachung der Beschäftigten 
(Ziffer 3.2.4) 

Die Enquete-Kommission hatte dem Bundestag 
empfohlen, darauf hinzuwirken, daß die rechtliche 
Basis der Personalkontrolle und -überwachung im 
Einklang mit dem Betriebsverfassungsgesetz 
bleibt 

Nach Auffassung des Innenausschusses muß sicher-
gestellt werden, daß bei Kontrolle und Überwachung 
der Beschäftigten, die für den sicheren Betrieb und 
zum Schutz gegen Einwirkungen von außen notwen-
dig sind, diese Kontrolle sich auf das Notwendige be-
schränkt und alle rechtlich zulässigen Möglichkei-
ten der Beteiligung von Betriebsräten dabei gewähr-
leistet werden. 

In seinem Sachstandsbericht hatte das Bundesmini-
sterium des Innern folgendes ausgeführt: 
Der Umfang der Mitbestimmungsrechte des Be-
triebsrates nach dem Betriebsverfassungsgesetz 
richtet sich grundsätzlich nach dem Handlungs- und 
Entscheidungsraum, der dem Arbeitgeber durch ge-
setzliche oder tarifliche Regelungen verbleibt 
(Grundsatz des § 87 Abs. 1 Satz 1 Betriebsverfas-
sungsgesetz). Bei kerntechnischen Anlagen wird der 
Handlungsraum des Arbeitgebers vor allem durch 
das Atomgesetz und die darauf gestützten Genehmi-
gungsbescheide und mit ihnen verbundenen Aufla-
gen eingeschränkt. Zur Frage, wie weit die Auflagen 
im atomrechtlichen Genehmigungsverfahren gehen 
dürfen, wurde davon ausgegangen, daß nach dem 
Atomgesetz alle Auflagen zulässig sind, die durch 
den Schutzzweck des Atomgesetzes abgedeckt wer-
den. Sie müssen zur Erfüllung des Schutzzweckes 
geeignet und erforderlich sein. Dies schließt Über-
maß-Regelungen der Genehmigungsbehörden aus. 

Vorschriften und Verwaltungsakte, die den — auch 
verfassungsrechtlich gebotenen — effektiven 
Schutz gegen Störmaßnahmen Dritter gewährlei-
sten, engen faktisch den Entscheidungsspielraum 
der Betreiber und damit die Mitbestimmung des Be-
triebsrates ein. Dieses Ergebnis ist unvermeidbar, 
will man keine Abstriche an dem erforderlichen 
Schutzniveau machen. 
In Gesprächen, u. a. mit dem Deutschen Gewerk-
schaftsbund (DGB), wurden zur Verbesserung der 
Information und Mitwirkungsmöglichkeiten vom 
Bundesminister des Innern folgende Initiativen an-
geboten: 
— Einsichtnahme VS-ermächtigter Vertreter des 

DGB in den Beschluß der Innenministerkonfe-
renz (IMK) vom 17. Februar 1977 zur Anlagensi-
cherung (die betreffenden Gewerkschaftsvertre- 
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ter sollten dem Bundesminister des Innern dann 
auch für andere Punkte als Ansprechpartner und 
Berater zur Verfügung stehen). 

— Aushändigung einer Übersicht über die in die-
sem Zusammenhang relevanten Verschlußsa-
chen an VS-ermächtigte Vertreter des DGB, die 
dem Bundesminister des Innern als Berater zur 
Verfügung stehen sollen. (DGB wird dem Bun-
desminister des Innern Personen benennen.) 

— Beteiligung des DGB bei der Erstellung von Re-
geln und Richtlinien zur Sicherung, für die der 
Bundesminister des Innern zuständig ist. 

— Berufung eines VS-ermächtigten Vertreters des 
DGB in die Sachverständigenkommission zur Si-
cherung des Brennstoffkreislaufs (SSB). 

— In der SSB ggf. Anhörung von VS-ermächtigten 
Betriebsratsmitgliedern unmittelbar, wenn der 
DGB-Vertreter dies wegen Einbringung der 
Kenntnisse und Erfahrungen aus den Verhält-
nissen „vor Ort" empfiehlt. 

— Bereitschaft, darauf hinzuwirken, daß VS-er-
mächtigte Betriebsratsmitglieder bei der Umset-
zung der Sicherungsmaßnahmenkataloge in den 
einzelnen Betrieben beteiligt werden. 

Der Technologieausschuß schloß sich mehrheitlich 
der Auffassung des Innenausschusses an und be-
schloß die Aufnahme eines entsprechenden Antrags 
in seine Beschlußempfehlung. Die Fraktion der 
CDU/CSU sprach sich inbesondere auf Grund des 
Sachstandsberichts der Bundesregierung gegen die-
sen Antrag aus. 

2.9 Zur Auswertung und Meldung besonderer Vorkommnisse 
und zur Information der Öffentlichkeit über besondere 
Vorkommnisse (Ziffern 3.3.1 und 3.3.2) 

Die Enquete-Kommission hatte dem Bundestag 
empfohlen, die Bundesregierung aufzufordern, das 
bisherige Verfahren der Meldung besonderer Vor-
kommnisse durch Rechtsverordnung zu regeln. 

Auf Initiative der Bundesregierung hat der Bundes-
tag in der 4. Novelle zum Atomgesetz (AtG) im Jahre 
1976 in § 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 eine Verordnungser-
mächtigung für eine Meldeverordnung geschaffen. 
Diese Verordnung wird derzeit im Bundesministe-
rium des Innern erarbeitet. Mit dieser Meldeverord-
nung soll die bisherige Meldepraxis rechtlich abgesi-
chert werden und zugleich eine verbesserte Veröf-
fentlichung der Meldeereignisse ermöglicht wer-
den. 

Auf Grund dieser Sachlage beschloß der Technolo-
gieausschuß, von einem Aufgreifen der Kommis-
sionsempfehlungen abzusehen. 

2.10 Zum Komplex „Mensch und Technik" (Ziffer 3.3.3) 

Nach der Empfehlung der Enquete-Kommission 
sollte der Bundestag die Bundesregierung in ihrem 
Bemühen unterstützen, den Komplex „Mensch und 
Technik" weiterhin intensiv mit dem Ziel zu unter-
suchen, die Bedienungs- und Wartungsfreundlich-
keit der Anlagen zu verbessern sowie eine rasche Er-
kennung des Anlagenzustandes und eine angemes-
sene Reaktion bei Störungen zu gewährleisten. 

In ihrer Stellungnahme führte die Bundesregierung 
aus, daß die Genehmigungsvoraussetzungen des § 7 
Abs. 2 AtG unterscheiden zwischen der 
— erforderlichen Fachkunde der für Errichtung, 

Leitung und Beaufsichtigung des Betriebes ver-
antwortlichen Personen (§ 7 Abs. 2 Nr. 1 AtG), 

— Gewährleistung der notwendigen Kenntnisse 
der beim Betrieb der Anlage sonst tätigen Perso-
nen (§ 7 Abs. 2 Nr. 2 AtG) und der 

— Zuverlässigkeit der verantwortlichen Personen 
(§ 7 Abs. 2 Nr. 1 AtG). 

Zur Konkretisierung dieser Genehmigungsvoraus-
setzungen sind die Anforderungen an die erforderli-
che Fachkunde und Gewährleistung der notwendi-
gen Kenntnisse seit 1974 in verschiedenen Richtli-
nien festgelegt worden: 

— Richtlinie für den Fachkundenachweis von 
Kernkraftwerkspersonal (1974, Neufassung 
1979), 

— Richtlinie für den Inhalt der Fachkundeprüfung 
von verantwortlichem Schichtpersonal in Kern-
kraftwerken (1978), 

— Richtlinie für Programme zur Erhaltung der 
Fachkunde des verantwortlichen Schichtperso-
nals (1979), 

— Richtlinie über die Gewährleistung der notwen-
digen Kenntnisse der beim Betrieb von Kern-
kraftwerken sonst tätigen Personen (1980). 

Diese Richtlinien haben sich in der Genehmigungs-
praxis gut bewährt, sind jedoch keine Rechtsvor-
schriften. Der Bundesminister des Innern bereitet 
daher z. Z. auf der Grundlage der Ermächtigungs-
vorschrift des § 12 Abs. 1 Nr. 12 AtG eine Atomrecht-
liche Fachkundeverordnung vor, um größere 
Rechtssicherheit für alle Beteiligten herzustellen. 
Alle grundlegenden Anforderungen der bisherigen 
Richtlinien an die Fachkunde und die notwendigen 
Kenntnisse des Kernkraftwerkspersonals werden in 
der Verordnung aufgegriffen; sie werden z. T. neuen 
Entwicklungen angepaßt (z. B. Einbeziehung der 
Ausbildungsleiter und Ausbilder; Festlegung der 
Mindestdauer der kerntechnischen Zusatzausbil-
dung; stärkere Betonung der Simulatorschulung für 
Ausbildung und Weiterbildung). 

Der Referentenentwurf der Verordnung wird z. T. 
mit den atomrechtlichen Genehmigungs- und Auf-
sichtsbehörden (Länderausschuß für Atomkern-
energie) erörtert. 

In der Durchführung befinden sich Grundlagen-Stu-
dien zur Optimierung der Ausbildung des verant-
wortlichen Schichtpersonals und zur Erweiterung 
der Programme und der Ausstattung des DWR-Si-
mulators sowie zur zielgerechten Verbesserung des 
Simulatortrainings. 

Im Forschungsprogramm „Mensch-Maschine" des 
Bundesministers des Innern werden Fragestellun-
gen der Wartungsgestaltung, der Kommunikations-
abläufe, der Personalqualifikation und der techni-
schen Informationshilfen für Schichtpersonal unter-
sucht. 
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Auf Grund der Darstellung dieses Sachverhalts be

-

schloß der Technologieausschuß einstimmig, die 
Kommissionsempfehlung nicht mehr aufzugreifen. 

2.11 Zur Aufstellung differenzierender Gesundheitsstatisti-
ken (Ziffer 3.3.4) 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
unterstützte die Forderung der Enquete-Kommis-
sion nach detaillierten Informationen über zivilisa-
torisch bedingte Schädigungen. Er vertrat die Auf-
fassung, die Anregung, eine differenzierende Ge-
sundheitsstatistik vor allem über Krebsneuerkran-
kungen aufzustellen, sorgfältig zu prüfen, allerdings 
auch unter dem Gesichtspunkt der Finanzierbarkeit 
und Realisierbarkeit. Hierbei ging er weiter davon 
aus, daß die Bundesregierung in derartige Beratun-
gen auch ihre Erfahrungen mit den Krebsregistern 
einbringen und gemeinsam mit den Ländern die 
Vorarbeiten zu einem Krebsregister-Mustergesetz 
unter Berücksichtigung des Datenschutzes, zügig 
fortführen wird. 

Der Technologieausschuß schloß sich in vollem Um-
fang der Auffassung des mitbeteiligten Ausschusses 
an und beschloß einstimmig die Aufnahme eines 
entsprechenden Antrags in seine Beschlußempfeh-
lung mit dem Zusatz — entsprechend der Kommis-
sionsempfehlung —, daß die für diese Statistik not-
wendigen Untersuchungen das gesamte Bundesge-
biet erfassen sollen. 

2.12 Zur Zusammenarbeit mit Nachbarländern (Ziffer 3.3.5) 

Die Enquete-Kommission hatte dem Bundestag 
empfohlen, die internationale Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Standortplanung, der Reaktorsi-
cherheit und des Katastrophenschutzes insbeson-
dere mit den an die Bundesrepublik Deutschland 
angrenzenden Ländern zu unterstützen. Dabei soll-
ten einheitliche Kriterien und Maßstäbe erarbeitet 
und angewandt werden. Die Bundesregierung sollte 
bemüht sein, diese Zusammenarbeit soweit wie 
möglich völkerrechtlich und im europäischen Ge-
meinschaftsrecht auf verbindliche rechtliche Rege-
lungen zu gründen. 

Das Bundesministerium des Innern führte in seiner 
Stellungnahme folgendes aus: 
1 Internationale und innerdeutsche Kontakte des 

Bundesministers des Innern auf dem Gebiet der 
Sicherheit kerntechnischer Anlagen 

1.1 Reaktorsicherheit und Strahlenschutz 
Zur Wahrung der Schutzinteressen der Bevöl-
kerung in Grenzgebieten hat die Bundesregie-
rung auf der Basis der Gegenseitigkeit Gremien 
mit einer Reihe von Nachbarländern vereinbart, 
in denen alle interessierenden Fragen erörtert 
werden, insbesondere die sicherheitstechnische 
Bewertung grenznaher kerntechnischer Ein-
richtungen. An diesen Kontakten nehmen auf 
beiden Seiten Vertreter der für Entscheidungen 
zuständigen Behörden teil. Die intensive Aus-
einandersetzung mit den Fachfragen soll die je-
weiligen Entscheidungsträger in die Lage ver-
setzen, die Vorstellungen des Nachbarlandes  

vor Festlegungen, Entscheidungen und Geneh-
migungen berücksichtigen zu können. Diese 

Verhandlungen beinhalten jedoch keinen ver-
bindlichen Rechtsanspruch. 
Auf dieser Basis hat der Bundesminister des In-
nern bisher bilaterale Abkommen über Infor-
mationsaustausch und Zusammenarbeit in Fra-
gen der Reaktorsicherheit und des Strahlen-
schutzes mit Frankreich und den Niederlanden 
abgeschlossen, weil im Grenzgebiet zu diesen 
Ländern kerntechnische Anlagen im Betrieb 
oder im Bau sind. Des weiteren wurde ein ent-
sprechendes Abkommen mit Dänemark abge-
schlossen, welches sich an vergleichbare Ab-
kommen zwischen den skandinavischen Län-
dern anlehnt. Mit der Schweiz bestehen seit 
mehreren Jahren Regierungs- und Behörden-
kontakte auf dem Gebiet der Sicherheit kern-
technischer Einrichtungen und des Strahlen-
schutzes. Über  den Abschluß eines bilateralen 
Abkommens wird wegen der vorhandenen und 
geplanten kerntechnischen Anlagen im gemein-
samen Grenzgebiet mit der Schweiz verhan-
delt. 
Innerhalb der Europäischen Gemeinschaft be-
steht darüber hinaus seit vielen Jahren eine 
grenzüberschreitende Informationspflicht. Die 
Mitgliedstaaten des Euratom-Vertrages sind ge-
mäß Artikel 37 verpflichtet, der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaft über den Plan zur 
Ableitung radioaktiver Stoffe die allgemeinen 
Angaben zu übermitteln, auf Grund derer fest-
gestellt werden kann, ob die Durchführung des 
Plans eine radioaktive Verseuchung des Was-
sers, des Bodens und des Luftraumes eines an

-

deren Mitgliedsstaates verursachen kann. Die 
Kommission gibt hierzu nach Anhörung einer 
Sachverständigengruppe ihre Stellungnahme 
ab. 

Darüber hinaus unterhält der Bundesminister 
des Innern enge Informationskontakte zu zahl-
reichen Staaten, welche an der Entwicklung der 
Sicherheit und des Strahlenschutzes mitarbei-
ten. Mit den Genehmigungsbehörden in USA, 
Großbritannien und Brasilien wurden hierzu 
spezielle Informationsaustausch- und Zusam-
menarbeitsabkommen abgeschlossen. 

1.2 Standortplanung 

Der Bau von Kernkraftwerken und die  Beach-
tung der hierfür maßgebenden nationalen und 
internationalen Vorschriften und Bestimmun-
gen ist nach der bisherigen Rechtslage eine An

-

gelegenheit der in ihrem Hoheitsgebiet souverä-
nen Staaten. 
Die Bundesregierung bezieht jedoch in die un-
ter Ziffer 1.1 beschriebenen Kontakte insbeson-
dere auch die Planung neuer grenznaher Stand-
orte für kerntechnische Anlagen mit ein. In der 
Europäischen Gemeinschaft wird zur Zeit ein 
Entwurf über ein Konsultationsverfahren beim 
Bau von Kraftwerken in Grenznähe beraten. 
Strittig sind die Definition von „Grenznähe" und 
ob ein laufendes Konsultationsverfahren eine 
aufschiebende Wirkung für den Bau eines 
Kraftwerks hat. 
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1.3 Radiologischer Notfallschutz 
Mit folgenden Nachbarländern bestehen bilate-
rale Abkommen über Hilfeleistungen im Rah- 
men des radiologischen Notfallschutzes: 
— Frankreich, 
— Schweiz. 
Bilaterale Abkommen über gegenseitige Hilfe-
leistungen bei Katastrophen oder schweren Un-
glücksfällen, die auch grenzüberschreitende ra-
diologische Auswirkungen beinhalten, bestehen 
mit: 
— Belgien, 
— Luxemburg, 
— Deutsche Demokratische Republik. 
Im Rahmen der bilateralen Abkommen des 
Bundesministers des Innern über Informations-
austausch und Zusammenarbeit in Fragen der 
Reaktorsicherheit und des Strahlenschutzes be-
stehen spezielle Arbeitsgruppen, die in Fragen 
des Notfallschutzes für grenznahe kerntechni-
sche Einrichtungen Vereinbarungen über die 
unverzügliche Information des Nachbarlandes 
bei Störfällen mit radiologischen Auswirkungen 
getroffen haben, mit 
— Niederlande, 
— Frankreich, 
— Schweiz. 

2 Bemühungen der Bundesregierung zur interna-
tionalen Harmonisierung der Sicherheitsanfor-
derungen an kerntechnische Anlagen 
Für die Anforderungen an die Sicherheit kern-
technischer Anlagen gibt es bisher noch keine 
international verbindlichen Sicherheitsstan-
dards. 

Die Bundesregierung arbeitet jedoch seit 1974 
am Programm der Internationalen Atomener-
giebehörde (IAEO) zur Erstellung weltweit ak-
zeptierter, einheitlicher Sicherheitsstandards 
für Genehmigung, Standortwahl, Errichtung 
und Betrieb von Kernkraftwerken mit, gemein-
sam mit Nationen wie Frankreich, Großbritan-
nien, UdSSR und USA. Die geplanten ca. 60 Si-
cherheitsstandards sind weitgehend fertigge-
stellt, zum Teil bereits in der Praxis erprobt wor-
den und werden auch als Ausgangsmaterial für 
ein europäisches Regelwerk diskutiert. 

 
Bei der Kommission der Europäischen Gemein-
schaft ist eine Arbeitsgruppe „Methoden, Krite-
rien, Regeln und Richtlinien" eingerichtet, die 
sich auch mit der Frage gemeinschaftlicher Si-
cherheitsnormen beschäftigt. Der Bundesmini-
ster des Innern arbeitet aktiv in dieser Arbeits-
gruppe mit. Die deutschen Belange werden so-
mit unmittelbar in die Beratungen einge-
bracht. 
Die bisherigen Ergebnisse zeigen, daß eine Har-
monisierung der Sicherheitsanforderungen und 
-kriterien nur schrittweise erreicht werden 
kann, weil die technologischen Randbedingun-
gen in den einzelnen Ländern unterschiedlich 

sind. Gemeinsam getr agene Sicherheitsgrund-
sätze für Leichtwasserreaktoren werden in 
Kürze veröffentlicht. 

Auf Grund dieses Sachstandsberichts beschloß der 
Technologieausschuß, von einer Aufnahme des 
Kommissionsvorschlages in seine Beschlußempfeh-
lung abzusehen. 

2.13 Zum Katastrophenschutz und zur Standortplanung 
(Ziffer 3.3.6) 

Die Enquete-Kommission hatte dem Bundestag 
empfohlen, den Ländern gegenüber die Erwartung 
zum Ausdruck zu bringen, für die Koordinierung der 
nach einem Unfall in einer kerntechnischen Anlage 
evtl erforderlichen Maßnahmen wirkungsvolle Ka-
tastrophenschutzpläne auszuarbeiten bzw. fortzu-
schreiben. 

Die Bundesregierung hat dazu in ihrer Stellung-
nahme ausgeführt, daß sie für den Notfallschutz 
keine unmittelbare Kompetenz hat. Rechtsgrund-
lage für die Notfallschutzvorsorge bei kerntechni-
schen Anlagen sind im wesentlichen die Katastro-
phenschutzgesetze der Länder, die sie als eigene An-
gelegenheit ausführen. Die Bundesregierung nimmt 
aber eine beratende und koordinierende Funktion 
gegenüber den Ländern wahr. So wurden im Jahre 
1977 mit den Ländern die „Rahmenempfehlungen 
für den Katastrophenschutz in der Umgebung kern-
technischer Anlagen" und die „Empfehlung zur Pla-
nung von Notfallschutzmaßnahmen durch Betreiber 
von Kernkraftwerken" erarbeitet. Diese Empfehlun-
gen sind Grundlage der Notfallschutzpläne, die in-
zwischen bei allen kerntechnischen Anlagen beste-
hen und laufend fortgeschrieben werden. Im Jahre 
1978 verabschiedete die Ständige Konferenz der In-
nenminister/-senatoren „Leitsätze für die Unter-
richtung der Öffentlichkeit über die Katastrophen-
schutzplanung in der Umgebung von kerntechni-
schen Anlagen". Zur Unterrichtung der Bevölkerung 
in der Umgebung kerntechnischer Anlagen werden 
dementsprechende Faltblätter verteilt. Die Ständige 
Konferenz der Innenminister/-senatoren hat mit 
Beschluß vom 27. Juni 1980 empfohlen, die Kata-
strophenschutzpläne bei den zuständigen behördli-
chen Stellen zur Einsicht offenzulegen. 

Im Rahmen von Stabsrahmen- und Einsatzübungen 
wurden und werden die Katastrophenschutzpläne 
erprobt. 

In den Bewertungsdaten des Bundesministeriums 
des Innern für Kernkraftwerks-Standorte (1975) 
werden u. a. die Standorteigenschaften „Bevölke-
rungsverteilung" und „Transportwege" nach Bewer

-

tungsklassen eingeteilt, die eine Grobbewertung ei-
nes konkreten Standortes erlauben. Aspekte der 
Notfallschutzplanung wurden hierbei bereits be-
rücksichtigt. 

Der Innenausschuß sprach in seiner Stellungnahme 
die Erwartung aus, daß bei der Auswahl von Stand-
orten für Kernkraftwerke im Interesse eines effekti-
ven Katastrophenschutzes dem Gesichtspunkt einer 
hinreichend geringen Bevölkerungsdichte in einem 
genügend großen Umkreis weiterhin hohes Gewicht 
beigemessen wird. 
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Der Technologieausschuß schloß sich dieser Stel-
lungnahme an, verzichtete jedoch auf Grund der 
Sachstandsdarlegungen seitens des Bundesministe-
riums des Innern auf ein Aufgreifen der Kommis-
sionsempfehlung. 

2.14 Zur „Deutschen Risikostudie Kernkraftwerke" 
(Ziffer 3.4.1) 

Auf der Grundlage der veröffentlichten Ergebnisse 
der ersten Phase  der „Deutschen Risikostudie Kern-
kraftwerke" hatte die Enquete-Kommission im ein-
zelnen empfohlen: 

— zu prüfen, inwieweit die Ergebnisse der Deut-
schen Risikostudie auf bestehende ältere Kern-
kraftwerke in der Bundesrepublik Deutschland 
übertragbar sind; 

— das Risiko von Bränden innerhalb der Anlage 
und Einwirkungen von außen (Erdbeben, Flug-
zeugabsturz, chemische Explosionen) zu untersu-
chen; 

— die Auswirkungen von Kompaktlagern auf das 
Schadenspotential und das Risiko zu untersu-
chen; 

— den Versuch einer besseren Quantifizierung des 
Risikobeitrages von menschlichem Fehlverhal-
ten und nicht geplanten Eingriffen des Betriebs-
personals zu unternehmen; 

— die Möglichkeit zu prüfen, den Risokobeitrag von 
Sabotage oder Gewalthandlungen im Falle von 
Krieg zu quantifizieren; 

— das Risiko beim Versagen von geplanten Kata-
strophenschutzmaßnahmen in die probabilisti-
schen Überlegungen einzubeziehen; 

— eine genauere Beschreibung der Schadenaus-
wirkungen auf die Umgebung kerntechnischer 
Anlagen bei Unfällen (z. B. radioaktive Verseu-
chung weiter Landflächen) — auch unter Be-
rücksichtigung naturgesetzlicher Wirkungszu-
sammenhänge und organisatorischer Maßnah-
men -- zu versuchen. 

In seiner Stellungnahme zu den entsprechenden 
Kommissionsempfehlungen hatte das Bundesmini-
sterium für Forschung und Technologie folgendes 
ausgeführt: Mit Erscheinen der letzten Fachbände 
(Fachband 7 im Oktober 1981) zum 1979 veröffent-
lichten Hauptband ist die Phase A der „Deutschen 
Risikostudie Kernkraftwerke" (DRS) zu Ende ge-
gangen. Am 8. Mai 1981 wurden im Bundesanzeiger 
21 Arbeitspakete zur Phase B der DRS öffentlich be-
kanntgemacht. Es handelt sich hierbei um eine nach 
umfangreichen Vorarbeiten getroffene Auswahl von 
Arbeiten zur Weiterführung der Deutschen Risiko-
studie. Der Schwerpunkt der vorgesehenen Arbeiten 
liegt bei der methodischen und modellmäßigen Wei-
terentwicklung, was unter anderem dazu führen 
wird, daß eine Reihe von zu Vergleichszwecken aus 
der amerikanischen Studie Wash 1400 übernomme-
nen Ansätzen ersetzt werden. 

Es ist nicht vorgesehen, eine Übertragung der Er-
gebnisse der Deutschen Risikostudie auf ältere An-
lagen zu versuchen, da ein aussagefähiger Vergleich 
die Durchführung einer neuen kompletten Risiko

-

analyse für die jeweils betrachtete ältere Anlage er-
fordern würde. Hier gelten die gleichen Überlegun-
gen, die eine einfache Übertragung der amerikani-
schen Rasmussen-Studie auf deutsche Anlagen aus-
schlossen. Der Aufwand für eine derartige Risiko-
analyse stünde in keinem Verhältnis zur Bedeutung 
der Ergebnisse. Nach übereinstimmender Auffas-
sung der Experten kann eine quantitative Risiko-
analyse bisher nur mit erheblicher Fehlerband-
breite das Gesamtrisiko einer Anlage beschreiben, 
und sie ist nur begrenzt geeignet, zur Anwort auf die 
Frage beizutragen, ob auch bei älteren Anlagen die 
erforderliche Schadensvorsorge getroffen ist. 

Übereinstimmend war der Technologieausschuß der 
Meinung, daß mit diesem Sachstandsbericht nicht 
alle Empfehlungen der Enquete-Kommission be-
rücksichtigt worden sind. Einstimmig beschloß der 
Ausschuß, die Bundesregierung zu ersuchen, auf der 
Grundlage der vorliegenden Ergebnisse der Deut-
schen Risikostudie die Auswirkungen von Kompakt

-

lagern auf das Schadenspotential und das Risiko zu 
untersuchen sowie die Möglichkeit zu überprüfen, 
den Risikobeitrag von Sabotage oder Gewalthand-
lungen im Falle von Krieg zu quantifizieren und 
schließlich das Risiko beim Versagen von geplanten 
Katastrophenschutzmaßnahmen in die probabilisti-
schen Überlegungen einzubeziehen. 

2.15 Zur Reduktion von Risiken und zur Begrenzung des 
Schadensausmaßes bei Unfällen (Ziffer 3.4.2) 

In seiner Stellungnahme zu diesen Kommissions-
empfehlungen hatte das Bundesministerium für 
Forschung und Technologie ausgeführt, daß scha-
densverhindernde und -eindämmende Maßnahmen 
nach wie vor den Schwerpunkt der Reaktorsicher-
heitsforschung bilden. Dies schließt Vorhaben ein, in 
denen Untersuchungen durchgeführt werden mit 
dem Ziel, das Durchdringen heißer bzw. geschmolze-
ner Brennstoff- und Stahlmassen durch das Funda-
ment sowie eine Beschädigung der Sicherheitshülle 
als Folgen eines Kernschmelzunfalls zu verhindern. 
Nach wie vor ist eine Kernschmelzversuchseinrich-
tung im Kernforschungszentrum Karlsruhe im Bau, 
deren Betriebsbeginn voraussichtlich 1982 ist. Un-
tersuchungen zur Sicherheitsverbesserung durch 
inhärente und passive Einrichtungen wurden in ver-
schiedenen Projekten verfolgt. Ein vom Bundesmi-
nisterium für Forschung und Technologie eingesetz-
ter Ad-hoc-Ausschuß hat eine positive Machbar-
keitsbeurteilung zu einem von der KWU vorgelegten 
Reaktorkonzept mit reduzierter Leistungsdichte 
und verringerter Anzahl aktiver Sicherheitsele-
mente abgegeben. Ferner wirkt das Bundesministe-
rium für Forschung und Technologie bei der Beur-
teilung der Möglichkeiten, Kernkraftwerke unterir-
disch zu bauen, mit. Die Risikobewertung in Phase B 
der Deutschen Risikostudie untersucht unter ande-
rem auch die Reduzierungsmöglichkeiten von Risi-
ken sowie von Schadensfolgen bei Unfällen. Die Ak-
tivitäten der Bundesregierung beschränken sich im 
wesentlichen auf die Fortsetzung bestehender Vor-
haben, da die Mittel für neue Initiativen begrenzt 
sind. 

Der Technologieausschuß war einhellig der Auffas

-

sung, daß mit dem Sachstandsbericht des Bundesmi- 
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nisteriums für Forschung und Technologie den 
Empfehlungen der Enquete-Kommission nicht voll-
ständig entsprochen worden ist. Er beschloß daher, 
die Bundesregierung aufzufordern, ihre Aktivitäten 
im Bereich der Untersuchung der Möglichkeiten zur 
weiteren Reduktion und zur Begrenzung des Scha-
densausmaßes bei Unfällen konsequent fortzuset-
zen. 

2.16 Vergleich mit Risiken anderer Energiesysteme 
(Abschnitt C 2., 5) 

In seiner Stellungnahme zu den entsprechenden 
Kommissionsempfehlungen hatte das Bundesmini-
sterium für Forschung und Technologie ausgeführt, 
es versuche, durch sorgfältig ausgewählte exempla-
rische Studien und FuE-Vorhaben einen Beitrag zur 
Schließung der vorhandenen Wissenslücken in die-
sem Bereich zu leisten. Als Beispiele wurden aufge

-

führt: Risikoanalyse für Brückenbauten, risikoana-
lytische Untersuchungen von Staudämmen, Studie 
über die ökologischen, ökonomischen und gesell-
schaftlichen Auswirkungen eines verstärkten Ein-
satzes von Kohle zur Energiebedarfsdeckung, Ab-
schätzung der Folgewirkungen von Störfällen in ei-
ner konkreten Chemieanlage, Modelluntersuchun-
gen über das Ausbreitungsverhalten schwerer Gase 
(z. B. Chlor) nach Leckagen, um Rückschlüsse auf 
bestehende Evakuierungspläne ziehen zu können, 
systematische Untersuchungen zur Sicherheit beim 
Transport gefährlicher Stoffe. Außer den aufgeführ-
ten und den einschlägigen Studien und FuE-Vorha-
ben im Bereich der Kerntechnik (z. B. Deutsche Risi-
kostudie Kernkraftwerke, Phase B) befinden sich , 
folgende Untersuchungen in Vorbereitung: Beitrag 
zur Risikoanalyse ausgewählter Energieversor-
gungstechnologien, Studie über technische Versor-
gungssysteme. 

Der Technologieausschuß war insgesamt der Auf-
fassung, daß der Sachstandsbericht nicht den Kom-
missionsempfehlungen entspricht. Er schloß sich 
der Feststellung der Enquete-Kommission an, daß 
für die vergleichende Einbeziehung der Risiken an-
derer Energieträger bei der Erarbeitung von Akzep-
tanzkriterien für die Kernenergie noch wesentliche 
Grundlagen fehlen. Er beschloß daher einstimmig, 
die Kommissionsempfehlungen zu diesem Punkt im 
Ausschußbericht wieder aufzugreifen. 

3 Zur Entsorgung von Kernkraftwerken 
(Abschnitt C 3) 

Die Enquete-Kommission hatte zur Entsorgungsvor-
sorge für Kernkraftwerke und Entwicklung von Ent-
sorgungstechniken folgende Empfehlungen ausge-
sprochen (Abschnitt C 3.4): 

3.1 

Empfehlung Nr. 1 — Zwischenlagerung — 
Nach dem Sachstandsbericht des Bundesministeri-
ums des Innern wird die Zwischenlagerung abge-
brannter Brennelemente zügig realisiert. Die Zwi-
schenlagerung soll in den beantragten Zwischenla-
gern in Gorleben und Ahaus, in Transportbehälter

-

lagern an Kernkraftwerksstandorten und durch 
Kompaktlagerung in Lagerbecken in Kernkraftwer

-

ken erfolgen. Genehmigungen zur Kompaktlage-
rung für einige Kernkraftwerke wurden bereits er-
teilt. Für die Zwischenlagerung außerhalb der La-
gerbecken in Kernkraftwerken ist die Trockenlage-
rung in Behältern vorgesehen. 

Auf Grund dieses Sachstandsberichts sah der Tech-
nologieausschuß die Empfehlung der Enquete-Kom-
mission hinsichtlich der Zwischen- und Trockenla-
gerung als erledigt an. Er beschloß jedoch einstim-
mig, die Bundesregierung zu ersuchen, die Möglich-
keit einer rückholbaren Untertage-Lagerung zu prü-
fen. 

3.2 

Empfehlung Nr. 2 — Konditionierung und Endlage-
rung unaufgearbeiteter Brennelemente — 
Die  Bundesregierung hat eine Studie „Vergleich der 
verschiedenen Entsorgungsalternativen und Beur-
teilung ihrer Realisierbarkeit" vergeben. Diese Stu-
die wurde im September 1980 veröffentlicht. Sie 
zeigt den weltweiten Stand der Technik zur direkten 
Endlagerung auf und stellt erste Überlegungen für 
die Entwicklungen der neuen Technologie sowie für 
notwendig erachtete FuE-Arbeiten an. In Fortfüh-
rung dieser Studie hat der Bundesminister für For-
schung und Technologie den Forschungs- und Ent-
wicklungsschwerpunkt „Andere Entsorgungstechni-
ken (FESAE)" formuliert, in dessen Rahmen die Un-
tersuchungen zur Erfüllung des Beschlusses der Re-
gierungschefs von Bund und Ländern vom Septem-
ber 1979 hinsichtlich der sicherheitsmäßigen Beur-
teilung der anderen Entsorgungstechniken durchge-
führt werden soll. Im Rahmen der Konzeptentwick-
lung werden bis Mitte 1982 alle nur denkbaren Ver-
fahren zur direkten Endlagerung so bearbeitet, daß 
dann ein oder zwei Referenzkonzepte ausgewählt 
werden können. Diese Referenzkonzepte werden bis 
Ende 1984 weiterentwickelt. 

Auf Grund der Stellungnahmen des Bundesministe-
riums des Innern und des Bundesministeriums für 
Forschung und Technologie sah der Technologieaus-
schuß die Kommissionsempfehlung insoweit als er-
ledigt an. Er beschloß jedoch einstimmig, die Bun-
desregierung zu ersuchen, im Rahmen des For-
schungs- und Entwicklungsschwerpunkts „Andere 
Entsorgungstechniken (FESAE)" bis 1984 die erfor-
derlichen Entscheidungsgrundlagen vorzulegen. 

3.3 

Empfehlung Nr. 3 — Endlageruntersuchung — 
Auf Grund der Stellungnahmen des Bundesministe-
riums für Forschung und Technologie und des Bun-
desministeriums des Innern sowie unter Berück-
sichtigung der vom Innenausschuß und vom Wirt-
schaftsausschuß abgegebenen Voten beschloß der 
Technologieausschuß mit Mehrheit, die Bundesre-
gierung zu ersuchen, bereits jetzt alle notwendigen 
Maßnahmen vorzubereiten, um erforderlichenfalls 
noch andere Standorte für das Endlager durch ober-
irdische Erkundungsmaßnahmen zu untersuchen 
und auf die dafür in Frage kommenden Bundeslän-
der einzuwirken, ihre Bereitschaft zu einem solchen 
Vorgehen zu erklären. Die Fraktion der CDU/CSU 
vermochte sich diesem Beschlußvorschlag nicht an- 
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zuschließen. Wenngleich auch nach ihrer Ansicht 
jetzt schon Maßnahmen zur Erkundung anderer 
Standorte getroffen werden sollten, war sie anderer-
seits der Auffassung, daß mit dem Nachsatz der 
nicht zutreffende Eindruck erweckt werden könnte, 
die bisherigen Erkundungen in Gorleben hätten die 
Ungeeignetheit als Endlager erwiesen. 

3.4 

Empfehlung Nr. 4 — Wiederaufarbeitung — 

Unter Einbeziehung der Voten des Innenausschus-
ses sowie des Wirtschaftsausschusses faßte der 
Technologieausschuß einstimmig folgenden Be-
schluß: 

Das auf Anforderung des Ausschusses für For-
schung und Technologie von Professor Dr. Häfele 
vorgelegte Gutachten zur Größe einer Demonstra-
tions-Wiederaufarbeitungsanlage im Kontext des 
Kommissionsberichts ist ein weiterer wichtiger Bei-
trag zur politischen Diskussion. 

Der Technologieausschuß ist der Auffassung, daß 
dieses Gutachten seinen Erwartungen entspricht 
und fundierte Aussagen dazu macht, welche Anla-
gengröße nötig und vertretbar ist, um Sicherheit und 
Funktionstüchtigkeit aller für eine großtechnische 
Anlage notwendigen Komponenten demonstrieren 
zu können. Er sieht auch in Kenntnis des Häfele

-

Gutachtens in den Planungen der DWK, eine De

-

monstrations-Wiederaufarbeitungsanlage zu errich-
ten, eine Zielsetzung, die von den Aussagen und Kri-
terien des Enquete-Berichts abgedeckt wird. 

Die Regierungschefs von Bund und Ländern haben 
am 28. September 1979 beschlossen, daß eine Wie-
deraufarbeitungsanlage unter anderem mit dem 
Ziel einer sicherheitstechnischen Optimierung so 
zügig errichtet werden soll, wie dies unter Beach-
tung aller in Betracht kommenden Gesichtspunkte 
möglich ist. 

Der Technologieausschuß ist hinsichtlich der Größe 
dieser Wiederaufarbeitungsanlage der Auffassung, 
daß neben den Kriterien und Überlegungen der En-
quete-Kommission folgende Gesichtspunkte berück-
sichtigt werden müssen: 

— Volkswirtschaftliche Vertretbarkeit, 

— Beitrag zur Sicherstellung der Entsorgung und 
Schließung der Entsorgungskette, 

— Verpflichtung der Industrie zur Beseitigung ra-
dioaktiver Abfälle gemäß Verursacher-Prinzip 
sowie 

— international erreichter Stand der Wideraufar-
beitungs-Technologie. 

Der Technologieausschuß erwartet daher, daß An-
träge auf Errichtung einer Wiederaufarbeitungsan-
lage in einer Größenordnung, wie sie im Land Hes-
sen verfolgt wird, von den zuständigen Behörden zü-
gig auf ihre Genehmigungsfähigkeit geprüft wer-
den. Insbesondere geht er davon aus, daß die Bun-
desregierung entsprechend dem Beschluß der Re-
gierungschefs von Bund und Ländern und der Emp-
fehlung der Enquete-Kommission unter Berücksich-
tigung der Gesichtspunkte der volkswirtschaftli

-

chen Vertretbarkeit, des Beitrags zur Sicherstellung 
der Entsorgung und Schließung der Entsorgungs-
kette, der Verpflichtung der Industrie zur Beseiti-
gung radioaktiver Abfälle gemäß Verursacher-Prin-
zip sowie des international erreichten Standes der 
Wiederaufarbeitungs-Technologie, der jeweiligen 
Landesregierung jede notwendige Unterstützung 
bei der zügigen Verwirklichung einer derartigen 
Wiederaufarbeitungsanlage gewährt. 

3.5 

Empfehlung Nr. 5 — Plutoniumtechnologie — 

Nach den Darlegungen der Bundesregierung ent-
steht beim Betrieb der Leichtwasserreaktoren un-
vermeidlich Plutonium. Die Menge des aufbereite-
ten Plutoniums ergibt sich zwangsläufig aus der aus 
Gründen der Entsorgung wiederaufgearbeiteten 
Menge von Brennelementen. Abgetrenntes Pluto-
nium wird zur weiteren Entwicklung der Brennele-
ment-Technologie in Leichtwasserreaktoren rezy-
kliert bzw. für den späteren Einsatz im Brutreaktor 
vorgehalten. Die Bundesregierung sieht es sowohl 
aus Gründen der Sicherheit, der Ökologie, der Wirt-
schaftlichkeit und auch der optimalen Ressourcen-
nutzung als sinnvoll an, wiederaufzuarbeiten und 
Plutonium energiebringend wieder zu verwenden. 

Auf Grund der Sachstandsberichte des Bundesmini-
steriums für Forschung und Technologie und des 
Bundesministeriums des Innern hat der Technolo-
gieausschuß von einem Aufgreifen der Empfehlung 
abgesehen. 

3.6 

Empfehlung Nr. 6 — Endlagervarianten — 

3.7 

Empfehlung Nr. 7 — Rückholbarkeit und Transmu-
tation  — 

Der  Technologieausschuß war einmütig der Auffas-
sung, daß, auch wenn nach gegenwärtiger Beurtei-
lung keine sicherheitstechnisch vorteilhafteren 
Endlagervarianten bekannt sind, die Bundesregie-
rung ersucht werden sollte, denkbare Alternativen 
der Beseitigung radioaktiver Abfälle weiterhin theo-
retisch und experimentell untersuchen zu lassen. 

3.8 

Empfehlung Nr. 8 — Klassifizierung radioaktiver 
Abfälle — 

In seiner Stellungnahme hat das Bundesministe-
rium des Innern dazu ausgeführt, daß radioaktive 
Abfälle sowie endkonditionierte und zur Endlage-
rung vorgesehene Abfallprodukte sowohl unter Ar-
beitsschutzgesichtspunkten als auch im Hinblick 
auf einen langfristig sicheren Ausschluß aus dem 
Biozyklus und damit unter Umgebungsschutzge-
sichtspunkten kategorisiert werden. Dabei finden 
die Herkunft bzw. die Nuklidzusammensetzung und 
somit die Halbwertszeit und die Radiotoxizität der 
Abfälle Berücksichtigung. Im Rahmen von Sicher-
heitsstudien für die Beseitigung radioaktiver Ab-
fälle werden diese nuklidspezifisch unterschieden. 
Festlegungen erfolgen innerhalb von Planfeststel- 
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lungsverfahren für die Endlagerung. Auf Grund die-
ses Sachverhalts hat der Technologieausschuß ein-
mütig von einem Aufgreifen der Kommissionsemp-
fehlung abgesehen. 

3.9 

Empfehlung Nr. 9 — Paralleler Ansatz — 
Unter Berücksichtigung der vom Innenausschuß ab-
gegebenen Stellungnahme beschloß der Technolo-
gieausschuß einstimmig, die Bundesregierung zu er-
suchen, den parallelen Ansatz zur Entsorgung kon-
sequent weiter zu verfolgen. 

3.10 

Empfehlung Nr. 10 — Vergleich der Endlagervarian-
ten — 
Nach dem Sachstandsbericht des Bundesministeri-
ums des Innern ist eine Untersuchung daraufhin 
vorgesehen, ob sich aus anderen Entsorgungstechni-
ken entscheidende sicherheitsmäßige Vorteile ge-
genüber einer Entsorgung mit Wiederaufarbeitung 
ergeben können. Die Bundesregierung erwartet ein 
Ergebnis Mitte der 80er Jahre. 

Der Technologieausschuß sah auf Grund dieser 
Sachstandsdarlegung die Kommissionsempfehlung 
als erledigt an. Er erwartet jedoch, daß die Bundes-
regierung bereits Ende 1982 einen Zwischenbericht 
vorlegt. 

3.11 

Empfehlung Nr. 11 — Risikostudien zu Anlagen des 
Brennstoffkreislaufs — 
Die Bundesregierung hat in ihrer Stellungnahme 
dazu folgendes ausgeführt: 

Für den Entsorgungsweg mit Wiederaufarbeitung 
sind Studien über radiologische Auswirkungen und 
Störfallanalysen zu einem (großen) Teil bereits an-
gefertigt worden. Im Rahmen des atomrechtlichen 
Genehmigungsverfahrens zur Errichtung und zum 
Betrieb einer kleinen Wiederaufarbeitungsanlage in 
Hessen werden diese Untersuchungen anlagen- und 
standortbezogen vertieft und konkretisiert. 

Für den Entsorgungsweg mit direkter Endlagerung 
nicht aufgearbeiteter Brennelemente werden ent-
sprechende Vergleichsuntersuchungen im Rahmen 
des Forschungs- und Entwicklungsschwerpunktes 
„Andere Entsorgungstechniken" vorbereitet und 
durchgeführt. Erschwerend wirkt hier, daß es in die-
sem Bereich bislang keine technische Lösung, Refe-
renzanlagen oder -verfahren gibt, von denen Be-
triebsweise, Reparaturverhalten sowie Ausfallwahr-
scheinlichkeit der Anlagenteile bekannt sind. 

Es kann grundsätzlich davon ausgegangen werden, 
daß für jede Entsorgungsanlage von vornherein — 
entsprechend den Genehmigungsvoraussetzungen 
des Atomgesetzes — durch hohe Anforderungen an 
die sicherheitstechnische Auslegung sowie durch 
Anwendung weiterer Schutzmaßnahmen — auch 
unter Anwendung von Störfallanalysen — sicherge-
stellt ist, daß die nach dem Stand von Wissenschaft 
und Technik erforderliche Vorsorge gegen Schäden 

durch Errichtung und Betrieb der Anlage getroffen 
wird. 

Auf Grund dieses Sachverhalts sah der Technologie-
ausschuß von einem Aufgreifen der Kommissions-
empfehlung ab. 

3.12 

Empfehlung Nr. 12 — Internationale Wiederaufar-
beitung — 

Die  Bundesregierung sieht den Nutzen internationa-
ler oder multinationaler Wiederaufarbeitungsanla-
gen. Dieser Nutzen wird vor allem für Länder mit 
kleinerem Kernenergieprogramm und wenig ent-
wickelter industrieller Infrastruktur erwartet. 

Auch bei Beteiligung an einer internationalen An-
lage ist die Verwirklichung der Technologie im eige-
nen Land wünschenswert, um das vorhandene Tech-
nologiewissen zu erhalten und zur sicherheitstech-
nischen Optimierung weiterzuentwickeln. Die 
Verlagerung der Lasten der Entsorgung für eigene 
Kernkraftwerke auf andere Länder birgt darüber 
hinaus für ein technisch fortgeschrittenes Land wie 
die Bundesrepublik Deutschland politische Risiken. 
Außerdem dürfen — worauf bereits INFCE hinge-
wiesen hat — die Schwierigkeiten zum Abschluß der 
notwendigen internationalen Verträge zum Bau und 
Betrieb einer internationalen Wiederaufarbeitungs-
anlage nicht unterschätzt werden. 

Im Hinblick auf die Stellungnahme des Bundesmini-
steriums des Innern, aber auch auf die des Bundes-
ministeriums für Forschung und Technologie, sah 
der Technologieausschuß einstimmig von einem 
Aufgreifen der Kommissionsempfehlung ab. 

4 Zur Brutreaktortechnologie, speziell zum SNR 300 
(Abschnitt C 4) 

Die Enquete-Kommission „Zukünftige Kernenergie

-

Politik" hatte in ihrem Bericht (BT-Drucksache 8/ 
4341) deutlich werden lassen, daß sie die Entwick-
lung der Brutreaktortechnologie unter forschungs-
politischen Gesichtspunkten akzeptiert. Dies gelte 
insbesondere für den Bau des SNR 300 in Kalkar, 
dessen Fortführung der Bundestag selbst bereits am 
14. Dezember 1978 beschlossen hatte (BT-Drucksa-
che 8/2370). Des weiteren hatte sie ausgeführt, daß, 
bevor der Bundestag über eine mögliche Inbetrieb-
nahme des SNR 300 entscheidet, die Basis für eine 
möglichst breit getragene Stellungnahme geschaf-
fen werden sollte. Deshalb sollte die Bundesregie-
rung möglichst umgehend folgende Studien zum 
SNR 300 vergeben: 
1. Eine Übersicht über diejenige wissenschaftliche 

Literatur, in der mechanische Energiefreisetzun-
gen bei einer Leistungsexkursion errechnet wer-
den, die über die der Auslegung des SNR 300 zu-
grunde gelegte Energie hinausgehen. Dieser 
Übersicht sollen Stellungnahmen von Wissen-
schaftlern mit unterschiedlicher Haltung zur 
Nutzung der Kernenergie beigefügt werden. In 
allen Fällen sollen Berechnungsmethoden und 
wissenschaftliche Reputation der Autoren und 
der Stellungnehmenden ausgewiesen sein. 
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2. Eine risikoorientierte Studie. 
Diese soll eine pragmatische Prüfung der Forde-
rung ermöglichen, wonach die Sicherheit Schnel-
ler Brutreaktoren nicht unter der eines moder-
nen Leichtwasserreaktors liegen darf. 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie hatte 
in seiner Sitzung am 18. März 1981 einstimmig be-
schlossen, entsprechende Studien in Auftrag zu -ge-
ben (siehe Ausführungen zu III., 2., 2.1 Seite 18). Da-
bei ging der Ausschuß von der Erwartung aus, daß 
die Ergebnisse dieser beiden Studien ihm bis zum 
15. Januar 1982 vorgelegt werden. In ihrer Stellung-
nahme zu diesen Empfehlungen der Enquete-Kom-
mission (Abschnitt C 4) hatte die Bundesregierung 
darauf hingewiesen, daß der .  Kabinettausschuß für 
die friedliche Nutzung der Kernenergie am 11. Fe-
bruar 1981 beschlossen habe, die genannten Studien 
in Auftrag zu geben. 

Das Bundesministerium für Forschung und Techno-
logie hat mit Schreiben vom 9. März 1981 Professor 
Dr. Birkhofer (Gesellschaft für Reaktorsicherheit, 
Garching) gebeten, die risikoorientierte Analyse der 
Sicherheit des SNR 300 zu übernehmen und die Er-
gebnisse möglichst bis Ende des Jahres 1981 vorzu-
legen. Dabei sollen solche Wissenschaftler, die der 
Nutzung der Kernenergie kritisch gegenüberstehen, 
in geeigneter Form einbezogen werden. Professor 
Dr. Birkhofer hat sich zur Übernahme bereit erklärt. 
Einige der beteiligten Wissenschaftler haben ihm 
gegenüber den Wunsch geäußert, den Abschlußter-
min um etwa 1 /2 Jahr hinauszuschieben. 

Des weiteren hat das Bundesministerium für For-
schung und Technologie Professor Dr. Harde vom 
Kernforschungszentrum Karlsruhe gebeten, die Li-
teraturübersicht zur maximalen Energiefreisetzung 
bei einer Leistungsexkursion im Fall eines Bethe-
Tait-Störfalls zu erstellen und eine Bewertung die-
ser Forschungsergebnisse vorzunehmen. Auf dieser 
Grundlage soll eine fachliche Bewertung stattfin-
den, an der auch Wissenschaftler teilnehmen, die 
nicht mit der Entwicklung Schneller Brutreaktoren 
befaßt sind und eine kritische Haltung zur Nutzung 
der Kernenergie vertreten. Die Literaturstudie ist 
für Ende 1981 erbeten worden. Professor Dr. Harde 
hat den Auftrag übernommen. 

Auf Grund dieses Sachstands war der Technologie-
ausschuß einhellig der Ansicht, daß damit den Kom-
missionsempfehlungen entsprochen worden ist. 

In seinem mündlich am 2. Dezember 1981 erstatte-
ten Sachstandsbericht zum Stand der Gutachten 
hatte das Bundesministerium für Forschung und 
Technologie ausgeführt, daß es die Vorlagetermine 
auf den 30. April 1982 geändert habe. Maßgeblich für 
diese Terminverlängerung sei der Wunsch einiger 
Abgeordneter der Enquete-Kommission „Zukünf-
tige Kernenergie-Politik" gewesen, die darauf hinge-
wiesen hätten, daß einige Sachverständige glaubten, 
die ihnen ursprünglich gesetze Frist werde nicht 
ausreichen. Die Bundesregierung versicherte im An-
schluß an ihren mündlichen Bericht, daß die verge-
benen Studien bis zum 30. April 1982 vorliegen wer-
den. 

Der Technologieausschuß war einhellig der Mei-
nung, daß der von ihm gesetzte Ablieferungstermin 
der Studien durch die Bundesregierung nicht hätte 
abgeändert werden dürfen. Zumindest hätte der 
Technologieausschuß über diese Absicht rechtzeitig 
unterrichtet werden müssen. Die Fraktion der CDU/ 
CSU war angesichts dieses Sachstands der Mei-
nung, daß auf Grund des vom Technologieausschuß 
gesetzten Vorlagetermins der Studien in der Be-
schlußempfehlung des Ausschusses die Empfehlung 
enthalten sein sollte, die Bundesregierung zu ersu-
chen, bei den Auftragnehmern darauf hinzuwirken, 
daß der Vorlagetermin 15. Januar 1982 eingehalten 
wird. Ein entsprechender Antrag fand jedoch nicht 
die erforderliche Mehrheit. 

Auf Antrag der Fraktionen der SPD und FDP be-
schloß der Ausschuß mit Mehrheit, folgende Emp-
fehlung in den Beschlußvorschlag aufzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, bei den Auf-
tragnehmern der beiden Studien „Auswertung der 
wissenschaftlichen Literatur zu den Auswirkun-
gen von Bethe-Tait-Störfällen mit hohem mecha-
nischen Energiefreisetzungspotential beim 
Schnellen Brüter SNR 300" und „Risikoorientierte 
Studie zum Vergleich des SNR 300 mit einem 
Druckwasserreaktor moderner Bauart" darauf 
hinzuwirken, daß der vom Ausschuß für For-
schung und Technologie beschlossene Vorlageter-
min 15. Januar 1982 bzw. der durch die Bundesre-
gierung festgesetzte Termin 30. April 1982 einge-
halten wird und dafür zu sorgen, daß die für die 
Erarbeitung der Studien erforderlichen Unterla-
gen umgehend bereitgestellt werden. Außerdem 
sind diese Studien unverzüglich nach Abgabe der 
Enquete-Kommission „Zukünftige Kernenergie

-

Politik" zuzuleiten, damit diese noch rechtzeitig 
vor der parlamentarischen Sommerpause 1982 
ihre Empfehlung zur Inbetriebnahme des SNR 
300 dem Bundestag gegenüber abgeben kann. Die 
Enquete-Kommission wird aufgefordert, diesen 
Termin einzuhalten. 

5 Gesamtwürdigung der Beratungsergebnisse 

Hinsichtlich der Gesamtwürdigung des von der En-
quete-Kommission der 8. Wahlperiode vorgelegten 
Berichts und der Gesamtbewertung der von den mit-
beratenden Ausschüssen abgegebenen Stellungnah-
men sowie der abschließenden Meinungsbildung im 
Technologieausschuß im Kontext der Kommissions-
empfehlungen, beantragte die Fraktion der CDU/ 
CSU folgende Empfehlung in die Beschlußfassung 
aufzunehmen: 

Der Bundestag wolle beschließen: 
Der Bundestag nimmt den Bericht der Enquete-
Kommission „Zukünftige Kernenergie-Politik" 
der 8. Wahlperiode zur Kenntnis. Er anerkennt, 
daß die Kommission bestrebt war, nicht nur den 
umfangreichen bedeutsamen Sachkomplex der 
künftigen Kernenergienutzung zu untersuchen, 
sondern darüber hinaus auch zwischen verschie-
denen Wert- und Zielvorstellungen bei der künfti-
gen Energieversorgung zu vermitteln. 
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Der Bundestag unterstreicht die Aussage des En-
quete-Berichts, daß große prognostische Unsicher-
heiten über wesentliche Bestimmungsgrößen des 
künftigen Energiebedarfs bestehen, insbesondere 
über die wirklich erreichbaren Energieeinsparer-
folge, über das wirklich nutzbare Potential erneu-
erbarer Energieträger, über die Verfügbarkeit fos-
siler Energieträger, über die strukturelle Entwick-
lung der Volkswirtschaft und die wirklichen 
Wachstumsraten des Bruttosozialprodukts und 
ihre Auswirkungen auf den Energiebedarf. 

Auf Grund der Analysen und Empfehlungen der 
Kommission befürwortet der Bundestag daher für 
die 80er Jahre folgende Energiepolitik: 
— Es soll mit großem Nachdruck auf Energieein-

sparung, insbesondere beim Ölverbrauch, auf 
eine rationellere Energieverwendung und auf 
die Nutzung erneuerbarer Energiequellen hin-
gewirkt werden. Die Entwicklung der beiden 
letzten Jahre hat bewiesen, daß durch den 
Markt mehr Einsparerfolge erzielt wurden als 
durch alle dirigistischen Maßnahmen. Daher 
muß bei der Energieeinsparung der Grundkon-
zeption, soviel Markt wie möglich, sowenig 
staatliche Eingriffe wie nötig, gefolgt werden. 

— Die Energieversorgungsstrukturen müssen so 
flexibel gestaltet werden, daß im Interesse ei-
ner sicheren Versorgung zu wettbewerbsfähi-
gen Bedingungen unerwartete Bedarf sent-
wicklungen bei industriellen und privaten Ver-
brauchern gedeckt werden können. Damit 
Energiemangel nicht zum beschränkenden 
Faktor in Wirtschaft und Gesellschaft wird, 
darf keine Versorgungsmöglichkeit grundsätz-
lich ausgeschlossen werden. Es müssen viel-
mehr alle Chancen zur Nutzung von leistungs-
fähigen Energiequellen — insbesondere die 
heimische Stein- und Braunkohle sowie die 
Kernenergie — ausgeschöpft und die hierfür 
benötigten Technologien weiterentwickelt 
werden. 

Die Enquete-Kommission hat festgestellt, daß 
Kernenergie versorgungs- und industriepolitisch 
notwendig ist und über die vorhandenen Kern-
kraftwerke hinaus neue Kernkraftwerke zuge-
baut werden müssen. 

Der Bundestag schließt sich dieser Auffassung an; 
darüber hinaus stellt er fest, daß 
— Kernenergie in der Weltwirtschaft bereits 

heute eine unverzichtbare quantitative Rolle 
spielt, 

— der Energieverbrauch in absehbarer Zukunft 
im wesentlichen nur durch Kohle und Kern-
energie abgedeckt werden kann, 

— die steigende Nutzung der Kernenergie in den 
Industrieländern die Chancen der Entwick-
lungsländer erhöht, ausreichende fossile Ener-
gien zu bezahlbaren Preisen, insbesondere Öl, 
zur Wahrung ihrer Entwicklungschancen zu 
erhalten. 

Diese auch international wiederholt hervorgeho

-

benen Argumente (Weltenergiekonferenz 1980, 
Weltwirtschaftsgipfel, EG - und internationale 

Energieagentur) belegen, daß die Nutzung der 
Kernenergie energie- und industriepolitisch auch 
langfristig geboten ist. Zusätzlich bietet die Nut-
zung der Kernenergie die Chance 
— die Energieversorgung zu diversifizieren und 

zu sichern, 
— die Nutzung fossiler Energiequellen (Kohle, 

Schweröl) zu verbessern und Öl zu substitu-
ieren, 

— Energiepreissteigerungen zu mildern, 
— die Leistungsbilanz zu entlasten, 
— die nationale Energieposition zu stärken und 
— mögliche Umweltgefahren aus der Verbren-

nung von fossilen Energieträgern zu begren-
zen. 

Der Bundestag stellt fest, daß diese Aspekte von 
der Enquete-Kommission nicht vertieft unter-
sucht worden sind. Ebensowenig hat die Enquete-
Kommission abschließende Empfehlungen zu den 
fortgeschrittenen Reaktorlinien, insbesondere zur 
Aufhebung des Parlamentsvorbehalts und zur In-
betriebnahme des SNR abgegeben. Die politische 
und die finanzielle Entwicklung seit Fertigstel-
lung des Berichts der Kommission im Sommer 
1980 zeigen, daß Entscheidungen auch hier drin-
gend notwendig sind. Daher strebt der Bundestag 
an, zum frühestmöglichen Zeitpunkt über die Auf-
hebung des Parlamentsvorbehalts zu entschei-
den. 

Der Bundestag stimmt der Bewertung der En-
quete-Kommission 8. Legislaturperiode zu, daß die 
Erhaltung einer leistungsfähigen kerntechni-
schen Industrie mit der Nutzung der Kernenergie 
untrennbar verknüpft ist. Diese Einschätzung 
muß insbesondere auch vor dem Hintergrund ge-
sehen werden, daß es in diesem Bereich eine 
große Anzahl leistungsfähiger, zukunftsorientier-
ter Arbeitsplätze, großteils mittelständisch struk-
turiert, gibt. Ihre Erhaltung und Stärkung ver-
langt eine energiepolitische Perspektive, die über 
einen Zehnjahreszeitraum hinausgehen muß. 
Außerdem ist angesichts des Ausbaus der Kern-
energie in den übrigen Industrieländern ein stei-
gender Beitrag der Kernenergie auch zur Wah-
rung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft unverzichtbar. 

Der Bundestag begrüßt, daß Bund und Länder 
Möglichkeiten geprüft und einen Maßnahmenka-
talog vorgelegt haben, wie die atomrechtlichen 
Genehmigungsverfahren für Kernkraftwerke be-
schleunigt werden können, ohne daß dies zu Ein-
bußen an Sicherheit und Rechtsschutz führt. Der 
Bundestag hält es für erforderlich, daß durch Er-
höhung der Rechtssicherheit und Standardisie-
rung der Genehmigungsverfahren für Kernkraft-
werke erheblich kürzere Bauzeiten erreicht wer-
den. 

Der Bundestag ist der Auffassung, daß die not-
wendigen Entscheidungen, insbesondere im Ent-
sorgungsbereich, keinen weiteren Aufschub zulas-
sen. Er erwartet daher, daß Anträge auf Errich-
tung einer Wiederaufarbeitungsanlage in der Grö-
ßenordnung wie sie im Land Hessen verfolgt wird, 
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von den zuständigen Behörden zügig auf ihre Ge-
nehmigungsfähigkeit geprüft werden. Insbeson-
dere geht er davon aus, daß die Bundesregierung 
entsprechend dem Beschluß der Regierungschefs 
von Bund und Ländern und der Empfehlung der 
Enquete-Kommission, unter Berücksichtigung 
der Gesichtspunkte der volkswirtschaftlichen 
Vertretbarkeit, des Beitrags zur Sicherstellung 
der Entsorgung und Schließung der Entsorgungs-
kette, der Verpflichtung der Industrie zur Beseiti-
gung radioaktiver Abfälle gemäß Verursacher

-

Prinzip sowie des international erreichten Stan-
des der Wiederaufarbeitungs-Technologie, der je-
weiligen Landesregierung jede Unterstützung bei 
der zügigen Verwirklichung einer derartigen Wie-
deraufarbeitungsanlage gewährt. 

Der Bundestag ist der Auffassung, daß die kon-
junktur- und energiepolitische Entwicklung und 
die Analyse der energiepolitischen Situation in 
der Dritten Fortschreibung des Energiepro-
gramms der Bundesregierung sowie die dort ge-
troffenen Feststellungen zeigen, daß die Erwar-
tung der Mehrheit der Kommission, man könne 
sich 1990 für oder gegen die langfristige Nutzung 
der Kernenergie entscheiden, nicht berechtigt ist. 
Im Gegenteil, in Übereinstimmung mit dem Min-
derheitsvotum der Enquete-Kommission stellt 
sich heraus, daß die Entscheidungen für Kern-
energie keinen Aufschub mehr vertragen. Folge-
richtig wurde — mit einer Ausnahme — in keinem 
der beteiligten Ausschüsse des Bundestages der 
Wunsch nach Vertagung der Entscheidung für die 
längerfristige Nutzung der Kernenergie aufgegrif-
fen. Der Wirtschaftsausschuß hat zudem aus-
drücklich festgestellt, daß die Kernenergie not-
wendig ist und „neue Kernkraftwerke im Rahmen 
des Bedarfs zugebaut werden müssen". In der 
Dritten Fortschreibung des Energieprogramms 
führt die Bundesregierung aus, daß der gegenwär-
tige Beitrag der Kernenergie „nicht den energie- 
und industriepolitischen Erfordernissen" unseres 
Landes entspricht. 

Dieser Antrag fand jedoch nicht die erforderliche 
Mehrheit. Auf Antrag der Fraktionen der SPD und 
FDP beschloß der Ausschuß mit Mehrheit: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag nimmt den vorgelegten Zwischen-
bericht der Enquete-Kommission „Zukünftige 
Kernenergie-Politik" als Grundlage für parlamen-
tarische Entscheidungen und als wichtigen 
Schritt auf dem Wege zur Versachlichung der Dis-
kussion um die künftige Energiepolitik, insbeson-
dere die künftige Nutzung der Kernenergie, zu-
stimmend zur Kenntnis. Politiker und Wissen-
schaftler mit unterschiedlicher Haltung zur zu-
künftigen Nutzung der Kernenergie haben sich 
gemeinsam bemüht, Voraussetzungen für die Ak-
zeptanz der Energiepolitik der 80er Jahre zu 
schaffen und konsensfähige Vorschläge zu ma-
chen, die an nachvollziehbaren Kriterien orien-
tiert werden. Der Zwischenbericht der Enquete-
Kommission ist eine wichtige Grundlage für eine 
rationale öffentliche Diskussion um die zukünf-
tige Energiepolitik in unserem Lande. 

Der Bundestag unterstreicht die Aussage des En-
quete-Berichts, daß Unsicherheiten über wesentli-
che Bestimmungsgrößen und die Entwicklung des 
künftigen Energiebedarfs bestehen. Der Bundes-
tag befürwortet daher vor dem Hintergrund der 
Empfehlungen des Enquete-Berichts zur Energie-
politik in den 80er Jahren eine Politik, die 
— einerseits auf eine größtmögliche Intensivie-

rung von energiepolitischen Maßnahmen zur 
Förderung von Energieeinsparungen, insbe-
sondere beim Ölverbrauch, und zur Entwick-
lung und Nutzung erneuerbarer Energiequel-
len hinwirkt. Nur das Ausschöpfen aller tech-
nisch möglichen, wirtschaftlich vertretbaren 
und sozial akzeptablen Energieeinsparungspo-
tentiale und die gezielte Entwicklung neuer 
Energietechnologien wird eine rationale Ent-
scheidung darüber ermöglichen, ob eine ener-
giepolitische Zukunft ohne Kernenergie bzw. 
ohne den Übergang zur Nutzung der Kernener-
gie mit Wiederaufarbeitung und Schnellbrü-
tern verwirklicht werden kann. Für derartige 
Entscheidungen über Energiesysteme hat die 
Enquete-Kommission die Kriterien 

— Wirtschaftlichkeit, 
— internationale Verträglichkeit, 
— Umweltverträglichkeit, 
— Sozialverträglichkeit 

entwickelt, die ein verantwortliches Abwägen 
von Vor- und Nachteilen verschiedener Ener-
giesysteme ermöglichen; 

— andererseits die vorhandene Flexibilität in den 
Energieversorgungsstrukturen erhält, damit 
im Interesse einer sicheren Versorgung zu 
wettbewerbsfähigen Bedingungen auch bei un-
günstigeren Entwicklungen der Bedarf bei in-
dustriellen und privaten Verbrauchern gedeckt 
werden kann. Deshalb müssen in den 80er Jah-
ren alle Chancen zur Nutzung von leistungsfä-
higen und verantwortbaren Energiequellen — 
insbesondere die heimische Stein- und Braun-
kohle — ausgeschöpft und die hierfür benötig-
ten Technologien weiterentwickelt werden. 
Dabei ist es erforderlich, die nukleare Option 
in den 80er Jahren forschungs-, versorgungs- 
und industriepolitisch zu erhalten. Dies bedeu-
tet, daß über die vorhandenen Kernkraftwerke 
hinaus neue Kernkraftwerke im Rahmen des 
Bedarfs zugebaut werden müssen unter der 
Voraussetzung, daß in dem erforderlichen Zeit-
rahmen die Entsorgung gesichert ist. Der Ein

-

satz der Kernenergie muß, um nicht in erneute 
einseitige Abhängigkeiten zu geraten, auch in 
den 80er Jahren auf das zur Sicherung unserer 
Energieversorgung notwendige Maß be-
schränkt bleiben. 

Dabei wird nicht verkannt, daß die Kernenergie 
bereits heute in Industrie- und einigen Schwellen-
ländern eine wichtige Versorgungsfunktion wahr-
nimmt. 

Energiepolitische Pfade 

Die Erarbeitung von vier unterschiedlichen ener

-

giepolitischen Pfaden mit der systemanalytischen 
Methode der Modellbildung ist ein wichtiges Mit- 
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tel, um 'einige quantitative Zusammenhänge lang-
fristig denkbarer alternativer Entwicklungen zu 
verdeutlichen. 

Sie können jedoch kein vollständiges Bild von den 
Bedingungen und Konsequenzen der Verwirkli-
chung der vier unterschiedlichen Zielprojektionen 
geben. Stärker berücksichtigt werden müssen ins-
besondere: 

— die volkswirtschaftlichen Zusammenhänge bei 
den Annahmen (z. B. Konsequenzen des Struk-
turwandels; Beschäftigungsprobleme; Finan

-

zierbarkeit der jeweiligen Energieinvestitio-
nen 

— die wirtschaftlichen Auswirkungen der unter-
schiedlichen Szenarien über die Deckung des 
Energiebedarfs auf Kosten und Energiepreise 
und damit auch die Wettbewerbssituation der 
deutschen Industrieproduktion. 

Dabei wird nicht verkannt, daß Wirtschaftlich-
keitskriterien nicht die alleinige Leitgröße sein 
können, wenn man Energiepolitik gestaltet. 
Ebenso wichtig ist eine Analyse des aus der Sicht 
gesellschaftlicher Zielsetzung Wünschbaren und 
Notwendigen. 

Bonn, 25. November 1981 

Gerstein 
Berichterstatter 

Catenhusen Dr. Laermann 






